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Sozio-ökonomische Ausgangslage 
in Sachsen-Anhalt

Die Entwicklung Sachsen-Anhalts war – wie die der anderen ostdeutschen Länder – in den vergangenen 15 Jahren durch mehrere tiefe Strukturveränderungen geprägt. Anfang der neunziger Jahre hat die Transformation von einer planwirtschaftlichen zu einer marktwirtschaftlich geprägten Wirtschafts- und Gesellschafts​ordnung zu einer radikalen Faktorreallokation geführt. Durch die Öffnung der Grenzen wurde das Land abrupt dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt. Beides hatte zunächst einen starken Produktions- und Beschäftigungseinbruch zur Folge, war aber auch die Grundlage für eine marktwirtschaftliche Erneuerung, die bis Mitte der neunziger Jahre auch mit hohen gesamtwirtschaftlichen Wachstumsraten verbunden war. Das reale Wachstum betrug in den Jahren 1991 bis 1995 6,9% p.a. und lag damit deutlich höher als in den alten Ländern (0,5 %) und im EU-Durchschnitt (1,6 %). 

Seit Mitte der neunziger Jahre hat sich der Konvergenzprozess deutlich verlangsamt, ist aber nicht zum Stillstand gekommen. Im Jahr 2002 beläuft sich das BIP je Einwohner auf 71,9 % des EU-Durchschnitts. Maßgeblich für die Verlangsamung des Konvergenzprozesses ist zum einen die Wachstumsschwäche in Deutschland insgesamt, von der sich die Entwicklung einer kleinen offenen Volkswirtschaft, wie die des Landes Sachsen-Anhalt, nicht abkoppeln kann. Ein Vergleich der europäischen Ziel-1-Regionen zeigt, dass ihre Wachstumsraten mit denen der jeweiligen Mitgliedsstaaten hoch korreliert sind. Zum anderen ist die Entwicklung des Landes Sachsen-Anhalt – wie die der ostdeutschen Länder insgesamt – durch eine zweite tiefgehende Strukturanpassung geprägt. Erfreulichen und weit überdurchschnittlichen Wachstumsraten im verarbeitenden Gewerbe und in Teilen des privaten Dienstleistungssektors, die eine zunehmende Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Sachsen-Anhalt zeigen, stehen deutliche Produktions- und Beschäftigungsrückgänge im Baugewerbe und im öffentlichen Dienst gegenüber. Letztere spiegeln die auf Dauer unvermeidbare Rückführung der hohen Förderung der Baunachfrage in Ostdeutschland und den notwendigen Konsolidierungsprozess der öffentlichen Haushalte wider. Ohne die starke Schrumpfung des Baugewerbes hätte sich der innerdeutsche Konvergenzprozess bis heute fast unvermindert fortgesetzt. 

Im Folgenden werden zunächst die sozio-ökonomische und umweltbezogene Lage und Entwicklung des Landes anhand zentraler Indikatoren beschrieben (Abschnitt 1.1). Daran anschließend werden wichtige Potenzialfaktoren für die weitere nachhaltige Entwicklung Sachsen-Anhalts dargestellt (Abschnitt 1.2). In Abschnitt 1.3 wird auf die Lage und Entwicklungstendenzen der öffentlichen Finanzen des Landes eingegangen, die eine wichtige Rahmenbedingung für den Einsatz der EU-Fonds darstellen. Die wesentlichen Stärken und Schwächen, Potenziale und Risiken des Landes werden in Abschnitt 1.4 zusammengefasst. Die Analyse bezieht sich im Wesentlichen auf die aktuell verfügbaren Daten und die Veränderungen seit dem Beginn der laufenden EU-Förderperiode im Jahr 2000. Dabei wird zum Vergleich mit der EU-25 – soweit möglich – auf Daten von EUROSTAT zurückgegriffen.

Sozio-ökonomische und umweltbezogene Ausgangslage und Entwicklung 

1.1.1 Wirtschaftswachstum und Pro-Kopf-Einkommen

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) Sachsen-Anhalts belief sich im Jahr 2004 auf 45,8 Mrd. €. In Sachsen-Anhalt wurden damit 2,1 % des deutschen BIP und 0,45 % des BIP der EU-25 erwirtschaftet. Das reale Wachstum des BIP betrug in Sachsen-Anhalt im Zeitraum 2000 bis 2004 durchschnittlich 0,9 % p.a. Es war damit geringfügig höher als im Bundesdurchschnitt und in den neuen Ländern (0,6 % bzw. 0,5 % p.a.), blieb jedoch deutlich hinter dem Wachstum in der EU-25 (1,5 % p.a.) und dem Zielwert der Strategie von Lissabon (3,0 %) zurück. Aufgrund der engen Verflechtung zwischen der Wirtschaft Sachsen-Anhalts und der übrigen bundesdeutschen Wirtschaft sind die nationale Wachstumsschwäche und ihre Ursachen eine wichtige Erklärung für das vergleichsweise geringe Wirtschaftswachstum.

Das Pro-Kopf-Einkommen (BIP je Einwohner) lag im Jahr 2004 bei 18.245 € und belief sich damit auf 69,1 % des bundesdeutschen Durchschnitts. Im Jahr 2000 betrug es erst 65,1 % des Bundesdurchschnitts, so dass Sachsen-Anhalt eine weitere Einkommenskonvergenz erzielen konnte. Sie lag mit 4,7 Prozentpunkten etwa doppelt so hoch wie im Durchschnitt der neuen Länder (2,2 Prozentpunkte).

Gemessen in Kaufkraftparitäten erreichte das BIP je Einwohner in Sachsen-Anhalt im Jahr 2002 71,9 % des Durchschnitts der EU-25. Sachsen-Anhalt zählt damit 2002 immer noch zu den am wenigsten wohlhabenden Regionen der Europäischen Union, deren BIP je Einwohner unterhalb 75 % des Gemeinschaftsdurchschnitts liegt. 

Tabelle 1.1.1:
Wachstum und Pro-Kopf-Einkommen

	
	Sachsen-Anhalt
	Deutschland
	EU-25

	
	
	
	

	BIP 2004 (Mrd. €) 
	45,8
	2177,0
	10.266,4

	Durchschnittliches Wachstum des BIP 2000-2004 in Preisen von 1995 pro Jahr (%))
	1,0
	0,6
	1,5

	BIP je Einwohner in Preisen von 1995 in 2004 (€)
	16.845
	24.438
	-

	BIP je Einwohner 2002 in KKS 
(EU 25 = 100)
	71,9
	109,8
	100,0

	
	
	
	


Quelle: VGR der Länder, Eurostat, Berechnungen der Staatskanzlei Sachsen-Anhalt.

1.1.2 Produktivität und Lohnstückkosten

Die durchschnittliche Arbeitsproduktivität ist im Zeitraum 2000 bis 2004 mit real 10 % im Land Sachsen-Anhalt überproportional gestiegen und erreicht damit 2004 79,8 % des bundesdurchschnittlichen Niveaus. Die gesamtwirtschaftlichen Lohnstückkosten sind im gleichen Zeitraum deutlich gesunken (-2,7 %) und haben sich – im Unterschied zur Gesamtheit der neuen Ländern, wo sie höher liegen – mittlerweile dem Bundesdurchschnitt angepasst. Auch im Bereich des verarbeitenden Gewerbes ist die Arbeitsproduktivität seit dem Jahr 2000 überproportional gestiegen (+ 17,9 %); die Lohnstückkosten sind hier stark zurückgegangen. Sie liegen mittlerweile bei nur noch 77,5 % des Bundesdurchschnitts. Letzteres zeigt eindrücklich die wiedergewonnene Wettbewerbsfähigkeit des Industriestandortes Sachsen-Anhalt und ist ein wesentlicher Grund für hohe industrielle Wachstumsraten (vgl. Abschnitt 1.1.6).

Tabelle 1.1.2:
Produktivität und Lohnstückkosten

	
	Gesamtwirtschaft
	Verarbeitendes Gewerbe

	
	
	
	
	

	
	Sachsen-Anhalt
	Deutschland
	Sachsen-Anhalt
	Deutsch-land

	Veränderung der Produktivität 2000-2004 in %
	10,0
	4,4
	17,4
	10,1

	Veränderung der Lohnstückkosten 2000-2004 in %
	-2,7
	1,7
	-13,7
	-2,3

	Produktivität 2004 (D=100)
	79,8
	100,0
	88,5
	100,0

	Lohnstückkosten 2004 (D=100)
	100,8
	100,0
	77,5
	100,0

	
	
	
	
	


Quelle: VGR der Länder, Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, Berechnungen der Staatskanzlei Sachsen-Anhalt.

1.1.3 Produktionslücke

Die gesamtwirtschaftliche Nachfrage Sachsen-Anhalts (und der neuen Länder insgesamt) wird immer noch erheblich durch insbesondere innerdeutsche Transfers gestützt. Letzteres zeigt sich an der Differenz zwischen regionaler Absorption (Endnachfrage) und regionaler Produktion (BIP). Der Überschuss der Nachfrage über die Produktion, d.h. die öffentlichen und privaten Transfers im weitesten Sinne, beläuft sich im Jahr 2002 auf 12,8 Mrd. € oder 29 % des BIP. Unterstellt man, dass ca. die Hälfte dieser Transfers in Sachsen-Anhalt zu Wertschöpfung führen
, liegt das transferbereinigte BIP je Einwohner bei nur 61,5 % der EU-25. Ohne die Transfers wäre der Konvergenzprozess damit längst noch nicht so weit fortgeschritten. 

Tabelle 1.1.3 zeigt jedoch auch, dass die Transferabhängigkeit des Landes stark gesunken ist – von 77 % in 1991 auf 29 % in 2002. Dies macht deutlich, dass sich die wirtschaftliche Entwicklung Sachsen-Anhalts zunehmend selber trägt.

 Tabelle 1.1.3:
Regionale Absorption und Produktion in Sachsen-Anhalt
	
	Regionale Absorption
in Mio. €
	Regionale Produktion (BIP) in Mio. €
	Leistungsbilanz-
saldo in Mio. €
	Absorptions-überhang in %

	
	
	
	
	

	1991
	35 330
	19 938
	– 15 392
	77

	1995
	60 323
	37 157
	– 23 166
	62

	2000
	58 987
	41 917
	– 17 070
	41

	2002
	57 069
	44 191
	– 12 879
	29

	
	
	
	
	


Quelle: VGR der Länder, Berechnungen Staatskanzlei Sachsen-Anhalt.

1.1.4 Erwerbstätigkeit 

In Sachsen-Anhalt waren im Jahr 2004 1.010.136 Personen erwerbstätig. Die Erwerbstätigkeit ging – nachdem sie vor allem Anfang der neunziger Jahren bereits deutlich abnahm – auch zwischen 2000 und 2004 zurück (-4,5 %). Die Verluste waren in etwa so stark wie im Durchschnitt der neuen Länder (- 4,1 %) und damit erheblich größer als im Bundesdurchschnitt (-0,8 %). In der EU-25 kam es im Unterschied zur Landes- und Bundesebene im Zeitraum 2000 bis 2004 zu einer Zunahme der Erwerbstätigkeit um 2,2 %.

Hauptursache für die ungünstige Entwicklung der Erwerbstätigkeit in Sachsen-Anhalt war der starke Beschäftigungsrückgang im Baugewerbe (-31,7 %) und der Personalabbau im öffentlichen Dienst (Stellenabbau auf Landesebene von Anfang 2000 bis Ende 2004: -13,9 %). Auch in der Land- und Forstwirtschaft (-10,0 %) und im Sektor „Handel, Gastgewerbe und Verkehr“ (-3,5 %) ging die Erwerbstätigkeit zurück. In den anderen Sektoren nahm die Erwerbstätigkeit zu oder blieb konstant. Darüber hinaus haben die vergleichsweise geringen Wachstumsraten sowie das Zurückfahren arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen zum Rückgang der Erwerbstätigkeit beigetragen. Beschäftigungspolitische Maßnahmen nahmen 2004 fast 7.000 Personen weniger in Anspruch als noch ein Jahr zuvor.

In Folge der starken Arbeitsplatzverluste weist Sachsen-Anhalt eine der geringsten Beschäftigungsquoten in Deutschland auf. Die von Eurostat ausgewiesene Beschäftigungsquote liegt mit 58,7 % deutlich unter dem Bundesdurchschnitt (64,3 %) Im Hinblick auf die mit dem Lissabon-Prozess angestrebte Zielmarke von 67 % im Jahr 2005 besteht somit erheblicher Handlungsbedarf. Gemessen an der Zielmarke für die Beschäftigungsquote im Jahr 2010 (70 %) fehlen in Sachsen-Anhalt ca. 200.000 Arbeitsplätze.

Hinsichtlich der Stellung im Beruf ergibt sich das folgende Bild: Die Selbstständigenquote lag 2003 mit 7,7 % um fast die Hälfte unter dem Niveau der EU-25 (14,7 %). Positiv ist hervorzuheben, dass im Zeitraum 2000 bis 2004 eine deutlich Zunahme der Selbstständigenquote von 6,6 % auf 8,4 % und damit eine Annäherung an das bundesdeutsche Niveau (2004: 10,4 %) erreicht wurde. Der Anteil sozialversicherungspflichtig Beschäftigter lag Mitte 2004 in Sachsen-Anhalt bei 85 %. Die Anteile für die nicht sozialversicherungspflichtig und geringfügig Beschäftigten lagen bei 9 % bzw. 6 %. Sie sind zu Lasten der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung seit Mitte der neunziger Jahre gewachsen. Auch die Bedeutung von Teilzeitarbeit hat zugenommen. Von 1996 bis 2004 ist der Anteil der Teilzeitbeschäftigten von 12 % auf 21 % gestiegen. 

Tabelle 1.1.4:
Erwerbstätigkeit

	
	Sachsen-Anhalt
	Deutschland
	EU-25

	
	
	
	

	Veränderung der Erwerbstätigkeit 2000-2004 (%))
	-4,5
	-0,8
	2,2

	Erwerbstätigenquote der 15 bis 65-Jährigen (%)
	58,7
	64,3
	k.A.

	Erwerbstätigenquote der 15 bis 65-jährigen Frauen
	55,5
	58,4
	k.A.

	Anteil der Selbstständigen 2003 (%)
	7,7
	10,3
	14,7

	
	
	
	


Quelle: VGR der Länder, Statistisches Bundesamt, Mikrozensus, Eurostat, Berechnungen der Staatskanzlei Sachsen-Anhalt.

Der Frauenanteil an der Beschäftigung liegt insgesamt betrachtet in Sachsen-Anhalt bei rund 47 %. Die Erwerbstätigenquote der Frauen beläuft sich im Jahr 2004 auf 55,5 %. Sie liegt damit ebenfalls unter dem Bundesdurchschnitt, unterschreitet das Lissabon-Ziel für das Jahr 2005 (57 %) allerdings nur geringfügig (Lissabon-Ziel für 2010: 60 %). Bei der Bewertung der Erwerbstätigenquote der Frauen ist zu beachteten, dass ein großer Teil der Frauenarbeitsplätze keine Vollzeitstellen sind: So entfällt z.B. 82 % der Teilzeitbeschäftigung in Sachsen-Anhalt auf Frauen. Die Teilzeitquote der Frauen beträgt 36 %, die der nur Männer 7 %. Die im Durchschnitt deutlich geringere Arbeitszeit ist eine wichtige Erklärung für das unterdurchschnittliche Lohn- und Gehaltsniveau von Frauen. 

In rund 8 % aller Betriebe in Sachsen-Anhalt gibt es Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern sowie der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Nach Angaben des Betriebspanels Sachsen-Anhalt wird etwa jeder dritte Betrieb bzw. jede dritte Dienststelle in Sachsen-Anhalt von einer Frau geleitet, wobei der Anteil von Frauen in Führungspositionen mit der Betriebsgröße zurückgeht (Stand: 30.6.2004).

Arbeitslosigkeit

Die Arbeitsmarktlage hat sich in Sachsen-Anhalt in den letzten Jahren im Vergleich der deutschen Länder leicht verbessert. Während die Zahl der Arbeitslosen in Sachsen-Anhalt zwischen 2000 und 2004 um 3,5 % gesunken ist, ist sie im Bundesdurchschnitt um 12,7 % gestiegen. Dennoch belief sich die Arbeitslosenquote (gemessen an allen zivilen Erwerbspersonen) im Jahr 2004 in Sachsen-Anhalt auf 20,3 % und war damit fast doppelt so hoch wie im Bundesdurchschnitt (10,5 %). Wie die EUROSTAT-Daten zeigen, ist die Arbeitslosenquote in Sachsen-Anhalt auch mehr als doppelt so hoch wie in der EU-25 (Tabelle 1.1.5). Durch die nach wie vor weit überdurchschnittlichen Arbeitsmarktungleichgewichte unterscheidet sich die sozio-ökonomische Lage in Sachsen-Anhalt und Ostdeutschland immer noch markant von der Lage auf Bundes- und EU-Ebene. Der Abbau der Arbeitslosigkeit bleibt angesichts der mit ihr verbundenen volkswirtschaftlichen Kosten sowie ihrer Bedeutung für den sozialen Zusammenhalt und die individuelle Lebenszufriedenheit die zentrale politische Herausforderung in Sachsen-Anhalt. Unter den vielschichtigen Ursachen sind hervorzuheben:

· die durch 40 Jahre Sozialismus und den Transformationsprozess immer noch bedingte gesamtwirtschaftliche Kapitalstock- und Unternehmenslücke

· die ca. 10 % höhere Erwerbsneigung der Frauen in Ostdeutschland 

· die Schrumpfung des 2. Arbeitsmarktes, der zwar nicht nachhaltig zu einer Verbesserung der Beschäftigungslage beizutragen vermag, jedoch kurzfristige Entlastungswirkungen hat, 

· die bereits angesprochenen wirtschaftsstrukturellen Anpassungsprozesse, insbesondere im Baugewerbe und öffentlichen Dienst.

Die Frauenarbeitslosenquote liegt in Sachsen-Anhalt – wie auf EU-Ebene – um einen Prozentpunkt über der durchschnittlichen Arbeitslosenquote. Dagegen ist die Jugendarbeitslosenquote mit 15,3 % - analog zur Situation in Deutschland insgesamt – geringer als in der EU-25 (18,4 %). Die Arbeitslosenquote von älteren Erwerbspersonen sowie der Anteil der Langzeitarbeitslosen sind in Sachsen-Anhalt vergleichsweise hoch. Im Jahr 2003 waren in Sachsen-Anhalt 63,6 % der Arbeitslosen mehr als ein Jahr nicht mehr beschäftigt, gegenüber 45,0 % in der EU-25. 

Tabelle 1.1.5:
Arbeitslosigkeit im Jahr 2003, Angaben in %

	
	Sachsen-Anhalt
	Deutschland
	EU-25

	
	
	
	

	Arbeitslosenquote 
	19,6
	9,7
	9,1

	Arbeitslosenquote bei Frauen 
	20,8
	9,2
	10,0

	Arbeitslosenquote bei Jugendlichen (< 25 Jahre) 
	15,3
	11,0
	18,4

	Anteil der Langzeitarbeitslosen 
	63,6
	50,0
	45,0

	
	
	
	


Quelle: Eurostat, Berechnungen der Staatskanzlei Sachsen-Anhalt.

1.1.5 Sektorale Zusammensetzung und Entwicklung der Produktion

Der Beitrag der Land- und Forstwirtschaft zur Bruttowertschöpfung des Landes Sachsen-Anhalt ist mit 2,9 % mehr als doppelt so hoch wie im Bundesdurchschnitt und entspricht in etwa dem Durchschnitt der EU-25. Das reale Wachstum des Sektors übersteigt im Zeitraum 2000-2004 mit 4,9 % den Bundes- und EU-Durchschnitt.

Das produzierende Gewerbe (ohne Baugewerbe) trägt mit 21,0 % derzeit noch etwas schwächer als im Bundes- und EU-Durchschnitt zur Bruttowertschöpfung bei. Aufgrund der im nationalen und internationalen Vergleich hohen Wachstumsraten (2000-2004: 18,6 %) ist für Sachsen-Anhalt den nächsten Jahren mit einer Angleichung der Sektoranteile zu rechnen. Gleiches gilt für das wichtigste Segment des Sektors, das Verarbeitende Gewerbe: Der derzeit noch unterproportionale Beitrag ist seit dem starken Einbruch Anfang der neunziger Jahren kontinuierlich gestiegen. Die hohen Wachstumsraten lassen eine weitere Verbreiterung der industriellen Basis, eine tiefere Integration in die überregionale Arbeitsteilung und damit auch den weiteren Abbau der Transferabhängigkeit der Wirtschaft Sachsen-Anhalts erwarten. Zwischen 2000 und 2004 lag das reale Wachstum der Industrie mit 17,3 % um mehr als das Vierfache über dem Bundesdurchschnitt.

Dagegen hat sich der Mitte der neunziger Jahre begonnene Schrumpfungsprozess im Baugewerbe auch im Zeitraum 2000 bis 2004 fortgesetzt. Die Produktion ging um –30,8 % zurück. Der Beitrag der Bauwirtschaft zur Bruttowertschöpfung liegt 2004 mit 6,8 % jedoch immer noch deutlich über dem Bundesdurchschnitt (4,4 %) und ist auch höher als in der EU-25 (5,1 %). Ein Ende des Schrumpfungsprozesses ist insbesondere aufgrund der schwachen Nachfrage im Wohnungs- und Wirtschaftsbau derzeit noch nicht absehbar.

Tabelle 1.1.6:
Sektorale Entwicklung und Zusammensetzung der Produktion

	
	Veränderung der BWS 2000-2004 in Preisen von 1995
	Sektoranteil an der BWS 2004

	
	Sachsen-Anhalt
	Deutsch-land
	EU-25a)
	Sachsen-Anhalt
	Deutsch-land
	EU-25a)

	Land-, Forstwirtschaft und 
Fischerei
	4,6
	3,6
	1,9
	2,9
	1,3
	2,6

	Produzierendes Gewerbe
(ohne Baugewerbe)
	18,6
	3,1
	3,4
	20,9
	23,8
	22,7

	· Verarbeitendes Gewerbe
	17,3
	3,6
	n.V.
	17,3
	21,5
	n.V.

	Baugewerbe
	-30,8
	-16,3
	3,6
	6,8
	4,4
	5,1

	Dienstleistungsbereiche 
	6,8
	5,4
	8,3
	69,3
	70,6
	69,6

	· Handel, Gastgewerbe und Verkehr
	22,2
	8,6
	7,9
	22,0
	19,2
	22,6

	· Finanzierung, Vermietung, Unternehmensdienstleister
	4,2
	6,0
	9,6
	22,2
	31,1
	25,9

	· Öffentliche und (sonstige) private Dienstleister
	-1,9
	1,6
	7,4
	25,1
	20,3
	21,1

	Insgesamt
	5,0
	3,6
	6,8
	100,0
	100,0
	100,0

	a) in Preisen und Wechselkursen von 1995.


Quelle: VGR der Länder, Eurostat, Berechnungen der Staatskanzlei Sachsen-Anhalt.

Der Dienstleistungssektor trägt im Land Sachsen-Anhalt mit 69,3 % in etwa so stark wie im Bundes- und EU-Durchschnitt zur Bruttowertschöpfung bei. Der Beitrag des Sektors „Handel, Gastgewerbe und Verkehr“ liegt deutlich über dem Bundesdurchschnitt und weist ein stark überdurchschnittliches Wachstum auf (2000 bis 2004: +22,2 %). Dies geht vor allem auf die sehr dynamische Entwicklung des Bereichs „Verkehr und Nachrichtenübermittlung“ zurück und zeigt die guten Standortbedingungen für Verkehrs- und Logistikunternehmen in Sachsen-Anhalt. Unterproportional vertreten ist der Sektor „Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleistungen. Er weist zudem eine im Vergleich zum Bundes- und EU-Durchschnitt schwache Wachstumsdynamik auf. Da dieser Sektor ein zentraler Träger des Beschäftigungswachstums in der EU-25 ist, stellt sich die Frage, in welchen Feldern das Land und insbesondere seine Großstädte Standortvorteile für höherwertige unternehmensorientierte Dienstleistungen entwickeln können. Der Beitrag der öffentlichen und sonstigen privaten Dienstleistungen liegt mit (25,1 %) über dem Bundes- und EU-Durchschnitt. Während dieser Sektor auf Bundes- und insbesondere auf EU-Ebene (+6,8 %) gewachsen ist, kam es in Sachsen-Anhalt zu einem Rückgang der Bruttowertschöpfung um -1,9 % zwischen 2000 und 2004. Maßgeblich hierfür ist der zur Haushaltskonsolidierung durchgeführte und seit 2002 forcierte Stellen- und Personalabbau des Landes und seiner Kommunen. 

1.1.6 Umweltsituation

CO2-Emissionen und Luftreinhaltung

Die CO2-Emission beliefen sich in Sachsen-Anhalt 2001 auf nur noch knapp die Hälfte (- 47 %) des Niveaus von 1990. In Deutschland sind sie im gleichen Zeitraum deutlich langsamer gesunken (- 12 %). Damit trägt Sachsen-Anhalt maßgeblich dazu bei, dass Deutschland die Kyoto-Zielsetzungen erfüllen kann. Ein deutlicher Rückgang fand Anfang der neunziger Jahre statt. Danach hat sich die Emission stabilisiert und ist gegen Ende der neunziger Jahre wieder leicht angestiegen. Je Einwohner entsprach die CO2-Emmission 2001 in etwa dem Bundesdurchschnitt (vgl. Tabelle 1.1.7). In seinem Klimaschutzprogramm hat das Land als wichtigstes Ziel die Stabilisierung der Emission auf dem Niveau von 1994 festgeschrieben. 

Infolge der in Sachsen-Anhalt abgeschlossenen lufttechnischen Sanierung industrieller Anlagen und der fast vollständigen Umstellung der Kleinfeuerungsanlagen auf schadstoffarme Energieträger zeigt sich in Ballungsräumen nunmehr eine Dominanz verkehrsverursachter Emissionen, die bis zu 80 % an der PM10-Gesamtemission erreichen. Die dauerhafte Einhaltung der hohen europäischen Anforderungen an die Luftqualität setzt voraus, dass es in den kommenden Jahren gelingt, neue und angepasste Ansätze zur Minderung der Feinstaubbelastung zu entwickeln.

Tabelle 1.1.7:
Umweltindikatoren
	
	Sachsen-Anhalt
	Deutschland

	
	
	

	CO2-Emmission, Veränderung 1990-2001 in %
	-46,9
	-11,2

	CO2-Emmission je Einwohner 2001 (t) 
	10,4
	10,3

	Primärenergieverbrauch, Veränderung 1990-2001a) (k.A.)
	-38,1
	-1,8

	Primärenergieverbrauch je 1.000 Einwohner 2001 (TJ)a)
	172,2
	178,1

	Endenergieverbrauch, Veränderung 1999-2001b)
	-45,1
	0,7

	Endenergieverbrauch je 1.000 Einwohner 2001 (TJ)b)
	106,3
	116,7

	Verwertungsquote (%)
	40
	47

	Haus- und Sperrmüll je Einwohner (kg je Einwohner) 2001
	239
	200

	Wasserentnahme aus der Natur (m3 je Einwohner) 2001
	151
	532

	Abwassereinleitung in die Natur (m3 je Einwohner) 2001
	124
	440

	Anschlussgrad der Bevölkerung an öffentliche Kläranlagen 2002 (2004) in %
	83 (86)
	93 (k.A.)

	Jährlicher Zuwachs der Siedlungs- und Verkehrsfläche in % der Landesfläche (Durchschnitt 2001-2004)
	0,15
	0,11

	Anteil der Siedlungs- und Verkehrsflächen 2001 in %
	9,4
	12,3

	Anteil der Siedlungsflächen 2001 in %
	5,6
	7,5

	Anteil der Verkehrsflächen 2001 in %
	3,7
	4,8

	a) Deutschland ohne die Länder Hamburg, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz, für die keine Vergleichsdaten vorliegen. b) Deutschland ohne die Länder Hamburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Sachsen, für die keine Vergleichsdaten vorliegen.

	


Quelle: Arbeitsgruppe Umweltökonomische Gesamtrechnungen der Länder, Berechnungen der Staatskanzlei Sachsen-Anhalt.

Energieverbrauch

Wie Tabelle 1.1.7 zeigt, ist das Niveau des Primär- und Endenergieverbrauchs gegenüber dem Jahr 1990 in Sachsen-Anhalt erheblich – um 38 % bzw. 45 % - gesunken. Im Bundesdurchschnitt ist der Energieverbrauch dagegen annähernd konstant geblieben. Die Effizienz im Umgang mit Energieressourcen hat in Sachsen-Anhalt deutlich zugenommen. Gemessen an der Einwohnerzahl entspricht der Primärenergiever​brauch 2001 dem bundesdeutschen Niveau, der Endenergieverbrauch liegt in Sachsen-Anhalt sogar darunter.

Mehr als elf Prozent des Stroms werden mittlerweile aus erneuerbaren Energien erzeugt, wobei die Windkraft einen Anteil von etwa 90 % hat. In Sachsen-Anhalt zeichnet sich jedoch bereits jetzt deutlich ab, dass die deutschen und europäischen Ziele im Bereich der erneuerbaren Energien (z. B. zur Geothermie und Biomasse) nur dann erreicht werden können, wenn es gelingt, diese wettbewerbsfähig zu machen und Lösungen zu finden, die die zum Teil noch gravierenden technischen Nachteile beheben. 

Abfallaufkommen

Das Aufkommen an Haus- und Sperrmüll liegt in Sachsen-Anhalt im Jahr 2001 um rund 39 kg je Einwohner über dem Bundesdurchschnitt. Die Verwertungsquote beträgt 40 % und ist deutlich niedriger als im Bundesdurchschnitt (vgl. Tab. 1.7). Damit mussten in Sachsen-Anhalt im Jahr 2001 noch 60 % der angefallenen Abfälle beseitigt werden. Neben der weiteren Unterstützung einer ordnungsgemäßen Stilllegung und Sanierung von Siedlungsabfalldeponien für Beseitigungsabfälle, ist zukünftig daher auch der Ausbau von Vermeidungs- und Verwertungsstrategien in Sachsen-Anhalt eine wichtige Aufgabe.

Wasser

Sachsen-Anhalt weist im Vergleich zum Bundesdurchschnitt und auch im Vergleich zu anderen Flächenländern wie Niedersachsen oder Schleswig-Holstein noch einen geringeren Anschlussgrad der Bevölkerung an öffentliche Kläranlagen auf (vgl. Tabelle 1.1.7). Ein größerer Anteil der Abwässer gelangt somit nicht oder nur unzureichend gereinigt in die Umwelt. In Sachsen-Anhalt finden im Vergleich zum Bundesdurchschnitt sowohl deutlich geringere Wasserentnahmen aus der Natur als auch deutlich geringere Abwassereinleitungen statt.  Allerdings haben diese Indikatoren wie auch andere Indikatoren im Umweltbereich nur einen begrenzten Aussagewert. Daher bedarf es hilfsweise der Betrachtung eines Bündels unterschiedlicher Indikatoren, um die Umweltqualität zu bewerten.

Ein erster Ländervergleich des Gewässerzustandes lässt kaum Unterschiede in Art und Ausmaß der festgestellten Belastungen erkennen. Insgesamt zeigt das Ergebnis jedoch, dass viele Gewässer Sachsen-Anhalts – wie die der anderen Länder auch - die Zielstellung „guter Zustand“ heute noch nicht erreichen. Eine Hauptursache der Belastungen von Gewässern und Grundwasser sind diffuse Quellen, u.a. aufgrund landwirtschaftlicher Nutzungen. Darüber hinaus ist bei vielen Oberflächengewässern eine ökologische Durchgängigkeit des Gewässers aufgrund der landwirtschaftlichen Nutzung nicht gegeben. Dies gefährdet die Erreichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie (WWRL). Zur deren Erreichung müssen u.a. geeignete Maßnahmen zur Minimierung von Stoffeinträgen aus Düngung und Pflanzenschutz gefunden werden. Dabei sind Zielkonflikte zwischen Boden-, Gewässer-, Biotop- und Verbraucherschutz, sowie den Interessen der landwirtschaftlichen Produzenten zu beachten.

Boden/Altlasten

Im Vergleich der Bundesländer weist Sachsen-Anhalt 2001-2004 einen überdurchschnittlichen Zuwachs an Siedlungs- und Verkehrsflächen auf (vgl.Tabelle 1.1.7), was allerdings nur zum Teil auf Neuversiegelungen, zum anderen Teil auf einen großen Zuwachs gering versiegelter Erholungsflächen sowie statistische Effekte
 zurück zu führen ist. Die Siedlungs- und Verkehrsfläche weist im Vergleich der Bundesländer einen deutlich unterdurchschnittlichen Anteil an der Gesamtfläche auf. Auch in Bezug auf das Niveau der Bodenversiegelungen stellt sich die Umweltsituation damit vergleichsweise günstig dar. Die Brachflächenpotenziale sind bei zunehmender Tendenz in Ostdeutschland deutlich höher als in Westdeutschland, so dass das Flächenrecycling auch zukünftig ein wichtiger Ansatzpunkt ist, um eine zusätzliche Flächeninanspruchnahme zu vermeiden.

Sachsen-Anhalt ist durch Altlasten besonders stark betroffen. In den letzten Jahren wurden Fortschritte bei der Sanierung erreicht. Nach wie vor gibt es aber eine große Zahl von altlastverdächtigen Flächen (Mai 2005: 19.421 davon 5.738 Altablagerungen und 13.683 Altstandorte). Dabei handelt es sich um meist stillgelegte gewerbliche, militärische oder landwirtschaftliche Altstandorte sowie kommunale Altablagerungen mit überwiegend mittlerem bis geringerem Gefährdungspotenzial. 

Im Bereich der Nährstoffeinträge in den Boden durch die Landwirtschaft haben sich die flächenbezogenen Stickstoffbilanzen (Indikator für das Verlustpotenzial von Stickstoff aus dem Boden und Eintrag in die Gewässer) auf ca. + 50 kg N/ ha stabilisiert (Deutschland + 90 kg N/ ha). Ca. 65 % der landwirtschaftlichen Böden sind potenziell durch Winderosion und ca. 15 % potenziell durch Wassererosion bedroht. 

Naturschutz

Im Zentrum der Landes-Naturschutzpolitik stehen der Aufbau des europäischen Netzes NATURA 2000 und die Erhaltung der Biodiversität (Artenvielfalt, Biotopvielfalt und genetische Vielfalt), unter anderem durch den Aufbau eines Biotopverbundsystems. Die Gesamtfläche der NATURA 2000 – Gebiete beträgt in Sachsen-Anhalt 231.936 ha (11,31 % der Landesfläche) und entspricht damit in etwa dem derzeitigen Bundesdurchschnitt der Binnenländer. Der überwiegende Teil dieser Gebiete wird von land- und forstwirtschaftlichen Flächen eingenommen, die in unterschiedlichem Maße Nutzungsbeschränkungen unterliegen werden, die durch das Land auszugleichen sind. Bis zum Ende der nächsten Förderperiode sind umfangreiche Anstrengungen nötig, um die nötigen Erhaltungsmaßnahmen für die Lebensräume, Arten und Arthabitate innerhalb dieser Gebiete zu gewährleisten und Verschlechterungen zu vermeiden, sowie die Anforderungen der EU an die Berichtspflichten und das Monitoring zu erfüllen.

Wald

In den Wäldern in Sachsen-Anhalt ist jeder vierte Baum sichtbar krank. Die seit der ersten Hälfte der 90er-Jahre erkennbare Tendenz der Verschlechterung des Kronenzustandes hat sich auch 2004 nicht durchgreifend geändert. Die Ursachen liegen, wie im gesamten Bundesgebiet, in extremer Hitze und Trockenheit, natürlichen Wald​schäd​lingen, Luftverunreinigungen und übersäuerten Böden. In der umweltgerechten Wald​bewirtschaftung, verbunden mit einem langfristigen Waldumbau (Vergrößerung der Baumarten- und Altersklassenvielfalt) liegen Potenziale zur Minderung der Schädigungen infolge von Schadstoffbelastungen und darüber für eine deutliche Erhöhung der Stabilität, der Betriebssicherheit und Wertleistung der Waldbestände. Über die Erhöhung des Waldanteils können die positiven Wirkungen des Ökosystem Wald (Luft- und Wasserqualität, Hochwasserschutz) in größerem Umfang genutzt werden.

1.2 Potenzialfaktoren für eine nachhaltige Entwicklung des Landes Sachsen-Anhalt

1.2.1 Bevölkerung

Während die Faktoren „Sachkapital“ und „Wissenskapital“ in einem hohen Grad interregional mobil sind, trifft dies auf die Bevölkerung bzw. den Faktor „Arbeit“ nur begrenzt zu. Auch wenn es kaum noch rechtliche Mobilitätsbeschränkungen innerhalb der EU gibt, sind die individuellen Mobilitätskosten doch beachtlich. Damit ist die Bevölkerungsentwicklung eine entscheidende Determinante des regionalen Wachstumspotenzials. 

Das Land Sachsen-Anhalt hat in den vergangenen Jahren einen erheblichen Bevölkerungsverlust erlitten. Am 31.12.2004 lag die Einwohnerzahl um fast 5% niedriger als am 31.12.2000. Im gleichen Zeitraum betrug der Bevölkerungsrückgang in den neuen Ländern insgesamt ca. 3 %. Im Bundes- und EU-Durchschnitt stieg dagegen die Bevölkerungszahl um 0,5 %. Verantwortlich für diese Entwicklung in Sachsen-Anhalt sind die noch immer unter dem Bundesschnitt liegende Geburtenrate und der negative Saldo zwischen Zu- und Abwanderungen. Nach der aktuellen Bevölkerungsprognose des Statistischen Landesamtes (Stand: Frühjahr 2004) wird sich die in den vergangenen Jahren vollzogene Entwicklung auch in den nächsten Jahren fortsetzen. Es wird erwartet, dass die Bevölkerung des Landes unter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen von ca. 2,51 Mio. Einwohnern bis 2020 um weitere 19,5 % auf ca. 2,06 Mio. Einwohner sinkt. Auch optimistischere Prognosen, z.B. die des Instituts für Wirtschaftsforschung, Halle (IWH) aus dem Jahr 2004, gehen von einem Rückgang um etwa 13 % gegenüber dem Jahr 2004 aus. Im Vergleich hierzu wird die Bevölkerung in Deutschland annähernd konstant bleiben, in der EU-25 ist mit einem Bevölkerungswachstum um 2,4 % zu rechnen.

Der Bevölkerungsrückgang wird mit einer erheblichen Veränderung der Altersstruktur der Bevölkerung einhergehen. Diese Entwicklung wird in den neuen Bundesländern markanter als in den alten Ländern verlaufen. In Sachsen-Anhalt wird der Anteil älterer Menschen (über 65 Jahre) nach derzeitiger Prognose von gegenwärtig ca. 21 % bis 2020 auf ca. 27 % ansteigen. Der Anteil der Einwohner im Alter bis zu 20 Jahren wird dagegen weiter sinken und zwar von ca. 17 % im Jahr 2002 auf ca. 14 % im Jahr 2020. Der Anteil der Bevölkerung im Erwerbstätigenalter (Bevölkerung im Alter von 20 bis unter 65 Jahren) wird sich bis 2020 von 62 % auf 59 % verringern, wobei allerdings die absolute Anzahl des Erwerbspersonenpotenzials um mehr als 345.000 Personen sinken wird. Ferner wird die Bevölkerungsdichte in Sachsen-Anhalt infolge der Bevölkerungsverluste von ca. 124 Einwohnern je qkm im Jahr 2002 auf ca. 100 Einwohner je qkm im Jahr 2020 sinken. Vor allem im ländlichen Raum (das gesamte Gebiet außerhalb der Verdichtungsräume Magdeburg und Halle) verschärfen sich die Probleme bei der Gewährleistung der Daseinsfürsorge. 

Tabelle 1.2.1:
Bevölkerung

	
	Sachsen-Anhalt
	Deutschland
	EU-25

	
	
	
	

	Veränderung 2000-2004 in %
	-4,8
	0,5
	0,5

	Prognose 2005-2020 in % a)
	-19,5
	0,1
	2,4

	Bevölkerungsdichte 2004 (EW je qkm2)
	120,1
	231,4
	n.V.

	a) Bevölkerungsprognose für Sachsen-Anhalt: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt; Bevölkerungs​prognose für EU-25 und Deutschland: Eurostat.

	


Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, Eurostat, Berechnungen der Staatskanzlei Sachsen-Anhalt.

Nach der aktuellen Sterbetafel 2001/2003 betrug die durchschnittliche Lebenserwartung für einen Jungen 73,6 Jahre und liegt damit um etwa 2 Jahre unter dem Bundesdurchschnitt. Die Lebenserwartung eines neugeborenen Mädchens liegt mit 80,6 Jahren um 7 Jahre höher und damit nur etwa ein dreiviertel Jahr unter dem Bundesdurchschnitt. Bis 2020 ist mit einer weiteren Anpassung der Lebenserwartung an das Niveau in Deutschland zu rechnen.
1.2.2 Humankapital

Die Ausstattung mit Humankapital ist ein wichtiger Gradmesser für die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung. Der Qualifikation der Erwerbstätigen kommt im internationalen und –regionalen Wettbewerb eine immer stärkere Bedeutung zu. Qualifizierte Arbeitnehmer sind eine Voraussetzung für die erfolgreiche Entwicklung, Produktion und Vermarktung von Gütern und Dienstleistungen und stellen daher einen der wichtigsten Standortfaktoren dar.

Tabelle 1.2.2 geht auf die Ausbildung der Beschäftigten ein. Dieser Indikator lässt für Sachen-Anhalt derzeit noch eine vergleichsweise günstige Ausstattung mit Humankapital erkennen. Der Anteil von Beschäftigten ohne abgeschlossene Berufsausbildung ist  geringer als im Bundesdurchschnitt. Der Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten (am Arbeitsort) mit Hoch- und Fachhochschulabschluss entspricht noch in etwa dem Bundesdurchschnitt. Zu beachten ist jedoch, dass er entgegen dem bundesdeutschen Trend in den letzten Jahren gesunken ist.

Tabelle 1.2.2:
Qualifikation der Beschäftigten, Schulabgänger und Studierende

	
	Sachsen-Anhalt
	Deutschland

	
	
	

	SV-Beschäftigte nach Art der Ausbildung (in %)
	
	

	Ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
	10,1
	17,2

	mit abgeschlossener Berufsausbildung 
	71,6
	61,6

	mit Abschluss an einer höheren Fachschule, Fachhochschule, Hochschule
	8,4
	8,9

	Abgänger ohne Schulabschluss 2003/04 (in %)
	14,1
	9,3

	Abgänger ohne Schulabschluss 2004/05 (in%)
	11,7
	k.A

	Studienberechtigtenquote 03/04 (in %)
	32,9
	39,2

	Studenten im Wintersemester je 1.000 Einwohner 03/04
	19,2
	24,9

	Bestandene Prüfungen im Wintersemester 
je 1.000 Einwohner
	1,8
	2,7

	
	
	


Quelle: Statistisches Bundesamt. 

In Bezug auf die Startvoraussetzungen für die weitere berufliche Ausbildung und späteren Lebens- und Karrierechancen ist der hohe Anteil der Schulentlassenen ohne Hauptschulabschluss in Sachsen-Anhalt als problematisch einzuschätzen. Ihr Anteil lag im Schuljahr 2003/04 mit 14,1% deutlich über dem Bundesdurchschnitt (9,3%). Die Zahlen aus dem Schuljahr 2004/05 lassen eine positive Entwicklung erkennen. So verringerte sich die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die allgemeinbildende Schulen ohne Hauptschulabschluss verlassen, auf anteilig 11,7 %.

Im Vergleich mit den anderen ostdeutschen Flä​chen​ländern konnten in Sachsen‑Anhalt  bereits seit mehreren Jahren die höchsten Werte bei der Ausbildungsbeteiligung von Unternehmen erreicht werden. Im Durchschnitt stellt über die Hälfte der ausbildungsberechtigten Betriebe Ausbildungsplätze zur Verfügung. Insgesamt gab es Mitte 2004 in Sachsen-Anhalt rd. 53.000 Auszubildende. Dies entspricht einer Auszubildendenquote von rund 6 %. Die große Mehrheit der Auszubildenden lernt in Betrieben und Einrichtungen des Dienstleistungssektors. Auf das verarbeitende Gewerbe entfallen 15 % aller Auszubildenden in Sachsen-Anhalt, auf das Baugewerbe mittlerweile nur noch 9 %. Während zwischen 1996 und 2003 noch ein deutlicher Abwärtstrend bei der Übernahme von Auszu​bil​denden nach abgeschlossener Ausbildung in ein Arbeitsverhältnis desselben Betriebes zu beobachten war, hat sich die Situation mit einer aktuellen Übernahmequote von rund 44 % deutlich verbessert. Sachsen‑Anhalt zählt damit zu den ostdeutschen Ländern mit den höchsten Übernahmequoten. 

Die so genannte Studienberechtigtenquote, die den Anteil der studienberechtigten Schulabgänger an der altersspezifischen Bevölkerung ausdrückt, ist in Sachsen-Anhalt mit 32,9 % geringer als der bundesweite Durchschnitt (39,2 %). Mit 19,2 Studierenden je Einwohner liegt Sachsen-Anhalt im bundesweiten Vergleich im letzten Drittel. Die Absolventenquote (bezogen auf den Altersjahrgang) ist mit 13 % im Jahr 2003 - wie in ganz Deutschland - unakzeptabel niedrig.
Die Bevölkerungs- und Studierenden-Prognosen geben deutliche Hinweise darauf, dass in Deutschland ab Mitte des kommenden Jahrzehnts mit einem Mangel an qualifizierten Arbeitskräften gerechnet werden muss. Der vergleichsweise starke Bevölkerungsrückgang deutet wie auch die oben genannten Indikatoren für die zukünftige Humankapitalausstattung darauf hin, dass Sachsen-Anhalt die damit verbundenen Probleme noch früher und stärker zu spüren bekommt als andere Bundesländer.

1.2.3 Forschung, Entwicklung und Innovation

Die Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten der sachsen-anhaltinischen Wirtschaft sind eine der entscheidenden Variablen für die technologische Leistungsfähigkeit und damit auch für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung. 

Die Zahl der angemeldeten Patente je 1 Mio. Einwohner (Patentintensität) – ein Indikator für die Ergebnisse der Innovationsanstrengungen - ist im Jahr 2004  in Sachsen-Anhalt mit 158 deutlich geringer als im Bundesdurchschnitt (587) Das unterproportionale Niveau der Innovationsaktivitäten  wird auch bei Betrachtung alternativer, gesamtwirtschaftlicher Innovationsindikatoren deutlich . Gemessen an den FuE-Ausgaben und FuE-Beschäftigten zeigt sich, dass die FuE-Aktivitäten im Verarbeitenden Gewerbe – auf das nahezu 90 % der FuE-Aufwendungen der gewerblichen Wirtschaft entfallen – seit 1997 rückläufig sind. Im Jahr 2001 betrugen die FuE-Aufwendungen als Anteil am Umsatz in Sachsen-Anhalt mit 0,6 % nur ein Viertel des deutschen Durchschnittwertes (2,4 %). Der Anteil der FuE-Beschäftigten an den Beschäftigten insgesamt lag mit 1,4 % bei rund einem Drittel des bundesdeutschen Niveaus.

Ein zentraler Grund für diese niedrigen Werte ist das Fehlen von forschungsintensiven Großunternehmen, in denen sich in Westdeutschland die meisten FuE-Aktivitäten konzentrieren. Ein weiterer Grund ist der geringen Besatz mit Industrieunternehmen aus dem Bereich der Hochwertigen Technik und Spitzentechnik. Während in Deutschland die Beschäftigungsanteile (bezogen auf die Gesamtbeschäftigung) in diesen beiden Bereichen 2,4 % und 7,6 % betragen, liegen die Anteilswerte in Sachsen-Anhalt bei nur 0,7 % bzw. 3,7 %. Die Ausstattung mit wissensintensiven Dienstleistern ist gleichfalls gering: Von 1.000 Beschäftigen arbeiten in Deutschland 33,1 Beschäftigte im Bereich technologieorientierter Dienstleistungen und 31,8 Beschäftigte im Bereich nicht-technischer Beratungstätigkeiten; in Sachsen-Anhalt sind es nur 22,1 bzw. 15,4 Beschäftigte.

Tabelle 1.2.3:
Innovationsindikatoren

	
	Sachsen-Anhalt
	Deutschland

	
	
	

	Patente je 1 Mio. Einwohner 2004
	158
	587

	FuE-Aufwendungen (in % des Umsatzes)
	0,57
	2,42

	FuE-Personal (in % der Beschäftigten)
	1,42
	4,24

	Beschäftigte in technologieintensiven Sektoren 
(in % aller Beschäftigten)
	
	

	- in der Hochwertigen Technik 
	0,69
	2,37

	- in der Spitzentechnik
	3,36
	7,60

	- technolgieorientierte Dienstleister
	2,21
	3,31

	- nicht-technische Beratungstätigkeiten 
	1,54
	3,18

	Unternehmensgründungen in technologieintensiven 
Sektoren (je 10.000 Erwerbsfähige)
	
	

	- in der Hochwertigen Technik 
	0,15
	0,22

	- in der Spitzentechnik
	0,14
	0,27

	- technolgieorientierte Dienstleister
	1,97
	3,28

	- nicht-technische Beratungstätigkeiten 
	1,26
	3,13

	
	
	


Quelle: Statistisches Bundesamt.

Die geringen Beschäftigungsanteile in technologieintensiven Industrie- und wissensintensiven Dienstleistungsbranchen erklären, warum mit der Gründungsintensität junger Unternehmen auch ein anderer zukunftsgerichteter Indikator für die technologischen Kapazitäten im bundesweiten Vergleich stark unterdurchschnittlich ausfällt: In Sachsen-Anhalt haben sich im Zeitraum zwischen 2000 und 2003 rund 0,15 Unternehmen pro 10.000 Erwerbsfähigen im Bereich der Hochwertigen Technik gegründet. Im Bereich der Spitzentechnik waren es 0,14, bei den technologieintensiven Dienstleistern 1,97 und bei den nicht-technischen Beratungstätigkeiten 1,26. Zum Vergleich: im bundesdeutschen Durchschnitt in diesen 4 Kategorien betrugen die Werte 0,22 in der Hochwertigen Technik, 0,27 in der Spitzentechnik, 3,28 bei den technologieorientierten Dienstleistern und 3,13 bei den nicht-technischen Beratungstätigkeiten. Ein Blick auf die regionale Aufgliederung dieser Zahlen nach Bundesländern zeigt, dass Sachsen-Anhalt diesbezüglich entweder auf dem vorletzten oder letzten Platz rangiert. Weiterhin zeigt sich mit Blick auf die vorangegangenen Perioden, dass die Gründungsintensität in den letzten Jahren erheblich hinter die Vergleichswerte am Anfang und in der Mitte der 90er Jahre zurückgefallen ist.

Das Land Sachsen-Anhalt verfügt zwar über ein relativ gut ausgebautes Hochschulsystem (siehe 1.2.5 Hochschulen und FuE-Einrichtungen), der Gesamtwert aller staatlichen und privaten FuE-Aktivitäten im Land Sachsen-Anhalt erreicht mit rund 1,4 % des BIP jedoch weder das Lissabon-Ziel eines Anteils von 3% des BIP noch den bundesdeutschen Durchschnitt eines BIP-Anteils von 2,6 %. Das Statistische Landesamt Baden-Württemberg hat jüngst einen Globalindikator entwickelt, in dem zahlreiche Kennziffern für die Forschung, Entwicklung und Innovation zusammengefasst werden. Innerhalb der für 73 europäische Regionen vorliegenden Ergebnisse erreicht Sachsen-Anhalt demnach nur den Platz 48. Im Gegensatz dazu nehmen die Bundesländer Baden-Württemberg, Berlin, Bayern, Hessen und Hamburg Spitzenpositionen ein und gehören zu den zehn innovationsstärksten Regionen innerhalb der Europäischen Union.

1.2.4 Investitionen und Kapitalstock

Eine zentrale Determinante für die Höhe des Pro-Kopf-Einkommens und damit des Wohlstandes einer Region sind private und öffentliche Investitionen und der dadurch gebildete regionale Kapitalstock. In Deutschland wurden zwischen 2000 und 2002 Anlageinvestitionen in Höhe von 1.304,9 Mrd. € (in Preisen von 1995) getätigt. Hiervon flossen 38,1 Mrd. € nach Sachsen-Anhalt (2,9%). Tabelle 1.2.4 zeigt die durchschnittliche Investitionsquote zwischen 2000 bis 2002. Sie betrug in Sachsen-Anhalt 30,9% und lag damit über jener in Deutschland (22,0%). Insgesamt wurden in Sachsen-Anhalt – in Relation zum Inlandsprodukt – fast 50% mehr an Investitionen als im Bundesdurchschnitt vorgenommen. 

Ein moderner Kapitalstock, mit dem international wettbewerbsfähige Produkte hergestellt werden können, setzt insbesondere Investitionen in Ausrüstungen voraus. Die Quote der Ausrüstungsinvestitionen bezogen auf das reale BIP betrug in Sachsen-Anhalt 12,6% und war damit um fast ein Viertel höher als im Durchschnitt aller Bundesländer (10,3%). Rund 60% der Bruttoanlageinvestitionen in Sachsen-Anhalt waren Bauinvestitionen, in Deutschland waren es 53%. Die Investitionstätigkeit ist in Sachsen-Anhalt allerdings rückläufig: Besonders deutlich wird die nachlassende Investitionstätigkeit an den Bruttoanlageinvestitionen je Erwerbstätigen: Lagen diese noch 1998 rund 35% über dem gesamtdeutschen Niveau, betrug dieser Unterschied 2002 nur noch 7%.

Zur Erklärung der Produktivität und der Pro-Kopf-Einkommen einer Volkswirtschaft ist die Kapitalintensität (Kapitalstock je Erwerbstätigen) bzw. der Kapitalstock je Einwohner die Schlüsselgröße. Die gesamtwirtschaftliche Kapitalintensität erreicht in Sachsen-Anhalt mit 238.973 € rund 88% des gesamtdeutschen Wertes (271.977 €), und in Bezug auf den Kapitalstock in Ausrüstungen entspricht sie in etwa dem Bundesdurchschnitt. Seit 1995, dem frühest möglichen Zeitpunkt ab dem von den statistischen Landesämtern Werte ausgewiesen werden, hat sich die Kapitalintensität in Sachsen-Anhalt um etwas mehr als 60% erhöht, während sie in Deutschland in diesem Zeitraum nur um 13,1% anstieg.

Aufgrund des hohen Arbeitsplatzdefizits besteht gleichwohl nach wie vor eine erhebliche Kapitalstocklücke. Diese zeigt sich an der Kapitalausstattung je Einwohner, die um ein Viertel geringer ist als im Bundesdurchschnitt. Auch bei den Ausrüstungen liegt die Ausstattung um 14 % unter dem Bundesdurchschnitt. Um die vergleichbare Kapitalausstattung wie im Bundesdurchschnitt zu erreichen, sind in Sachsen-Anhalt insgesamt nochmals 83,5 Mrd. € an Investitionen, davon 8,5 Mrd. € in Ausrüstungen und 74,9 Mrd. € in Bauten erforderlich.

Tabelle 1.2.4:
Investitionen und Kapitalstock

	
	Sachsen-Anhalt
	Deutschland

	
	
	

	Bruttoanlageinvestitionen 2000-2002 (Mrd. €) 
	38,1
	1.304,9

	Investitionsquote 2000-2002 (in % des BIP)
	30,9
	22,0

	- in Ausrüstungen
	12,6
	10,3

	- in Bauten
	18,3
	11,6

	Kapitalintensität 2002 (in €)
	238.973
	271.977

	- in Ausrüstungen
	50.736
	50.140

	- in Bauten
	188.237
	221.837

	Kapitalausstattung je Einwohner 2002 (in €)
	95.566
	128.112

	- in Ausrüstungen
	20.290
	23.618

	- in Bauten
	75.277
	104.494

	
	
	


Quelle: VGR der Länder, Berechnungen der Staatskanzlei Sachsen-Anhalt.

1.2.5 Infrastrukturausstattung

Überblick

Eine leistungsfähige Infrastruktur ist Voraussetzung der individuellen Daseinsfürsorge wie der Produktion und Vermarktung von Gütern und Dienstleistungen. Räumliche Ausstattungsunterschiede wirken auf die Standortwahl sowohl der Unternehmen als auch der Privathaushalte und nehmen dadurch Einfluss auf die regionale Entwicklung.

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) hat im Jahr 2000 die Infrastrukturausstattung der neuen Flächenländer und ihrer Kommunen quantifiziert und mit der in den alten Ländern verglichen. Zentrales Ergebnis der Analyse der Infrastrukturausstattung der neuen Länder durch das DIW war, dass die neuen Länder Ende 1999 einen Infrastrukturkapitalbestand (gemessen am Brutto-Anlagevermögen je Einwohner zu Preisen von 1991) in Höhe von fast 70 % aller alten Flächenländer und in Höhe von ca. 74 % aller finanzschwachen Westflächenländer hatten. Werden die kommunalen Gemeinschaftsdienste (hier insbesondere die Abwasserentsorgung), Wirtschaftsunternehmen usw. hinzugerechnet, reduziert sich die Infrastrukturkapitalausstattung sogar auf rd. 57 % bzw. 62 %. Dies impliziert, dass die Infrastrukturlücke in den neuen Ländern selbst im Vergleich zu den strukturschwachen Westflächenländern Ende des Jahres 1999 noch beträchtlich war und es auch gegenwärtig noch sein wird. Die in Tabelle 1.2.5 dargestellten DIW-Berechnungen zeigen ferner, dass „Infrastrukturlücken“ über die öffentlichen Aufgabenbereiche hinweg betrachtet recht unterschiedlich sind. So betrug 1999 die Infrastrukturlücke im Bereich der Straßeninfrastruktur in Sachsen-Anhalt mehr als 50 %, während in anderen Bereichen, wie dem Kulturbereich, rechnerisch sogar eine höhere Infrastrukturausstattung vorhanden war. 

Tabelle 1.2.5:
Pro-Kopf-Bruttoanlagevermögen der neuen Flächenländer und Sachsen-Anhalts sowie der strukturschwachen Westflächenländer in Euro je Einwohner im Jahr 1999 zu Preisen von 1991 (Bereiche mit Ausstattungsrückstand sind hervorgehoben)

	
	finanzschwache Flächenländer West
	neue 
Flächenländer
	Sachsen-Anhalt

	
	
	
	

	1. Zentrale Verwaltung

2. Öffentliche Sicherheit und Ordnung

3. Rechtsschutz

4. Schulen

5. Hochschulen und sonstige Forschung

6. Kultur

7. Soziale Sicherung

8. Sport und Erholung

9. Krankenanstalten

10. Wohnungswesen und Raumordnung

11. Landwirtschaft und Forsten

12. Verkehrsbereich insgesamt

- darunter Straßen

insgesamt (1. Bis 12.): Kerninfrastruktur

13. Kommunale Gemeinschaftsdienste 

14. Energie, Wasserwirtschaft

15. Wirtschaftsunternehmen

16. Allg. Grund-/Sondervermögen
Insgesamt (1. Bis 16)
	469

325

98

2.444

745

168

230

447

691

366

234

4.505

4.394
10.718

2.720

367

483

505

14.782
	529

343

100

1.474

558

369

337

393

905

400

150

2.406

2.162
7.963
639

239

129

253

9.224
	450

323

84

1.458

557

407

342

405

914

399

148

2.520

1.980

8.008

652

213

91

310
9.274

	
	
	
	


Anmerkungen: 1) Die Daten sind der Tabelle 4 in DIW (2000) entnommen. 2) Die Angaben für Sachsen-Anhalt wurden aus den Tabellenanhängen A, B und C zum DIW-Gutachten 2000 berechnet. Bei den Hochbauten wurden die Kommunalen Gemeinschaftsdienste nicht berücksichtigt; dies entspricht der Verfahrensweise zur Tabelle 4 des DIW-Gutachtens.

Quelle: DIW, Berechnungen des Ministeriums der Finanzen Sachsen-Anhalt.

Wird berücksichtigt, dass sich das Niveau der Bruttoanlageinvestitionen aufgrund von Investitionen und Abschreibungen nur allmählich signifikant verändert, ist demnach in Sachsen-Anhalt insbesondere in den folgenden größeren Kernbereichen der Infrastruktur von einer Kapitalstocklücke auszugehen:
 

· Schulen

· Hochschulen und sonstige Forschung

· Verkehr, insbesondere Straßenverkehr

Bei einer Bewertung des weiteren Investitionsbedarfs müssen vor allem die demografischen Veränderungen berücksichtigt werden. So verringert der nachhaltige Schülerrückgang die Infrastrukturlücke im Schulbereich; in anderen Bereichen, wie z.B. bei der sozialen Sicherung, den Krankenanstalten und dem Wohnungswesen kann der schnellere Alterungsprozess eine höhere (Pro-Kopf‑) Infrastrukturausstattung erfordern als in den alten Flächenländern. 

Schulen

Nach einer im I. und II. Quartal 2005 in Sachsen-Anhalt mit einer 70%-igen Rücklaufquote durchgeführten landesweiten Bauzustandsanalyse an allgemeinen und berufsbildenden Schulen besteht ein erheblicher Investitionsbedarf zur Schaffung einer modernen, zukunftsfähigen Schulinfrastruktur, vornehmlich durch Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen aber auch im Bereich der IT-Ausstattung. Der von den teilnehmenden Schulträgern dokumentierte Bedarf an Funktional- und Erweiterungs- und Ersatzneubauinvestitionen summiert sich kurzfristig auf 813 Mio. € und mittelfristig auf weitere 195 Mio. €. Nach Schulformen konzentriert sich der Investitionsbedarf vor allem auf Grundschulen und Sekundarschulen (vgl. Tabelle 1.2.6) 

Tabelle 1.2.6:
Schulbausanierung - angemeldete Investitionsbedarfe

	Schulformen
	Kurzfristig
	Mittelfristig

	
	
	

	Grundschule
	289,5
	79,5

	Sekundarschule
	224,1
	59,8

	Gymnasium
	140,5
	28,1

	Sonderschulen
	92,5
	20,0

	Berufsbildende Schulen
	66,6
	7,5

	GESAMT
	813,2
	194,9

	
	
	


Quelle: Kultusministerium Sachsen-Anhalt.

Dass die demografische Entwicklung mit drastisch rückläufigen Schülerzahlen auch in Sachsen-Anhalt zu Standortschließungen geführt hat und führen wird, wurde bei dieser Einschätzung bereits berücksichtigt.

Hochschulen und FuE-Einrichtungen

Sachsen-Anhalt verfügt mit zwei Universitäten, einer Kunsthochschule und vier Fachhochschulen über ein gut ausgebautes und in weiten Bereichen leistungsfähiges System staatlicher Hochschulen. Daneben befinden sich zwei Hochschulen in kirchlicher Trägerschaft, fünf der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz angehörende Forschungseinrichtungen der Blauen Liste, drei Max-Planck-Institute und eine Forschungsstelle, zwei Fraunhofer-Einrichtungen und ein Helmholtz-Zentrum im Land. In der Förderperiode 2000-2006 ist der Auf- und Ausbau der Hochschullandschaft im Wesentlichen abgeschlossen worden.

Je 100.000 Einwohner sind im Jahr 2002 an den Hochschulen in Sachsen-Anhalt 109 FuE-Mitarbeiter tätig, in den alten Ländern (Flächenländer) sind es 110. Die Relation von Sachsen-Anhalt zu den alten Ländern (Flächenländer) beträgt speziell in den für die Wirtschaft besonders relevanten Ingenieurwissenschaften 22 zu 22 und in den Naturwissenschaften 32 zu 34 FuE-Mitarbeiter. An den öffentlichen Forschungseinrichtungen außerhalb der Hochschulen sind in Sachsen-Anhalt 63 FuE- Mitarbeiter je 100.000 Einwohner und in den alten Ländern (Flächenländer) 76 Beschäftigte zu finden. Auch wenn im Bereich der außeruniversitären Forschungseinrichtungen weiterhin ein Defizit im bundesweiten Vergleich besteht, kann der Wissenschaftsbereich in Sachsen-Anhalt derzeit als gut aufgestellt betrachtet werden. Allerdings kann dies den weit unterdurchschnittlichen Personalbesatz an FuE-Mitarbeitern in der Wirtschaft nicht ausgleichen. 

Den Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen standen im Jahr 2002 Grundmittel in Höhe von 589,4 Mio. € zur Verfügung. Bezogen auf die Zahl der Studierenden und Absolventen weist Sachsen-Anhalt hinter Thüringen mit 106,75 € den zweithöchsten Einsatz an laufenden Grundmitteln aus (Deutschland: 84,48 €). Allerdings sind die Drittmitteleinnahmen aus der gewerblichen Wirtschaft noch unzureichend. Während in den alten Ländern (Flächenländer) die Drittmitteleinnahmen aus der gewerblichen Wirtschaft 31 % der Gesamteinnahmen der Hochschulen ausmachen, sind es in Sachsen-Anhalt nur 22 %. Dieses belegt eine deutliche Schwäche vor allem im Bereich der traditionell wirtschaftsrelevanten und drittmittelstarken Ingenieurwissenschaften. Insgesamt werden durch die Wirtschaft für eigene und eingekaufte FuE-Leistungen nur rund 124 Mio. € im Land Sachsen-Anhalt ausgegeben (Stand 2001). Insgesamt bleibt festzuhalten, dass es noch nicht gelungen ist, das Niveau der Personal- und Sachmittelausstattung (Bauinvestitionen und Geräte) an den Hochschulen dem der Alt-Länder anzugleichen. Hinzu kommt der überproportionale Bedarf an öffentlich getragener Wissenschaft im Hinblick auf das Fehlen einer nennenswerten Industrieforschung.

Wirtschaftsnahe Infrastruktur (Gewerbegebiete, TGZ)

Die Gewerbe- und Industriestandortentwicklung der vergangenen Jahre in Sachsen-Anhalt kann im Wesentlichen durch folgende drei „Entwicklungsphasen“ charakterisiert werden: Die erste Phase der Standortentwicklung (1991–1993/1994) war durch die vorrangige Neuerschließung von Gewerbegebieten auf der „grünen Wiese“ geprägt. In der zweiten Phase (1993/1994 -1996) ist bis 1996 das Schwergewicht zunehmend von der Neuerschließung von Gewerbegebieten weg, auf die Revitalisierung industriell-gewerblicher Altstandorte verlagert worden. Diese Schwerpunktverlagerung in der Flächenpolitik ging seit 1994 mit der rückläufigen Ausweisung und Genehmigung von Gewerbeflächen auf der „grünen Wiese“ einher. Die dritte Phase ist insbesondere ab den Jahren 1997/1998 dadurch geprägt, dass die Standortentwicklung durch Verbesserung der Standortqualität gegenüber dem Mengenaspekt zunehmend in den Vordergrund rückt. Eine wichtige Rolle spielen dabei die Entwicklung eines leistungsfähigen Standortmanagements, der Aufbau von Dienstleistungsangeboten zur Mobilisierung kostensenkender Synergien, die Schaffung von Wertschöpfungsketten mit hohen, auf Potenzialmobilisierung gerichteten, regionalen Verflechtungen, die wachsende Bedeutung von Kooperationen sowie von Netzwerken und strategischen Allianzen zwischen Unternehmen bzw. Standorten (Standortverbünde).

Im Zeitraum von 1991 bis 2000 verdoppelte sich die Bruttofläche von ca. 11.300 ha (1991) auf ca. 22.000 ha und stieg in 2001 nur noch um ca. 500 ha auf ca. 22.500 ha. Dies entspricht 4,0 ha je 1.000 EW (1991) bzw. 8,2 ha je 1.000 EW (2000) bzw. 8,6 ha je EW (2001); bei zuletzt 594 Standorten (inkl. 181 Industriealtstandorten und 33 Konversionsliegenschaften). Weiterhin stiegen die baurechtlich genehmigten Flächen für Gewerbe- und Industrieansiedlungen auf das Fünfzehnfache: von ca. 800 ha (1991) auf über ca. 12.000 ha (2000). Ab etwa bereits 1993/94 konnte eine nachlassende Nachfrage bei wachsendem Angebot, vor allem durch Revitalisierung von Altstandorten und zunehmenden Wettbewerb mit anderen Anbietern von Altflächen (LMBV, BVVG, TLG, DB AG) konstatiert werden. Die bisher erschlossenen Gewerbe- und Industriestandorte sind im Durchschnitt zu rund 64 % ausgelastet (2001).

Verkehrsinfrastruktur

Die Anbindung an die großräumige Verkehrsinfrastruktur bestimmt zusammen mit der geographischen Lage und Siedlungsstruktur die Erreichbarkeit einer Region. Sie beeinflusst das von einer Region zugängliche Marktpotenzial und die Verfügbarkeit von Produktionsfaktoren und ist daher eine wichtige Determinante der regionalen Entwicklung. 

Der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur hat dazu geführt, dass sich die Erreichbarkeitsindikatoren für Sachsen-Anhalt in den letzten Jahren verbessert haben. Gleichwohl zeigen sich im Vergleich mit dem Bundesdurchschnitt in allen Bereichen noch Defizite, insbesondere bei der PKW-Fahrzeit zu den drei nächsten nationalen oder ausländischen Agglomerationsräumen sowie bei der Erreichbarkeit der europäischer Metropolen, für welche regionale Ausstattung mit internationalen Verkehrsflughäfen (Direktverbindungen) entscheidend sind. Defizite zeigen sich auch beim Indikator „Erreichbarkeit hochrangiger Verkehrsinfrastruktur“, der ein zusammenfassendes Bild von der Ausstattung mit hochrangiger Verkehrsinfrastruktur vermittelt. Die Erreichbarkeitsdefizite gehen zum Teil auf die ländlich geprägte Siedlungsstruktur Sachsen-Anhalts zurück. Sie verweisen aber auch noch auf bestehende Handlungsbedarfe zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur. 

Tabelle 1.2.7:
Verkehrsanbindung und Erreichbarkeit im Jahr 2003 (in Minuten)

	
	Sachsen-Anhalt
	Deutschland

	
	
	

	PKW-Fahrzeit zu den drei nächsten nationalen oder ausländischen Agglomerationsräumen
	112
	85

	Bahn-Fahrzeit zu den drei nächsten nationalen oder ausländischen Agglomerationsräumen
	100
	84

	Erreichbarkeit europäische Agglomerationszentren im kombinierten Land- und Flugverkehr
	312
	243

	Fahrzeit zum nächsten Umschlagbahnhof für kombinierten Ladungsverkehr
	47
	32

	Erreichbarkeit hochrangiger Verkehrsinfrastruktur (nächster Bundesautobahnanschluss, internationaler Verkehrsflughafen oder IC-/EC-/ICE-Halt)
	103
	76

	
	
	


Quelle: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung.

Im Bereich der Straßenverkehrsinfrastruktur werden in Ost-West-Richtung der Neubau der Südharzautobahn A 38 (Göttingen – Halle) und der Bundesstraße 6 (BAB A 395 – BAB A 14) nördlich des Harzes, die sich im Bau befinden bzw. abschnittsweise bereits unter Verkehr sind, zu deutlichen Verbesserungen der Erreichbarkeit führen. Die ausgebaute BAB A 2 in Sachsen-Anhalt ist seit 1999 sechsstreifig unter Verkehr. Der sechsstreifige Ausbau der BAB A 9 in Sachsen-Anhalt ist im Wesentlichen abgeschlossen. Der für die weitere Entwicklung des Landes ebenfalls essenzielle Autobahnneubau der BAB A 14 Halle – Magdeburg ist bereits seit dem 30. November 2000 unter Verkehr. Durch die Realisierung der Neubauvorhaben wächst die Streckenlänge der Autobahnen von 2000 zu 2005 um 114 km auf 374 km. Mit der Fertigstellung aller Verkehrsprojekte Deutsche Einheit – Straße wird die Streckenlänge im Jahr 2007 ca. 419 km betragen. 

Bei der Realisierung der Vorhaben des Bundesverkehrswegeplanes wurden und werden bisher in Sachsen-Anhalt gute Ergebnisse erzielt. Bereits 1993 konnte die erste Ortsumgehung (OU) des Bundesverkehrswegeplanes 1992, die B 6 OU Stapelburg, unter Verkehr genommen werden. Inzwischen sind von den 63 „vordringlich“ eingestuften OU bereits 32 komplett fertig gestellt. Weitere 12 Teilabschnitte von OU sind verkehrswirksam und 10 OU bzw. Teilabschnitte von OU befinden sich im Bau.

Auch der Bau von Ortsumgehungen und die Instandsetzung und Erneuerung von Brücken im Zuge von Landesstraßen kann die Erreichbarkeit verbessern. Etwa 40 Prozent des gesamten Landesstraßennetzes besitzen eine Fahrbahnbreite unter 5,50 m, was immer wieder problematisch im Begegnungsverkehr ist. Bei 20 % der unter Verkehr befindlichen Brücken an Landesstraßen besteht erheblicher, zum Teil akuter Instandsetzungs- bzw. Erneuerungsbedarf. 10 % aller Brücken sind mindertragfähig, was auf Grund der daraus resultierenden Umleitungsstrecken zu Mehrkilometern, Umweltbelastungen und volkswirtschaftlichen Kosten führt. Auch in den dichter besiedelten Regionen (Großräume Magdeburg, Halle, Dessau, Börde und Vorharz) ist nur ca. die Hälfte des Kreisstraßennetzes in einem akzeptablen Zustand. In den dünner besiedelten Regionen (vor allem Altmark und Fläming) ist dieser Anteil noch geringer. Im Bereich der Gemeindestraßen und der sonstigen kommunalen Straßen ist eine starke Abhängigkeit des Ausbauzustandes von der finanziellen Leistungsfähigkeit des Baulastträgers festzustellen. 

Sachsen-Anhalt weist ein dichtes Schienennetz auf. Bedeutende Strecken wurden in den letzten Jahren saniert und ausgebaut. Für  wichtige sachsen-anhaltische Städte wird sich die Anbindung an deutsche und internationale Zentren erst mit der Fertigstellung aller Verkehrsprojekte Deutsche Einheit – Schiene, die durch das Land führen, wesentlich verbessern. Im Regionalverkehr trägt die Einführung des Taktverkehrs zur Verbesserung des Angebotes bei. Weitere Verbesserungen sind mit Maßnahmen wie z.B. dem Neubau der S-Bahn zwischen Halle und Leipzig, den Ausbau der Strecke Halle – Halberstadt – Vienenburg verbunden. Die meisten Schienengütertransporte werden in Sachsen-Anhalt durch die Railion AG (Tochterunternehmen der DB AG) abgewickelt. Damit auch die kleineren nichtbundeseigenen Eisenbahnunternehmen gute Chancen erhalten, wurde der Erwerb, Erhalt, Bau und Ausbau der Eisenbahninfrastruktur gefördert. Bislang wurden 217 nichtbundeseigene Eisenbahninfrastrukturunternehmen sowie 118 nichtbundeseigene Eisenbahnverkehrsunternehmen genehmigt. 

Die Häfen an Mittellandkanal, Elbe und Saale sind größtenteils trimodale attraktive Standorte und verfügen mittlerweile über eine solide Infrastruktur mit leistungsfähigen Umschlagseinrichtungen. Die Binnenschifffahrt spielt trotzdem noch nicht die auf Grund der verkehrsgeographischen Lage mögliche Rolle. Eine Ausnahme macht nur der stark wachsende Containerverkehr, dessen positive Entwicklung auch auf der Elbe zu verzeichnen ist. 

Der Anschluss Sachsen-Anhalts an den internationalen Luftverkehr erfolgt für den südlichen Landesteil vorrangig durch den Flughafen Leipzig/Halle. Der gegenwärtige Ausbau des Flughafens wird die Erreichbarkeit im Luftverkehr weiter verbessern. Der nördliche Landesteil hat mit der Fertigstellung der Bundesautobahn BAB A 14 von Halle bis Magdeburg und des Flughafenbahnhofs einen guten Zugang zum Flughafen Leipzig/Halle erhalten. Daneben stehen noch die Flughäfen in Berlin und Hannover zur Verfügung. Deren Erreichbarkeit auf dem Straßen- und Schienenweg ist für die Anbindung Sachsen-Anhalts an den internationalen Luftverkehr von großer Bedeutung. 

Die Steigerung der Attraktivität des ÖSPV/SPNV ist ein weiterer Ansatzpunkt für die Verbesserung der Erreichbarkeit. Hierzu zählen u. a. Maßnahmen zur Modernisierung des ÖPNV, z.B. die Ersatzbeschaffung von Linienbussen und Straßenbahnfahrzeugen. 

Sachsen-Anhalt verfügt über ein großes Netz überregionaler Radwege (2.200 km), die durch kommunale Netze ergänzt werden. Sie sind neben dem Alltagsverkehr auch für den Tourismus, die Verkehrssicherheit und die Gesundheit von Bedeutung. Jedoch beläuft sich das Netz straßenbegleitender Radwege an Landesstraßen derzeit nur auf 250 km. Bei einem Gesamtbestand von rund 3.860 km Landesstraßen bedeutet das einen Ausstattungsgrad von lediglich ca. 6,5 Prozent, was bei Weitem nicht den Erfordernissen entspricht. 

Soziale Infrastrukturen

Priorität im Bereich der sozialen Infrastruktur haben die Investitionen in Kindertagesstätten. Während in den vergangen Jahren die soziale Infrastruktur insbesondere im Bereich der stationären Krankenversorgung, der stationären Altenpflege und der Betreuung Behinderter (Werkstätten und Wohnheime) nachhaltig verbessert werden konnte, ist dies im Bereich der Kinderbetreuung noch nicht in einem vergleichbaren Maße gelungen. 91 % der Kinder besuchen bis zum Schuleintritt eine Kindertageseinrichtung, im Alter von 0-3 Jahren sind es 49,5 %. Unter den Schülerinnen und Schüler im Alter von bis zu 11 ½ Jahren besuchen 47 % einen Hort. Die auf dem EU Gipfel in Barcelona für das Jahr 2010 festgelegte Zielmarke von 33 % für die Betreuung der unter Dreijährigen hat das Land Sachsen-Anhalt damit bereits weit erfüllt und ist damit im Unterschied zum Bundesdurchschnitt europaweit hinter Schweden und Dänemark beispielgebend. Durch den im Bundesvergleich einmaligen Rechtsanspruch auf einen Platz in einer Tageseinrichtung von Geburt an bis zur Versetzung in den 7. Schuljahrgang wird die Vereinbarkeit von Familie und Beruf gesichert. Der vordringliche Bedarf an Erneuerungsinvestitionen im Bereich der Kinderbetreuung wird auf mind. 160 Mio. € geschätzt. Eine Herausforderung besteht auch bei der Qualifizierung der Beschäftigten zur Verbesserung der frühkindlichen Bildung und Erziehung.

Die Krankenhauslandschaft ist insgesamt betrachtet gut ausgebaut. Der derzeit auf ca. 300 Mio. € zu beziffernde Investitionsbedarf bezieht sich vor allem auf bauliche Maßnahmen zur weiteren Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der Krankenhäuser. Auch im Bereich der ambulanten ärztlichen Versorgung besteht derzeit keine Unterversorgung. Die Sicherstellung einer angemessenen hausärztlichen Versorgung stellt gleichwohl bereits in naher Zukunft wegen der Altersstruktur der Ärzte und des damit verbundenen altersbedingten Ausscheidens aus dem Berufsleben eine wachsende Herausforderung dar, insbesondere im ländlichen Raum.

Nach einer 2001 vorgelegten Studie waren in 1999 gut 66.000 Personen in Sachsen-Anhalt pflegebedürftig und bezogen Leistungen nach dem SGB XI. Der größte Teil der Pflegebedürftigen (73,6 %) befand sich in häuslicher Pflege; 26,2 % lebten in Pflegeheimen, 0,6 % hatten einen Kurzzeitpflegeplatz eingenommen, 0,2 % nahmen an einer Tages- bzw. Nachtpflege teil. Zur Vermeidung bzw. Hinauszögerung von stationärer Pflege ist es sinnvoll, das altengerechte Wohnen bezahlbar und in Kombination mit ambulanten Pflegeangeboten landesweit weiter auszubauen.
Kulturelle Infrastrukturen

Die kulturelle Infrastruktur des Landes ist durch ein dichtes Netz von Kulturangeboten, z.B. Theater, Orchester, Museen, Galerien, Ausstellungen, öffentliche Bibliotheken, soziokulturelle Zentren sowie Traditions- und Heimatvereine geprägt. Als Kernland deutscher Geschichte zeichnet sich Sachsen-Anhalt zudem durch ein reiches kulturhistorisches Erbe aus. Dazu zählen fünf anerkannte Welterbestätten der UNESCO, ca. 1.500 Schlösser und Burgen, ca. 2.000 Kirchen und ca. 100.000 bekannte archäologische Denkmale (u. a. die Fundstätte der „Himmelsscheibe“ bei Nebra, das „Observatorium“ bei Goseck und die „Kaiserpfalz“ in Magdeburg). Die hohe Konzentration historischer Bauwerke bzw. Kulturstätten bietet eine außerordentliche Chance für den Ausbau eines überregional orientierten Kulturtourismus als nutzbringenden Wirtschaftsfaktor. Die Weiterentwicklung vernetzter Strukturen der kulturellen Infrastruktur kann darüber hinaus einen wertvollen Beitrag zur Humankapitalbildung leisten (z.B. durch verbesserte Angebote in den Bereichen der kulturellen Bildung für Kinder und Jugendliche sowie der Theater-, Museums- und Bibliothekspädagogik).

Umweltorientierte Infrastrukturen

Die öffentliche Wasserversorgung sowie die Abwasserbeseitigung entsprachen nach der Wiedervereinigung größtenteils nicht den geltenden Anforderungen. Im Jahr 1990 waren ca. 25 % der Einwohner Sachsen-Anhalts mit nicht der Trinkwasserverordnung (TwVO) entsprechendem Trinkwasser versorgt. Der Anschlussgrad bei der öffentlichen Trinkwasserversorgung ist heute in Sachsen-Anhalt mit dem der alten Bundesländer vergleichbar. Zur Sicherstellung der Trinkwasserversorgung sind in einzelnen Bereichen noch Anpassungsinvestitionen notwendig. In die Errichtung bzw. Sanierung von öffentlichen Abwasseranlagen sind in Sachsen-Anhalt seit 1990 rund 4,1 Milliarden EUR investiert worden. So konnte bis Ende 2004 ein Anschlussgrad der Bevölkerung an öffentliche Kläranlagen von etwa 86 % erreicht werden. Gegenüber dem durchschnittlichen Anschlussgrad in den alten Bundesländern bestehen jedoch noch Defizite. Darüber hinaus sind die Aufgabenträger der Abwasserbeseitigung in der Zeit von 1995 bis 2004 mit Landeshilfen in Höhe von rd. 350 Mio. EUR unterstützt worden. Die weitere Unterstützung kann einen Beitrag zur Festsetzung sozial- und wirtschaftsverträglicher Abwasserpreise liefern.

Die abfallwirtschaftlichen Strukturen haben sich in den letzten Jahren wesentlich verändert. Gab es im Jahr 1991 noch 1.109 betriebene Deponien verringerte sich diese Zahl auf 25 betriebene Hausmülldeponien im Jahr 2003. Seit Mitte 2005 werden nur noch sechs Deponien weiter betrieben, ab 2009 ist nur der Weiterbetrieb von drei Deponien geplant. Parallel hierzu ist nach dem Grundsatz der Abfallvermeidung und Verwertung das spezifische Aufkommen an Hausmüll, hausmüllähnlichem Gewerbeabfall und Sperrmüll im Zeitraum von 1992 - 2002 um ca. 60 % zurückgegangen und für die folgenden Jahre sind weiter sinkende Abfallmengen zu erwarten. Das spezifische Wertstoffaufkommen hat sich im gleichen Zeitraum demgegenüber von 66 kg auf 145 kg pro Einwohner und Jahr erhöht. Außerdem wird ab dem 1.6.2005 eine Abfallvorbehandlung verbindlich, für die in Sachsen-Anhalt entsprechende Vorbehandlungsanlagen errichtet werden mussten. So entstanden Müllverbrennungsanlagen in Magdeburg-Rothensee, Leuna und Zorbau sowie eine Mitverbrennungsanlage in Amsdorf und eine mechanisch-bio​logische Behandlungsanlage in Gardelegen. Neben den kontinuierlichen Deponieschließungen wurden die vorhandenen Deponien in den 90er Jahren größtenteils entsprechend den umweltrechtlichen Anforderungen nachgerüstet bzw. 4 neue Deponien mit Basisabdichtung errichtet. Für die ab Mitte 2005 vorzeitig zu schließenden Siedlungsabfalldeponien sind aber noch Stilllegungs-, Rekultivierungs- und Nachsorgemaßnahmen durchzuführen, die hohe finanzielle Aufwendungen erfordern. Die öffentlich-recht​lichen Entsorgungsträger haben zwar Rücklagen hierfür gebildet, die jedoch nicht ausreichen werden, um eine ordnungsgemäße umweltgerechte Stilllegung dieser Deponien zu erreichen. Andererseits sind aufgrund der hohen Schadstofffrachten Schließungsmaßnahmen an diesen Deponien prioritär zu betreiben. Bis zum Jahr 1999 wurden bereits 275 Altdeponien mit einer Fläche von 365 ha saniert, bis 2007 sollen 150 weitere Deponien folgen.

Das Hochwasser des Jahres 2002 hat die von der Internationalen Kommission zum Schutz der Elbe (IKSE) Anfang 2001 aufgezeigten Defizite im Sanierungsbedarf und in den technischen Standards der Deiche bestätigt. Die Kosten für die erforderlichen Investitionen sind geringer, als die Schäden derartiger Katastrophen (in Sachsen-Anhalt 2002 rund 1 Mrd. €). Unter Berücksichtigung der Erkenntnisse aus dem Augusthochwasser 2002 wurde die Hochwasserschutzkonzeption des Landes Sachsen-Anhalt bis 2010 erarbeitet. Sie dient, wie der Aktionsplan Hochwasserschutz Elbe der IKSE, als Grundlage für die koordinierte Umsetzung eines wirksamen Maßnahmenbündels (u.a. Weiterführung der Deichbaumaßnahmen, Bau von grünen Rückhaltebecken und Flutungspoldern, Deichrückverlegungsmaßnahmen, Ausweisung von Überschwemmungs​gebieten und Verbesserung von Hochwasservorhersage und –warnung) für einen nachhaltigen, vorbeugenden Hochwasserschutz. Obwohl in den letzten Jahren Erfolge bei der Verbesserung des Hochwasserschutzes erzielt werden konnten, entspricht das derzeitige Hochwasserschutzniveau in weiten Teilen des Landes noch veralteten Maßstäben. So entsprechen beispielsweise erst ca. 1/3 der Deiche den Empfehlungen der DIN 19712 „Flussdeiche“. Deshalb müssen die Anstrengungen zur Gewährleistung effektiven und nachhaltigen Hochwasserschutzes fortgeführt werden. Derzeit wird an einer Fortschreibung der Hochwasserschutzkonzeption bis zum Jahr 2015 gearbeitet.

1.2.6 Spezifika der Unternehmensstruktur

Betriebsgrößenstruktur

Im Verlauf des Transformationsprozesses hat sich in Sachsen-Anhalt eine durchgängig mittelständisch geprägte Wirtschaftsstruktur entwickelt, die besonders stark durch kleinbetriebliche Strukturen bei nur wenigen Großbetrieben geprägt ist. 41.839 Betriebe bzw. 67% des Gesamtbestands sind Kleinstbetriebe mit 1 bis 5 Beschäftigten, 7.434 Betriebe bzw. 12% haben zwischen 6 und 9 Beschäftigte. Nur 1.126 Betriebe (1,8%) beschäftigen mehr als 100 Mitarbeiter; sie tragen mit 40% zur Gesamtbeschäftigung bei. In den alten Ländern liegt der Beschäftigungsbeitrag der Betriebe mit über 100 Mitarbeitern bei gut 48%, der der Kleinbetriebe von 1 bis 20 Beschäftigte bei 27,2% (Sachsen-Anhalt: 30,6%). Die Betriebsgrößenstruktur erweist sich als ausgesprochen konstant. Gegenüber dem Jahr 2000 sind keine nennenswerten Veränderungen in der relativen Besetzung der Größenklassen eingetreten. 

Finanzierung

Kleine Unternehmen verfügen in der Regel nur sehr begrenzt über eigene Mittel. Die Eigenkapitalausstattung kleiner Unternehmen liegt in Deutschland durchschnittlich bei 9,4%, für mittlere Unternehmen steigt sie auf 18,8% und nimmt bei großen Unternehmen im Mittel auf 25,9% zu (Bilanzauswertungen der Deutschen Bundesbank). Insofern ist die im Durchschnitt geringere Eigenmittelausstattung ostdeutscher Unternehmen in erster Linie auf die kleinbetrieblichen Strukturen zurückzuführen. Zur Finanzierung von Wachstum und Investitionen reichen die Eigenmittel häufig nicht aus. Zur Einschätzung der Bonität des sachsen-anhaltischen Mittelstands können die Bewertungen des Creditreform-Risiko-Indikators herangezogen werden, in dem die Zahl der Ausfälle einer Region zur Gesamtzahl der Unternehmen in Relation gesetzt wird. Im Ergebnis werden Sachsen-Anhalts Unternehmen im Durchschnitt ebenso wie die  Brandenburgs und Mecklenburg-Vorpommerns in der zweithöchsten Risikoklasse 5 „hohes Ausfallrisiko“ geführt, was in Anbetracht der Betriebsgrößen- und Branchenstruktur den Erwartungen entspricht. Laut der KfW-Unternehmensbefragung 2003/2004 hat knapp die Hälfte der ostdeutschen Unternehmen Schwierigkeiten Kredite zu erhalten. Hauptursachen sind die zu geringen Sicherheiten (65,1%) und die Anforderungen an Dokumentation, Businesspläne und Transparenz. 26,9% der befragten ostdeutschen Unternehmen wurde ein Investitionskredit durch Banken abgelehnt. An der Spitze der Liste der Ablehnungsgründe steht eine zu geringe Eigenkapitalquote. Viele mittelständische Unternehmen in Sachsen-Anhalt haben vorhandene Sicherheiten den Banken bereits zur Verfügung gestellt, so dass weitere Kredite für notwendige Investitionen und die Vorfinanzierung von Aufträgen behindert werden.

Unternehmertum

Noch im Jahr 2000 wurden in Sachsen-Anhalt 970 Gewerbe mehr abgemeldet als neu angemeldet (Gewerbeanmeldungen: 19.893, Gewerbeabmeldungen: 20.863). Seit 2003 zeigt das Gründungsgeschehen wieder neue Dynamik, die zu einer Umkehr des bis 2002 anhaltenden Negativtrends geführt hat. Im Jahr 2004 sind 25.071 Gewerbe neu angemeldet und 17.688 Gewerbe abgemeldet worden. Im Ergebnis entsteht ein Positivsaldo von 7.383 Gewerbeanmeldungen im Jahr 2004. Die Schwerpunkte des Gründungsgeschehens liegen in den Bereichen Dienstleistungen und Sonstiges (11.941), Handel und Gaststätten (8.881) und Baugewerbe (3.087). Zugleich nimmt die Bedeutung der Selbstständigkeit im Land zu, was sich in einer deutlich steigenden Zahl von Selbstständigen niederschlägt. Diese hat von 70.200 im Jahr 2000 auf 86.000 im Jahr 2004 zugenommen, die Selbstständigenquote ist von 6,6% auf 8,4% gestiegen. Mit diesem Zuwachs hat sich die Bedeutung der Selbstständigkeit in Sachsen-Anhalt an den Bundesdurchschnitt (2004: 10,4%) angenähert, obwohl noch ein deutlicher Abstand verbleibt (vgl. Abschnitt 1.1.4).

Cluster

Die dynamische Entwicklung im Verarbeitenden Gewerbe ist die treibende Kraft für die zunehmende Angleichung der regionalen und sektoralen Wirtschaftsstruktur Sachsen-Anhalts an den Bundesdurchschnitt. Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes ist für Sachsen-Anhalt die starke Stellung des Ernährungsgewerbes und der Chemieindustrie charakteristisch. Darüber hinaus kann jedoch noch nicht von auch überregional bedeutsamen Branchenkonzentrationen gesprochen werden. Mit Ausnahme der Chemieindustrie sind bislang kaum regional verankerte Großunternehmen vorhanden, die sich prägend auf die Wirtschaftsstruktur und Unternehmensnetzwerke auswirken.

Ausgewählte Sektorspezifische Stärken und Schwächen

Land- und Forstwirtschaft

Die Land- und Forstwirtschaft hat in Sachsen-Anhalt nach wie vor eine größere Bedeutung für die gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung als im Bundesdurchschnitt (vgl. Abschnitt 1.1.6). Dasselbe gilt auch für den Arbeitsmarkt (vgl. Tabelle 1.2.7). 

Von der Gesamtfläche Sachsen-Anhalts (2.044.534 ha) werden 1.168.068 ha (57 %) landwirtschaftlich genutzt. Insgesamt bestehen 4.941 Betriebe unterschiedlicher Rechtsform (Stand: 31.12.2003). Ihre Verteilung der einzelnen Betriebsrichtungen hat sich im Vergleich zur letzten Programmplanungsperiode nur unwesentlich geändert. Nach wie vor zählt etwa die Hälfte der Betriebe zu den Marktfruchtbetrieben. 

Die landwirtschaftlichen Betriebe Sachsen-Anhalts sind wie Tabelle 1.2.8 zeigt, im Vergleich zum Bundesdurchschnitt gut strukturiert. Obgleich die Kapitalintensität noch etwas geringer ist als im Bundesdurchschnitt, hat die relativ großbetriebliche Struktur zur Folge, dass die Arbeitsproduktivität den Bundesdurchschnitt um knapp 30 % übersteigt. Die Lohnstückkosten belaufen sich auf nur 72 % des bundesdeutschen Niveaus sind ebenfalls ein Indikator für eine – insgesamt betrachtet, wenn auch nicht in jedem Teilsegment – vergleichsweise hohe Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft Sachsen-Anhalts. Dass der Gewinn je Hektar Landwirtschaftlicher Fläche nur etwa halb so hoch ist wie im Durchschnitt aller Bundesländer ist maßgeblich auf die extensive Produktionsstruktur bzw. den geringen Viehbesatz (20% des Bundesdurchschnitts) zurück zu führen.

Gleichwohl bestehen eine Reihe von sektorspezifischen Problemfeldern und Risikofaktoren: 

· Die Landwirtschaft Sachsen-Anhalts verfügt zwar noch über einen fachlich hoch qualifizierten Arbeitskräftebestand. Aufgrund des altersbedingten Ausscheidens wird in naher Zukunft jedoch ein wachsender Bedarf an Fachkräften, insbesondere mit höherer Qualifikation bestehen.

· Der im Vergleich zum Bundesdurchschnitt hohe Anteil an Pachtflächen und die geringe Eigenkapitalausstattung trägt bei allen vorherrschenden Betriebsrichtungen zu einer relativ hohen wirtschaftlichen Anfälligkeit der Unternehmen bei. 

· Fast die Hälfte der spezialisierten Milchviehbetriebe in Sachsen-Anhalt konnte in den Jahren 2002 und 2003 ihren Zahlungsverpflichtungen nicht in ausreichendem Maße nachkommen.

· Die Gartenbaubetriebe weisen eine geringe Rentabilität und Produktivität auf, was häufig auf eine nicht dem Stand der Produktions- bzw. der Vermarktungstechnik entsprechende Betriebsausstattung zurückgeht. Gleiches trifft für Betriebe mit Sonderkulturanbau zu. 

· Die einseitige, überwiegend auf den Marktfruchtbau spezialisierte Produktionsstruktur verdeutlicht die Notwendigkeit einer Stärkung von Produktionszweigen mit höherer Wertschöpfung, wie z.B. die Tierproduktion oder Sonderkulturen.

Tabelle 1.2.8:
Kontextindikatoren zur Land- und Forstwirtschaft, Fischerei (LFF)

	
	Sachsen-Anhalt
	Deutschland

	
	
	

	Anteil LFF an den Erwerbstätigen insgesamt (2004)
	3,4
	2,3

	Durchschnittliche Fläche je Betrieb (ha) (2003)
	258,9
	43,8

	Arbeitskräfte je 100 ha landwirtschaftliche Fläche (2003)
	1,6 
	3,5

	Anteil der Betriebe mit 100 und mehr Milchkühen (%) (2003)
	60,0
	3,9

	Anteil der Betriebe mit 1.000 und mehr Mastschweinen (%) (2003)
	9,8
	1,9

	Kapitalintensität (1.000 € je Erwerbstätigen in der LFF) (2002)
	254.2
	263,1

	Produktivität (BWS je Erwerbstätigen der LFF) in 1.000 € (2004)
	31,7
	24,4

	Lohnstückkosten (2004)
	53,4
	74,5

	
	
	


Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, Statistisches Bundesamt.

Wie Tabelle 1.2.9 am Beispiel der Ackerbau- und Milchviehbetriebe zeigt, weisen die betrieblichen Strukturen und Kenngrößen für den Unternehmenserfolg in Abhängigkeit von der Rechtsform der Betriebe eine erhebliche Variationsbreite auf. Auch die Betriebsergebnisse des ökologischen Landbaus weisen eine erhebliche Spannbreite auf, wobei hier den regionalen Vermarktungswegen eine bedeutende Rolle zukommt.

Für den Absatz landwirtschaftlicher Produkte ist die Ernährungswirtschaft ein wichtiges Bindeglied. Gemessen an den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten je 1 Mio. Ein​wohner ist das Ernährungsgewerbe in Sachsen-Anhalt derzeit noch unterrepräsentiert und erreicht erst 93% des Bundesdurchschnitts. Auf 100 Erwerbstätige in der Land- und Forstwirtschaft entfallen im Jahr 2004 in Sachsen-Anhalt 65 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im Ernährungsgewerbe während es im Bundesdurchschnitt 75 sind. Dies deutet darauf hin, dass die regionalen Weiterverarbeitungs- und Veredelungs​kapazitäten der landwirtschaftlichen Erzeugnisse in Sachsen-Anhalt derzeit noch unter​repräsentiert sind. Die hohen Wachstumsraten der Ernährungswirtschaft lassen aller​dings erwarten, dass diese Lücke in den nächsten Jahren geschlossen wird. Die Verbreiterung der ernährungswirtschaftlichen Basis Sachsen-Anhalts ist ein zentraler Ansatzpunkt zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Agrarsektors wie auch für die Diversifizierung der Wirtschaftsstruktur und die Schaffung von Arbeitsplätzen im ländlichen Raum.

Tabelle 1.2.9:
Ausgewählte Kennzahlen der spezialisierten Ackerbaubetriebe und spezialisierten Milchviehbetriebe im Durchschnitt der Wirtschaftsjahre 2001/ 02 bis 2003/ 04

	Kennzahl
	Haupterwerbsbetriebe
	Juristische Personen

	
	ST
	D
	ST
	NBL

	
	EU u. GbR
	EU u. GbR
	
	

	Spezialisierte Ackerbaubetriebe

	Fläche je Betrieb ha 
	277,1
	106,0
	1.704,6
	1.695,9

	Pachtanteil in % der LF
	86
	67
	93
	90

	Arbeitskräfte
	2,4
	1,9
	25,1
	21,8

	Eigenkapitalanteil %
	54
	83
	70
	58

	Eigenkapitalrentabilität %
	8
	1
	-5
	3

	Nettorentabilität %
	88
	67
	-10
	67

	Spezialisierte Milchviehbetriebe

	Fläche je Betrieb ha 
	166,3
	43,5
	1.085,5
	1.085.4

	Pachtanteil in % der LF
	92
	55
	92
	88

	Arbeitskräfte
	3,7
	1,5
	29,6
	34,0

	Eigenkapitalanteil %
	24
	84
	39
	53

	Eigenkapitalrentabilität %
	-0,3
	-2
	1
	0

	Nettorentabilität %
	84
	50
	39
	-21


Quelle: Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt, Agrarbericht der Bundesregierung.

Die Unternehmen der landwirtschaftlichen Primärproduktion und des Ernährungsgewerbes werden in den kommenden Jahren in einem weniger stabilen Umfeld agieren müssen, vor allem aufgrund voraussichtlich stärkerer Schwankungen der Weltmarktpreise infolge der Marktliberalisierung. Die Auswirkungen der verschärften Anforderungen im Bereich des Umwelt-, Natur-, Tierschutz- und Lebensmittelrechts sind noch nicht absehbar. Insgesamt betrachtet wird vor allem die Entkoppelung der Direktzahlungen von der Produktion zu einer stärkeren Marktorientierung führen. Die Unternehmen stehen daher unter einem zunehmenden Druck, die Wettbewerbsfähigkeit konti​nuier​lich zu steigern. Die sektorale Entwicklung wird außerdem von der Erschließung von Einkommensalternativen zur landwirtschaftlichen Primärproduktion abhängen. Neben der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte, dem Tourismus, Lohnunternehmens- und Handwerkstätigkeiten bietet vor allem der Bereich nachwachsender Rohstoffe (mit energetischer, werkstofflicher und produktsynthetischer Verwertung) Einkommensalternativen. Die Verwertung von Flüssig- und Festmist kann zu einer Rentabilitätsverbesserung der Tierhaltung und Emissionsminderungen führen. 

Sachsen-Anhalt gehört mit einer Waldfläche von etwa 476.000 ha und einem Waldanteil von 24 % zu den waldärmsten Ländern Deutschlands (Deutschland 31 %). Auch unter Einrechnung staatlicher Förderung konnten bundesweit im Körperschaftswald 35 % und im Privatwald 25 % der Betriebe kein positives Ergebnis erzielen. Die historisch bedingte Besitzzersplitterung im Privatwald mit einer Fläche von weniger als 2 ha je Eigentümer ist mit erheblichen Nachteilen bei der Bewirtschaftung des Waldes und der Holzvermarktung verbunden. Seit 1999 konnten weitere ca. 3.000 Kleinstwaldbesit​zer (mit ca. 24.000 ha) für eine Mitgliedschaft in einer Forstbetriebsgemeinschaft gewonnen werden. Damit liegt die Durchschnittsfläche für eine Forstbetriebsgemeinschaft bei 670 ha (1999: 550 ha). Potenziale liegen in der energetischen Nutzung von Holz und Holzabfällen, sowie der Erschließung neuer stofflicher Verwendungsmöglichkeiten.

Verarbeitendes Gewerbe

Aufgrund seiner internationalen Orientierung ist das Verarbeitende Gewerbe zentraler Bestandteil der Exportbasis einer Region und in besonderem Maße der überregionalen und internationalen Konkurrenz ausgesetzt. Die reale Bruttowertschöpfung des Verarbeitenden Gewerbes ist in Sachsen-Anhalt von 1991 bis 2004 von 2,796 Mrd. € auf 7,102 Mrd. € gewachsen. Damit konnte das Verarbeitende Gewerbe seinen Anteil an der Bruttowertschöpfung aller Wirtschaftsbereiche in diesem Zeitraum von 10,9% auf 17,3% steigern. Trotz des Wachstums der Wertschöpfung reduzierte sich die Erwerbstätigkeit im Verarbeitenden Gewerbe von 329.500 Personen im Jahr 1991 um mehr als die Hälfte auf 145.000 Personen im Jahr 2004. Der Grund für diese gegenläufige Entwicklung von Wertschöpfung und Erwerbstätigkeit ist die starke Zunahme der Produktivität zwischen 1991 und 2004. Erwirtschaftete ein Erwerbstätiger im Verarbeitenden Gewerbe in Sachsen-Anhalt 1991 eine reale Wertschöpfung von 8.487 € so beträgt dieser Wert im Jahr 2004 mit 48.923 € bereits fast das Sechsfache. 

Bereits seit 1991 ist das Verarbeitende Gewerbe in Ostdeutschland auf Wachstumskurs. Im Vergleich zum Verarbeitenden Gewerbe in Westdeutschland werden jedes Jahr höhere Wachstumsraten erzielt. Sachsen-Anhalt wiederum konnte in der gesamten Periode nahezu durchgängig etwas höhere Wachstumsraten als der Durchschnitt der neuen Länder erzielen. Seit dem Jahr 2000 hat auch eine bemerkenswerte Trendumkehr stattgefunden: Lagen bis zu diesem Zeitpunkt die Wachstumsraten der Erwerbstätigkeit in Westdeutschland höher als in Ostdeutschland, schrumpft seitdem die Erwerbstätigkeit in den neuen Länder langsamer als in den alten. Im Vergleich zu den neuen Ländern schneidet Sachsen-Anhalt mit Blick auf das Erwerbstätigenwachstum in den letzten drei Jahren noch besser ab, nachdem zuvor die Wachstumsraten meistens unterhalb jener der neuen Länder lagen.

Die Exportquote in den neuen Ländern fiel von 14,9% 1991 zunächst auf 11,8% 1995, um bis zum Jahr 2004 wieder auf 25,4% anzusteigen. In Sachsen-Anhalt hat sich der Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz von 20,8% (1991) zunächst ebenfalls bis Mitte der 90er Jahre reduziert, ehe er seit 1999 wieder ansteigt und 2004 leicht über seinem Anfangsniveau liegt (21,4%). Trotzdem besteht nach wie vor noch bei der Einbindung in internationale Wirtschaftskreisläufe ein erheblicher Rückstand der ostdeutschen gegenüber den westdeutschen Ländern, da auch deren Exportquote seit 1991 von 27,2% auf 41,2% im Jahr 2004 angestiegen ist.

Tourismus

Der Tourismus in Sachsen-Anhalt hat sich seit dem Jahr 2000 positiv weiterentwickelt. Sowohl im Kultur- als auch im Aktiv- und Gesundheitstourismus, den beiden touristischen Hauptgeschäftsfeldern des Landes, ist ein kontinuierlich aufwärts strebender Trend aller wesentlichen touristischen Kennziffern zu beobachten. So erzielte die Tourismuswirtschaft im Jahr 2004 das beste Ergebnis seit 1990, die Zahl der Übernachtungen stieg auf über 5,9 Millionen, die Aufenthaltsdauer verlängerte sich und die Auslastung der Übernachtungseinrichtungen (Hotels, Pensionen, Camping etc.) wuchs. Sachsen-Anhalt gehört zu den fünf deutschen Bundesländern, die ihren Anteil am Deutschland-Tourismus seit 1998 erhöhen konnten. Dabei nahm die Anzahl der Ausländerübernachtungen im Land überdurchschnittlich zu; die wichtigsten Herkunftsländer waren die Niederlande, die USA, Polen und Dänemark. Gegenüber dem Jahr 2000 erhöhte sich die Beschäftigtenzahl mit Stand 2003 um über 40 % bei den Beherbergungsbetrieben, die Zahlen beim Gaststättengewerbe sanken um ca. 15%. Im gesamten Gastgewerbe war ein Absinken der Beschäftigtenzahl von etwa 3 % zu verzeichnen. Der Anteil der Tourismusbeschäftigten an den Gesamtbeschäftigten in Sachsen-Anhalt liegt bei etwa 5 %.

1.2.7 Räumliche Dimension: Ländlicher Raum und Städte

Regionale Entwicklung und Ausgangslage

Die NUTS-2 Region Magdeburg weist mit einer über dem Landesdurchschnitt liegenden Arbeitsproduktivität und einer unterdurchschnittlichen Arbeitslosenquote im Jahr 2003 eine relativ günstige Lage auf. Sie verzeichnet im Vergleich der drei NUTS-2-Re​gio​nen des Landes seit dem Jahr 2000 das stärkste Wirtschaftswachstum und den ge​ringsten Bevölkerungs- und Beschäftigungsrückgang. In der Region Halle ist die Arbeits​produktivität ebenfalls überdurchschnittlich. Die Region weist jedoch eine relativ hohe Arbeitslosigkeit auf und musste seit 2003 den höchsten Rückgang der Erwerbstätigkeit hinnehmen. Das Wirtschaftswachstum lag deutlich unter dem Landesdurchschnitt. Mit einer relativ geringen Arbeitsproduktivität und hohen Arbeitslosigkeit ist die Position der Region Dessau vergleichsweise ungünstig. Die Region konnte jedoch zwischen 2000 und 2003 ein überdurchschnittliches Wirtschaftswachstum verzeichnen. 

Das Wirtschaftswachstum und die Veränderung der Erwerbstätigkeit waren im ländlichen Raum (Landkreise) und den Stadtkreisen im Durchschnitt vergleichbar hoch. Die Arbeitsproduktivität liegt - entgegen dem zu erwartenden Muster – in den Landkreisen höher als in den Stadtkreisen (um knapp 7 %). Gründe dafür sind die Konzentration kapitalintensiver Industrien in den Landkreisen (Chemie, Mineralölverarbeitung) und die relativ schwache Position der Städte des Landes Sachsen-Anhalt im Bereich der höherwertigen unternehmensbezogenen Dienstleistungen.

In den drei kreisfreien Städten Magdeburg, Halle und Dessau wohnt etwas mehr als ein Fünftel der Bevölkerung des Landes. Der überwiegende Teil entfällt somit auf die Landkreise. Die Städte weisen einen stärkeren Bevölkerungs​rückgang auf, was insbesondere auf Suburbanisierungsprozesse zurückgeht. Nachdem die Abwanderung von Bevölkerung und Gewerbe ins stadtnahe Umland in den Jahren 1997 bis 1999 einen Höchststand erreicht hat, hat sich dieser Prozess ab dem Jahr 2000 vermindert. Die Stadt Dessau konnte im letzten Jahr gegenüber ihrem direkten Umland sogar erstmalig Wanderungsgewinne verbuchen.

Tabelle 1.2.10:
Regionale Ausgangslage und Entwicklung

	
	NUTS II Regionen
	Kreisfreie Städte
	Landkreise
	Sachsen-Anhalt

	
	Magdeburg
	Halle
	Dessau
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	Bevölkerung 2003
	1.178.061
	835.933.
	521.421
	545.678
	1.989.737
	2.535.412

	Bevölkerungsentwicklung 2000-2003 (%)
	- 3,0
	- 3,9
	- 4,9
	- 4,1
	- 3,6
	- 3,7

	Erwerbstätige 2003
	476.971
	339.396
	195.632
	296.126
	715.867
	1.011.999

	Veränderung der 
Erwerbstätigkeit 
2000-2003 (%) 
	- 2,8
	- 6,4
	- 4,3
	- 4,4
	- 4,3
	- 4,3

	Veränderung des BIP 2000-2003 (%)
	9,2
	3,8
	8,4
	7,4
	7,1
	7,2

	BIP je Erwerbstätigen 2004 (€)
	44.455
	44.459
	44.171
	42.374
	45.240
	44.402

	BIP je Einwohner 2002 in KKS (EU 25=100)
	71,9
	75,2
	66,5
	
	
	71,9

	BIP je Einwohner
2001-2003 in KKS 
(EU 25=100)
	Oktober 2005
	Oktober 2005
	Oktober 2005
	n.V.
	n.V.
	Oktober 2005

	Arbeitslosenquote (%)
	17,6
	21,3
	21,3
	18,9
	19,8
	19,6

	
	
	
	
	
	
	


Quelle: Stat. Landesamt Sachsen-Anhalt, Eurostat, Berechnungen der Staatskanzlei Sachsen-Anhalt.

a) Lage und Entwicklung des ländlichen Raums

Der ländliche Raum erfüllt eine wichtige Funktion als Arbeits-, Lebens- und Kulturraum und bietet darüber hinaus Freizeitgestaltungs- und Erholungsmöglichkeiten in der Natur. Die Erhaltung, Weiterentwicklung und nachhaltige Sicherung der Wirtschafts-, Versorgungs- und Ausgleichsfunktionen des ländlichen Raumes sowie der historisch wertvollen Kulturlandschaft sind erklärte Ziele der Landesregierung.

Die Situation des ländlichen Raumes unterscheidet sich in Bezug auf die wirtschaftlichen, arbeitsmarktbezogenen und demographischen Herausforderungen nicht grundsätzlich von der Situation in den Städten. Als ein spezifisches Problem tritt die Trennung von Boden und Gebäudeeigentum hinzu, die sich häufig immer noch als Investitionshindernis auswirkt. Die Zusammenführungsverfahren nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz und die sukzessive flächendeckende Bodenordnung zur Anpassung an die geänderten Nutzungsverhältnisse sind deshalb von großer Bedeutung.

Abbildung 1.2.1 zeigt eine schematische Untergliederung der siedlungsstrukturell relevanten Kreistypen in Sachsen-Anhalt für das Jahr 2002 (Kategorisierung des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung – BBR) und erlaubt damit auch eine nähere Beschreibung des ländlichen Raumes.
 Demnach sind die Landkreise heterogen: Die zentral gelegenen und z.T. an die beiden Kernstädte Magdeburg und Halle angrenzenden Kreise Aschersleben-Straßfurt, Mansfelder Land, Merseburg-Querfurt, Quedlinburg, Schönebeck und Weißenfels können als „verdichtete Kreise im verstädterten Raum“ typisiert werden. Die Beispiele des Saalkreises, des Jerichower Landes, des Ohre Kreises und des Bördekreises zeigen, dass die räumliche Nähe und geographische Angrenzung an eine Kernstadt nicht per se zu einer erhöhten Bevölkerungsdichte führen muss. Die Kreise Stendal, Altmarkkreis Salzwedel, sowie Wittenberg und Anhalt-Zerbst sind als „ländliche Räume mit geringer Dichte“ zu typisieren und sind in räumlicher Hinsicht relativ weit von den Kernstädten Magdeburg und Halle/Saale entfernt.

Abbildung 1.2.1:
Kreistypen in Sachsen-Anhalt im Jahr 2002
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Quelle: GEFRA, Daten des BBR (2004).

Ein wichtiger Indikator für die regionalen Entwicklungstendenzen und zur Indikation des zukünftigen Bedarfs an politischen raumwirksamen Allokations- und Ausgleichsmaßnahmen ist eine Darstellung der erwarteten, räumlichen Bevölkerungsentwicklung. Die Bevölkerungsprognose des Statistischen Landesamtes zeigt hier deutliche räumliche Unterschiede: So wird erwartet, dass die Bevölkerung im Ohre-Kreis mit - 11,5 % unterdurchschnittlich zurückgeht, während der Kreis Bitterfeld mit - 27,6 % am stärksten verliert. Ein weiteres Ergebnis der Prognose ist, dass es keinen signifikanten Unterschied in der Entwicklung der kreisfreien Städte und Landkreise gibt. Eine räumliche Konzentration der Bevölkerung weg vom ländlichen Raum hin zu den Kernstädten kann somit nicht pauschal konstatiert werden. Die Abbildung 1.2.2 lässt zudem erkennen, dass die nördlichen Kreise mit einer bereits in 2002 geringen Bevölkerungsdichte sich in ihrer Entwicklung eher stabilisieren können als die Kreise und kreisfreien Städte in verstädterten Räumen mit einer höheren Bevölkerungsdichte in den südöstlichen Teilen Sachsen-Anhalts. Die relativ gemäßigte Entwicklung in den westlichen Kreisen des Landes (Ohre-Kreis, Bördekreis, Halberstadt und Wernigerode) kann auf eine stärkere Verflechtung mit dem Großraum Hannover-Braunschweig zurückgeführt werden.

Abbildung 1.2.2:
Regionale Veränderung der Bevölkerung in Sachsen-Anhalt 
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Quelle: GEFRA, Daten des Statistischen Landesamtes Sachsen-Anhalt (2004).

Box 1.2.1
“Allianz ländlicher Raum“

Zur Unterstützung der Gestaltungsprozesse im ländlichen Raum wurde am 13.04.2005 die „Allianz für den ländlichen Raum“ gegründet. Das Gremium aus Wirtschafts- und Sozialpartnern, sowie verschiedenen Landesministerien hat sich zum Ziel gesetzt konzeptionelle Ansätze in den Themenfeldern „Verbesserung der Wirtschaftskraft im ländlichen Raum“, „Abwanderung vornehmlich junger Leute aus den Dörfern“, „Stärkung der kommunalen Daseinsvorsorge im ländlichen Raum“ und „Zukunftsweisender Natur- und Umweltschutz“ zu entwickeln. Ergänzend hierzu werden im Rahmen von „Integrierten ländlichen Entwicklungskonzepten (ILEK)“ in den Regionen spezifische Stärken und Schwächen definiert. 


b) Lage der Städte, Städtebauförderung und Stadtumbau

Die Oberzentren des Landes – Halle (238 497 Einwohner, Stand: 31.12.2004), Magdeburg (226.675 Einwohner, Stand: 31.12.2004) und Dessau (79.487 Einwohner, Stand 31.12.2004) - sind im Vergleich zu den Großstädten anderer Bundesländer relativ klein und befinden sich - mit Ausnahme der Stadt Halle - geografisch in einer Randlage zu den großen Ballungsräumen in Deutschland. Gleichwohl sind sie als wirtschaftliche, soziale und kulturelle Zentren für Sachsen-Anhalt von zentraler Bedeutung. Ebenso nehmen die Mittelzentren zentrale Funktionen für das ländlich strukturierte Umfeld war. Die Stärkung der wirtschaftlichen Basis, die Schaffung von Arbeitsplätzen die Bewältigung der Folgen der demografischen Entwicklung sind heute die vorrangigen Probleme der Städte des Landes.

Box 1.2.2
Ausgangslage und Entwicklungspotenziale in Magdeburg und Halle

Magdeburg

Die traditionelle industrielle Basis der Landeshauptstadt Magdeburg, der Schwermaschinenbau, ist nach 1990 drastisch geschrumpft. Die heute mittelständischen Unternehmen des Maschinenbaus bilden gleichwohl neben dem öffentlichen Sektor (Sitz der Landesregierung) und dem Hochschul- und Wissenschaftsbereich einen zentralen Eckpunkt der Wirtschaftsstruktur. Die Anbindung an die überregionale Verkehrsinfrastruktur konnte insbesondere in den Bereichen Straße und Binnenschifffahrt deutlich verbessert werden; bei der Fernbahn- und Fluganbindung bestehen nach wie vor Defizite. Das Stadtbild wurde erheblich verschönert; Magdeburg hat sich zu einem regionalen Dienstleistungs- und Einkaufszentrum entwickelt.

Kernprobleme sind die zu schmale wirtschaftliche Basis der Stadt, die hohe Abhängigkeit von Finanzzuweisungen und die im Vergleich zu westdeutschen Großstädten hohe Arbeitslosenquote (gut 20 %) bei gleichzeitig bereits zu verzeichnendem Fachkräftemangel. Die solitäre Lage der Stadt zwischen den Agglomerationsräumen Hannover-Braunschweig-Göttingen, Berlin und Leipzig/Halle bedeutet eine Randlage, die eine Positionierung als Nischenanbieter und Zulieferer erfordert. Von großer Bedeutung für die Entwicklung von Spezialisierungsvorteilen (z.B. im Bereich medizinischen Forschung und der Medizintechnik) sind die Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen. Die Stärkung des Wissenschaftsstandortes, die Ansiedlung und Entwicklung insbesondere innovativer Unternehmen und die Entwicklung der Stadt zu einem Dienstleistungszentrum stellen daher wichtige Potenziale. Dies soll durch Maßnahmen der Stadtentwicklung (z.B. Revitalisierung von Industrie- und Gewerbebrachen, Maßnahmen in Stadtteilen mit besonderen Benachteiligungen) und zur Förderung des Humankapitals und der beruflichen Eingliederung flankiert werden.

Halle

Auch in Halle ist der Wertschöpfungsanteil traditioneller Industriezweige (Maschinen- und Fahrzeugbau, Lebensmittel- und Chemieindustrie) nach 1990 dramatisch geschrumpft. Im Zuge des Strukturwandels wächst der Anteil der Dienstleistungen (z.B. im Informations- und Kommunikations- sowie Medienbereich). Kernprobleme sind ebenfalls die im Vergleich mit deutschen Städten ähnlicher Größe schmale wirtschaftliche Basis, die hohe Arbeitslosigkeit (rund 20%), der enge finanzielle Handlungsspielraum und die Folgen starker Bevölkerungsverluste. 

Eine Stärke ist die Lage im Agglomerationsraum Halle/Leipzig, so z.B. für die Entwicklung logistischer Dienstleistungen und von Zuliefererindustrien für regional ansässige Endproduzenten (z.B. Automobilindustrie). Als größter Hochschulstandort des Landes verfügt die Stadt über ein gutes Wissenschafts- und Innovationspotenzial, das eine wichtige Grundlage für die Revitalisierung industrieller Traditionen (z.B. Chemie) und die Erschließung neuer Zukunftstechnologien (z.B. Umwelt-, Biotechnologie, Film- und Medienwirtschaft) darstellt. Ein Potenzial ist auch die Wiederbelebung der schulischen Bildungstradition (Franckesche Stiftungen) durch Verwirklichung erstklassiger pädagogischer Konzepte und Investitionen in die schulische und vorschulische Infrastruktur mit dem Ziel, die derzeit noch guten Humankapitalausstattung zu erhalten. Von Bedeutung sind ferner Ansätze zur familien-/kinderfreundlichen Stadtentwicklung (z.B. Revitalisierung benachteiligter Stadtviertel, Rückbau technischer Infrastruktur, Brachflächenrecycling). Ein weitgehend intaktes mittelalterlich-gründerzeitliches Stadtbild und die breite Kulturlandschaft bieten gute Ansatzpunkte zur Entwicklung des Tourismus.

Die Einwohnerentwicklung wirkt sich neben ihren Folgen für die wirtschaftliche Entwicklung und den Arbeitsmarkt auch auf den Wohnungsmarkt sowie den Bedarf an städtebaulicher, sozialer, kultureller und technischer Infrastruktur aus. Allein in Sachsen-Anhalt sollen 200.000 dauerhaft leerstehende Wohnungen ab​gerissen werden. Das seit dem Jahr 2002 bestehende Bund-Länder-Programm zum Stadtumbau Ost soll dieser besonderen Situation Rechnung tragen. Das Programm läuft bis zum Jahr 2009 und stellt den ostdeutschen Städten einschließlich der Komplementärmittel der Länder und der Kommunen ein Finanzvolumen von rd. 2,56 Mrd. € bereit (Sachsen-Anhalt: rund 475 Mio. €). Derzeitige Programmschwerpunkte sind u.a. der Abriss bzw. Rückbau dauerhaft leerstehender Wohnungen sowie die städtebauliche Aufwertung besonders betroffener Stadtteile.

Im Jahr 2001 wurde mit der flächendeckenden Erarbeitung von „Integrierten Stadtentwicklungskonzepten“ in 44 Städten des Landes mit zentralörtlicher Bedeutung oberhalb der Grundzentren begonnen. Die beteiligten Kommunen repräsentieren rund 55% der Gesamtbevölkerung. Neben der Bewältigung der Folgen des Einwohnerrückgangs sollen die Konzepte dazu beitragen, dass wichtige Voraussetzungen für die wirtschaftliche Entwicklung der Städte und der sie umgebenden Räume geschaffen werden. Die bisherige Stadtumbaupolitik der Landesregierung wurde in diesem Sinne gezielt ergänzt und umfasst für die kommenden Jahre folgende Schwerpunkte:

· Weiterentwicklung und Umsetzung der integrierten Stadtentwicklungskonzepte u.a. durch Stärkung des integrierten Planungs- und Handlungsansatzes, der privaten Investitionsbereitschaft und des bürgerschaftlichen Engagements sowie durch Ver​besserung der interkommunalen Kooperation

· (Re-)Vitalisierung der Innenstädte u.a. durch Stärkung der Handels- und Dienstleistungsfunktionen sowie Sicherung und Ausbau der historischen Stadtkerne. 

· Weiterentwicklung der bildungsorientierten und sozialen Infrastrukturen (insbesondere Kinderbetreuung, Schulen, Hochschulen) als Schlüsselelement für die Humankapitalentwicklung.

· Entwicklung und Umsetzung von Konzepten zur Umnutzung von Brach- und Konversionsflächen, zur Freiraumnutzung und Gestaltung, Flächenentwicklung.

· Anpassung der stadttechnischen Systeme – insbesondere der Ver- und Entsorgungsnetze - an die vorhandenen und zukünftigen Bedarfe der Wirtschaft und einer rückläufigen Bevölkerungszahl.

Über dies hinaus, kommt im Rahmen der Internationalen Bauausstellung Stadtumbau in Sachsen-Anhalt 2010 (IBA) ein breites Spektrum stadtplanerischer „Werkzeuge“ exemplarisch zur Erprobung und Anwendung.

1.3 Lage und Entwicklung der öffentlichen Finanzen 
in Sachsen-Anhalt

1.3.1 Aktuelle Haushaltslage

Die Haushaltslage des Landes Sachsen-Anhalt ist angespannt. Die Einnahmeentwicklung wird sich zwar 2005 im Vergleich zum Jahr 2004 stabilisieren. Das in den zurückliegenden Jahren stark eingebrochene Steueraufkommen beginnt sich damit aber bei weitem noch nicht zu erholen oder gar den früheren Umfang zu erreichen. Nach wie vor entspricht das Aufkommensniveau nominal etwa dem des Jahres 1995. Die Belastung des Haushalts durch diese Einnahmeentwicklung hält also weiter an, verschärft sich jedoch nicht mehr. Die Steuereinnahmen vermögen damit nur knapp die Hälfte der Ausgaben zu decken.

In den letzten Jahren wurden außerordentliche Veräußerungserlöse erzielt, die zu einer Verbesserung der Einnahmesituation beigetragen haben. Das zu Erlösen führende Privatisierungspotenzial ist mit den in den Jahren 2005 und 2006 vorgesehenen Veräußerungsvorhaben allerdings weitgehend ausgereizt.

Vor allem im konsumtiven Bereich wurden inzwischen deutliche Kürzungen vorgenommen. Einschnitte in Landesleistungsgesetze haben zu einer dauerhaften Entlastung geführt. Der Stellen- und Personalabbau der letzten Jahre wird auch im laufenden Haushaltsjahr fortgesetzt, gleichwohl hat Sachsen-Anhalt nach wie vor einen überdurchschnittlich hohen Personalbestand. Die ausgabenseitige Entlastung wurde jedoch zu einem Gutteil durch die Einnahmeentwicklung kompensiert. Daher weist Sachsen-Anhalt weiterhin eine hohe Neuverschuldung und einen negativen Primärsaldo auf. Die Neuverschuldung liegt nur knapp unter der Summe der eigenfinanzierten Investitionen. Der Konsolidierungsbedarf im Land ist damit hoch – zumal die Zinslasten weiter ansteigen und einen immer größeren Anteil der Ausgaben ausmachen. 

Tabelle 1.3.1:
Einnahmen- und Ausgabenentwicklung des Landes Sachsen-Anhalt für die Jahre 2000 bis 2004 (Ist), die Jahre 2005/2006 (Doppelhaushalt) sowie Projektion bis 2020
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2001

2002

2003

2004

2005
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Einnahmen 

(1)

9.725

9.362

8.914

9.115

9.157

9.182

9.135

darunter:

     -Steuereinnahmen/LFA/

      Fehl-BEZ

5.759

5.718

5.030

4.937

5.168

4.980

5.219

Entw. gegenüber Vorjahr in %

-0,7

-12,0

-1,8

4,7

-3,6

4,8

     -Sonderbedarfs-BEZ

1.129

1.129

1.661

1.661

1.661

1.657

1.649

     -sonstige BEZ

84

84

84

84

84

240

240

     -sonstige Bundesmittel

2

1.709

1.664

1.290

1.311

1.134

1.090

900

     -Einnahmen von der EU

2

571

314

381

570

556

616

604

nachr.: Einnahmen ohne Steuern/LFA/Fehl-BEZ

            sowie ohne Fluthilfe

3.966

3.644

3.730

3.743

3.830

4.026

3.912

Ausgaben 

(2)

10.452

10.335

10.288

10.370

10.107

10.151

9.924

Entw. gegenüber Vorjahr in %

-1,1

-0,5

0,8

-2,5

0,4

-2,2

darunter:

     -Personalausgaben

3

2.782

2.796

2.797

2.667

2.548

2.356

2.363

     -Sächl. Verwaltungsausg.

466

442

447

392

355

368

360

     -Zinsausgaben

696

725

801

873

852

944

989

     -Übertragungsausgaben

4.037

4.083

4.237

4.330

4.182

4.543

4.568

     -Investitionsausgaben

2.471

2.288

2.006

2.109

1.892

1.980

1.703

           -darunter: Bauausg.

219

250

214

200

151

108

93

     -Globale Minderausg.

-40

-61

Finanzierungsaldo

-727

-973

-1.374

-1.255

-949

-969

-789

Nachrichtlich:

     -Nettokreditaufnahme 

788

712

1.504

772

1.316

954

783

     -Haushaltsvolumen

10.479

10.356

10.575

10.544

10.511

10.161

9.934

     -Schuldenstand (Haushalt)

4

13.549

14.261

15.766

16.687

18.121

19.074

19.857

     -Pro-Kopf-Schulden

5

5.182

5.526

6.168

6.583

7.216

7.765

8.182

1

  Angaben gerundet

2

  die Aufteilung in Bundes- und EU-Mittel entspricht nicht exakt der Systematik der Projektion und ist für 2010ff. daher geschätzt

3

  ohne Abgeltung der Lehrer-Arbeitszeitkonten 2004

4

  einschl. Beleihung Sondervermögen "Altlasten" sowie einschl. Übernahme Schulden Sondervermögen "Förderfonds" ab 2004

5

  EW-Entwicklung lt. best-case-Variante der IWH-Studie

(1), (2): bereinigte Werte gemäß Vereinbarung zw. Bund und Ländern

; 2003 ohne Beleihung Sondervermögen "Altlasten"

Quoten:

2000

2001

2002

2003

2004

2005

2006

Kreditfinanzierungsquote

7,5

6,9

14,6

7,4

13,0

9,4

7,8

Investitionsquote

23,6

22,1

19,5

20,3

18,7

19,5

17,2

Personalausgabenquote

26,6

27,1

27,2

25,7

25,2

23,2

23,8

Zinsausgabenquote

6,7

7,0

7,8

8,4

8,4

9,3

10,0

Zins-Steuerquote*

12,1

12,7

15,9

17,7

16,5

19,0

18,9

Steuerdeckungsquote*

55,1

55,3

48,9

47,6

51,1

49,1

52,6

* Basis Steuereinnahmen/LFA/Fehl-BEZ


Quelle: Ministerium der Finanzen Sachsen-Anhalt

Die aktuelle Finanzlage ist nicht nur auf ein Einnahmeproblem zurückzuführen. Eine wirtschaftliche Erholung und steigende Steuereinnahmen allein werden eine Rückführung der Neuverschuldung auf Null nicht ermöglichen. Es besteht zusätzlich Handlungsbedarf auf der Ausgabenseite. Dabei sind die Handlungsmöglichkeiten des Landes jedoch begrenzt, einerseits durch die geringe Flexibilität bei der Rückführung konsumtiver Ausgaben und den hohen Bindungsgrad durch bundesgesetzliche Regelungen, andererseits durch den erheblichen Drittmittelanteil im Investitionsbereich, der Einsparungen meist mit anteiligen Einnahmeeinbußen verbindet. Inhaltlich stellt der unbestreitbar bestehende Investitionsbedarf eine Grenze für die Rückführung investiver Ausgaben dar. Mit verstärktem Einsatz von Schuldendiensthilfen statt verlorener Zuschüsse sowie der Gründung der Investitionsbank mit einem erweiterten Spektrum von Förderinstrumenten wurden die Grundlagen für eine sparsamere Fördertätigkeit geschaffen. Dennoch waren Ausgabensenkungen in diesem Bereich nicht vermeidbar.

Die Entwicklung wesentlicher Eckwerte seit dem Jahr 2000 zeigt Tabelle 1.2.1. Das Ausgabenwachstum lag seitdem stets und zum Teil deutlich unter der Empfehlung des Finanzplanungsrates von maximal 1 % jährlich. Dies ist Ausdruck der bislang vollzogenen Konsolidierung, da trotz erfolgter Ost-West-Angleichung von 87 % auf 92,5 % und einer Zunahme der Zinsausgaben um etwa 40 % im Betrachtungszeitraum dieser Wert erreicht werden konnte. Wie die Daten auch zeigen, war in der Vergangenheit das Einnahmeniveau von den dramatischen Steuereinbrüchen ab 2002 geprägt. Die Einnahmen außerhalb der Steuern sind aktuell auf ähnlichem Niveau wie im Jahr 2000. Die zwischenzeitlichen Rückgänge wurden wesentlich durch die Entwicklung der EU-Einnahmen bestimmt.

1.3.2 Mittel- und langfristige Entwicklung

Entsprechend dem Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt sind die EU-Mitgliedsstaaten verpflichtet, mittelfristig einen nahezu ausgeglichenen Haushalt (close to balance) anzustreben. Das erfordert auf allen staatlichen Ebenen – bei Bund, Ländern und Kommunen - entsprechende finanzpolitische Weichenstellungen. Die unter 1.2.1 dargestellte Bestandsaufnahme der gegenwärtigen Haushaltslage zeigt die Notwendigkeit einer weiteren strikten Haushaltskonsolidierung. Der Schuldenstand betrug am Ende des Jahres 2004 rd. 18 Milliarden Euro und wird bis 2007 die 20-Mrd.-Euro-Grenze überschreiten. Damit steht Sachsen-Anhalt bereits jetzt an der Spitze der Flächenländer in Ost und West. Drastischste Folge dieser Entwicklung sind die stark anwachsenden Zinsausgaben, die immer größere Anteile der Einnahmen des Landes binden, die damit nicht mehr für politische Gestaltung von Schwerpunktaufgaben zur Verfügung stehen.

Die künftige Entwicklung des Landeshaushaltes wird langfristig insbesondere durch den deutlichen Rückgang der derzeit überproportionalen Einnahmen bestimmt. Im Einzelnen beruht dies auf dem Rückgang der Sonderbedarfs-Bundesergänzungs​zuweisungen von derzeit 1,6 Mrd. Euro bis auf Null im Jahr 2020, dem langfristigen Rückgang von Bundes- und EU-Mitteln auf das Niveau vergleichbarer Westländer sowie der voraussichtlichen demografischen Entwicklung. Zusätzlich werden die jährlichen Einnahmen aufgrund der notwendigen Rückführung der Neuverschuldung - wie sie in der Mittelfristigen Finanzplanung 2004 bis 2008 beschlossen wurde, zumindest solange zurückgehen, bis die Neuverschuldung beendet ist. Eine Projektion der bestenfalls zu erwartenden Einnahmeentwicklung verdeutlicht nachstehende Abbildung. Demnach werden die nominalen Einnahmen im Jahr 2015 um etwa 1,6 Mrd. Euro oder 16 % unter dem Niveau von 2005 liegen. Dies wird auf der Ausgabenseite erhebliche und einschneidende Anpassungen in allen Aufgabenfeldern des Landes erforderlich machen.

Abbildung 1.3.1:
Entwicklung der Einnahmen bis 2015
Quelle: Ministerium der Finanzen Sachsen-Anhalt.

Mit Hilfe hoher Transferleistungen von Bund und Ländern sowie von der EU war es in Sachsen-Anhalt wie in allen neuen Ländern bisher möglich, etwa doppelt so viel zu investieren wie ein vergleichbares Westflächenland. Dies ist angesichts überall zurückgehender öffentlicher Investitionsquoten eine beachtliche Leistung. 

Die mittel- und langfristige Entwicklung der finanziellen Situation stellt Sachsen-Anhalt wie alle neuen Länder jedoch künftig vor enorme Herausforderungen und erfordert eine deutliche Schwerpunktsetzung bei der Ausgabenpolitik. Dies gilt auch für die künftige Ausrichtung der EU-Förderung. Fest steht, dass nationale Kofinanzierungsmittel immer schwerer aufzubringen sind. Der Konsolidierungsdruck für die öffentlichen Haushalte muss daher zu einer spürbaren Verringerung der öffentlichen Ausgaben insgesamt führen. Umso wichtiger ist eine optimale Untersetzung der zur Verfügung stehenden Mittel.

Fazit

Die Analyse der Ausgangslage führt zusammenfassend zu folgenden Ergebnissen

Veränderung seit Beginn der laufenden Förderperiode

Als kleine offene Volkswirtschaft konnte sich Sachsen-Anhalt seit Beginn der laufenden EU-Förderperiode im Jahr 2000 nicht grundlegend von der allgemeinen Wachstumsschwäche in Deutschland absetzen. Gleichwohl zeigen das Wachstum des BIP je Einwohner und der Arbeitsproduktivität, der Rückgang der Lohnstückkosten, die Veränderung der Arbeitslosenquoten, dass sich Sachsen-Anhalt gemessen am Bundesdurchschnitt vergleichsweise positiv entwickelt hat und der Konvergenzprozess – wenn auch auf niedrigem Niveau – weiter vorangekommen ist (vgl. Abbildung 1.4.1) 

Abbildung 1.4.1:
Veränderung zentraler Makroindikatoren in Sachsen-Anhalt und Deutschland in %


Quelle: Staatskanzlei Sachsen-Anhalt

Entwicklungsstand

In Bezug auf die sozio-ökonomischen Indikatoren bestehen immer noch erhebliche Entwicklungsrückstände (vgl. Abbildung 1.4.2): Das BIP je Einwohner erreicht ca. 69 % des Bundes- und 72 % des EU-Durchschnitts. Die Arbeitsproduktivität beläuft sich auf knapp 80 % des Bundesdurchschnitts. Die Produktionslücke bzw. die zu ihrer Schließung erforderlichen öffentlichen und privaten Transfers betragen 29 % des BIP. Ohne diese Transfers läge das BIP je Einwohner nur bei schätzungsweise 62 % der EU-Durchschnitts. Sachsen-Anhalt weist mit 58,7 % eine der geringsten Erwerbstätigenquoten auf. Das Niveau der Arbeitslosigkeit ist nach wie vor etwa doppelt so hoch wie im Bundes- und EU-Durchschnitt. Unter den Arbeitslosen befindet sich mittlerweile ein vergleichsweise hoher Anteil an Langzeitarbeitslosen. 

Im Unterschied zur sozio-ökonomischen Lage besteht kein vergleichbarer Entwicklungsrückstand in Bezug auf Umweltsituation. Bei einer Reihe von wichtigen Umweltindikatoren weist Sachsen-Anhalt sogar eine im Vergleich zum Bundesdurchschnitt günstige Position auf (vgl. Abbildung 1.4.2). Dies bedeutet allerdings nicht, dass es keinen Handlungsbedarf zur Erreichung der umweltpolitischen Ziele des Landes und der EU gibt.

Abbildung 1.4.2:
Ausgangslage: Sachsen-Anhalt im Vergleich zu Deutschland insgesamt 
Abweichungen vom Bundesdurchschnitt, in %
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Quelle: Staatskanzlei Sachsen-Anhalt

Stärken und Schwächen im Bereich der Potenzialfaktoren

Im Rahmen der Analyse wurden Wettbewerbsvorteile und –nachteile sowie insbesondere die Determinanten des langfristigen regionalen Wachstumspotenzials Sachsen-Anhalts im Vergleich zum Bundes- und EU-Durchschnitt analysiert. Zusammenfassend ergibt sich hierzu das folgende Bild:

· In Bezug auf den Kostenwettbewerb ergeben sich gemessen an den Lohnstückkosten gesamtwirtschaftlich nicht länger Nachteile für Sachsen-Anhalt. Im Bereich der im überregionalen Wettbewerb stehenden Industrie hat sich ein Lohnstückkostenvorteil herausgebildet, der für die starke Wachstumsdynamik dieses Sektors mitverantwortlich ist.

· Die Sachkapitalausstattung hat sich wesentlich verbessert. Die Kapitalintensität erreicht nunmehr 88 % des Bundesdurchschnitts. Aufgrund des großen Arbeitsplatzdefizits wird die Kapitalstocklücke – die ein wichtiger Grund für die unterdurchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen ist – durch die Kapitalintensität jedoch unterschätzt. Gemessen an der Bevölkerungszahl erreicht der Kapitalstock erst knapp 75 % des bundesdeutschen Niveaus.

· Im Bereich des Humankapitals der Beschäftigten weist Sachsen-Anhalt derzeit noch eine vergleichsweise günstige Position auf. Die negative Bevölkerungsdynamik zeigt jedoch in Verbindung mit zum Teil vergleichsweise ungünstigen Ausbildungsindikatoren, dass ein erheblicher Handlungsbedarf besteht, um die Position auch in Zukunft zu sichern.

· Alle Indikatoren für die Forschung und Entwicklung der Wirtschaft zeigen erhebliche Defizite beim FuE-Potenzial im Unternehmenssektor des Landes. Vergleichsweise gut aufgestellt ist die öffentliche Forschung und Entwicklung im Bereich der Hochschulen und der außeruniversitären Forschungseinrichtungen.

· Trotz erheblicher Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur besteht im Vergleich zum Bundesdurchschnitt bei allen Verkehrsträgern noch immer eine ungünstigere Erreichbarkeit nationaler und europäischer Agglomerationsräume. Teilweise gehen die Erreichbarkeitsdefizite auf die ländliche Siedlungsstruktur zurück. 

· Im Bereich der Kerninfrastruktur des Landes ist nach wie vor von einer Kapitalstocklücke auszugehen, die insbesondere die Bereiche Schulen, Hochschulen und Wissenschaft und Verkehr betrifft. 

· Die Wirtschaftsstruktur ist insbesondere durch ihre kleinbetriebliche Strukturierung und damit durch typische Probleme von Kleinunternehmen, z.B. in Bezug auf die Unternehmensfinanzierung geprägt. Ungünstige Strukturmerkmale sind ferner ein geringer Anteil an Selbstständigen und eine noch vergleichsweise geringe Einbindung in die internationale Arbeitsteilung (Auslandsumsatz).

Abbildung 1.4.3:
Stärken und Schwächen Sachsen-Anhalts, 
Abweichungen vom Bundesdurchschnitt, in %


Quelle: Staatskanzlei Sachsen-Anhalt

Demografische Veränderungen

Eine zentrale und negative Einflussgröße des Wachstumspotenzials Sachsen-Anhalts ist ferner die ungünstige Bevölkerungsentwicklung. Sachsen-Anhalt musste sowohl in den neunziger Jahren als auch im Zeitraum 2000 bis 2004 überdurchschnittliche Bevölkerungsverluste hinnehmen. Bis 2020 soll die Bevölkerung nochmals um 19 % abnehmen. Damit ist eine deutliche Veränderung der Altersstruktur der Bevölkerung verbunden mit negativen Konsequenzen für das Niveau und die Struktur des zukünftigen Arbeitsangebotes. Die demografische Entwicklung hat ferner Auswirkungen auf die Siedlungsstruktur, das Niveau und die Struktur der Infrastrukturausstattung und der öffentlichen Dienste sowie für die Entwicklung der öffentlichen Haushalte. Sie ist damit auch eine zentrale Rahmenbedingung für den künftigen Einsatz der EU-Fonds, die im Rahmen der Planungen durchgängig zu berücksichtigen ist. 

Haushaltspolitische Rahmenbedingungen

Das Einnahmenniveau des Landes wird bedingt durch demografische Entwicklung Rückführung von Sonderbundesergänzungszuweisungen zwischen 2005 und 2015 voraussichtlich um 1,6 Mrd. € oder nominal 16 % sinken. Dies stellt die Landespolitik vor enorme Herausforderungen und erfordert deutliche Schwerpunktsetzungen bei der Ausgabenpolitik.

Das Zielsystem der Förderpolitik 
in Sachsen-Anhalt

Bevor nach der Darstellung der „stilisierten Fakten“ der regionalen Entwicklung (Kapitel 2) und der Förderpolitik (Kapitel 3) nun eine Bewertung einzelner Aspekte der Förderpolitik des Landes Sachsen-Anhalt vorgenommen werden kann, ist es notwendig, sich Klarheit über die mit der Politik verfolgten Ziele zu verschaffen. Ein rationales Politikverständnis, definiert als die unter den jeweiligen Umständen bestmögliche Verfolgung eines wohldurchdachten und ausgewogenen Systems von Zielen, setzt die Klärung der Beziehungen zwischen Zielen und die Festlegung von geeigneten Mitteln (Instrumenten) zur Zielerreichung voraus.

Eine erste Unterscheidung von Zielbeziehungen betrifft deren hierarchische Ordnung: Ein Ziel kann als Instrument zur Erreichung eines höherrangigen Zieles dienen. In diesem Fall kann es als Zwischen- oder Unterziel bezeichnet werden. Ein Zielsystem („Zielpyramide“) entsteht dann durch die hierarchische Anordnung der unterschiedlichen Einzelziele. Ein Zielsystem kann als kohärent eingestuft werden, wenn die verschiedenen Ebenen derart miteinander in Verbindung stehen, dass jedes Ziel seinerseits als Instrument für ein höherwertiges Ziel oder umgekehrt jedes Instrument von einer untergeordneten Ebene aus als Ziel angesehen werden kann und damit eine eindeutige Ordnung zwischen den verschiedenen Zielen gegeben ist.

Eine zweite Unterscheidung von Zielbeziehungen betrifft die Interdependenz von Zielen der gleichen hierarchischen Ordnungsebene. Im Idealfall gilt, dass es für jedes Ziel auch ein Instrument gibt, so dass die Ziele unabhängig voneinander verfolgt werden können (Zielindifferenz). Falls aber die Zahl der Instrumente kleiner ist als die Zahl der Ziele, entstehen Beziehungen zwischen Zielen, die sich als komplementär oder rivalisierend bezeichnen lassen.

Während Zielkomplementaritäten für die Bewertung eines Zielsystems weitgehend unproblematisch sind, sind es Zielkonflikte, die bei der Bewertung der Kohärenz eines Zielsystems berücksichtigt werden müssen. Es sei darauf hingewiesen, dass mit dem Begriff „Zielkonflikt“ keine grundsätzlich negative Bewertung des Sachverhalts gemeint ist. Zielkonflikte sind in der politischen Praxis angesichts der Vielzahl der Ziele und der nur begrenzt zur Verfügung stehenden Instrumente und Finanzmittel eher die Regel als die Ausnahme. Ferner gilt, dass Zielkonflikte sich „lösen“ lassen, wenn bei der Verfolgung des einen Ziels das dazu im Konflikt stehende Ziel als Nebenbedingung eingeführt wird. Insgesamt lässt sich eine allgemeine Zielhierarchie wie folgt darstellen:

Abbildung 2.1:
Elemente einer Zielhierarchie
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In Abbildung 3.1 ist das Oberziel definiert als „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“, im Rahmen der Europäischen Union wird es als Konvergenzziel definiert. Dieses Ziel ist zunächst unspezifisch und bedarf einer näheren Konkretisierung. Mögliche Ausprägungen sind die wirtschaftliche und die soziale Dimension und der Stand und die Entwicklung der Umwelt. Alle drei Dimensionen tragen zum Oberziel der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse bei. Die Erreichung des Oberziels ist aber nicht nur von der Zielhierarchie selbst abhängig, sondern auch von Restriktionen, die bei der Verfolgung der Ziele zu beachten sind. Sie sind in Abbildung 3.1 als Nebenbedingung eingefügt, die Einfluss auf die Gestaltungsmöglichkeiten für die Förder​programme nehmen.

Wie bereits gesagt, können die Ziele einer Ebene im Einklang stehen oder sich in einem rivalisierenden Verhältnis befinden. Besteht Rivalität, ist es notwendig, ein prioritäres Ziel zu benennen, wobei dann die anderen Ziele als Nebenbedingungen zu betrachten sind. Dies heißt nicht, dass diese keine Beachtung finden, sondern im Rahmen der Optimierung der Wirkungen der Landesförderpolitik bindende Restriktionen mit Bezug auf das prioritär verfolgte Ziel sind. In Abbildung 3.1 können sowohl zwischen den Zielen „Wirtschaftliche Entwicklung“, „Soziale Belange“ und „Umweltanliegen“ Rivalitäten bestehen. In diesem Fall muss von der Politik entschieden werden, welches Ziel welchen Rang in der Förderpolitik des Landes haben soll.

In Sachsen-Anhalt und den neuen Bundesländern ist die wirtschaftliche Entwicklung hinter den Erwartungen zurückgeblieben und die negativen Folgen sind weithin sichtbar: Eine unterdurchschnittliche Entwicklung der Einkommen, eine überdurchschnittlich hohe Arbeitslosigkeit und ein starker Bevölkerungsrückgang sind Ausprägungen dieser Entwicklung. Hierunter leidet auch die Versorgung mit öffentlichen Gütern, indem zum Beispiel notwendige Infrastrukturinvestitionen sowohl bei der wirtschaftsnahen als auch bei der haushaltsorientierten Infrastruktur unterbleiben müssen und auch wünschenswerte Investitionen zur Verbesserung und Sicherung der natürlichen Umwelt nicht in dem gewünschten Maße stattfinden. Die Landesregierung Sachsen-Anhalt hat in der gegenwärtigen wirtschaftlichen und sozialen Situation und unter Beachtung umweltrelevanter Belange der wirtschaftlichen Entwicklung höhere Priorität eingeräumt und Umweltaspekte und soziale Belange als Nebenbedingungen eingeführt. 

In diesem Sinne werden dann alle Förderprogramme in erster Linie auf ihren Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung des Landes Sachsen-Anhalt überprüft und bewertet. Umweltbelange und soziale Fragen werden als Nebenbedingungen beachtet. Eine derartige Ordnung der Ziele scheint angemessen, da auf lange Sicht eine Unabhängigkeit von Transfers nur über die eigene wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erreicht werden kann und gleichzeitig dann die sozialen Fragen gelöst werden (höhere Wettbewerbsfähigkeit erhöht die Beschäftigung und reduziert beispielsweise die Arbeitslosigkeit) und in einer prosperierenden Region auch verstärkte Anstrengungen zur Sicherung und Stärkung der natürlichen Umwelt möglich sind.

Das GEFRA Scoringmodell zur Bewertung der Förderprogramme Sachsen-Anhalts

Das Ziel des folgenden Kapitels ist es, das GEFRA Scoringmodell zur Evaluierung der Förderprogramme im Land Sachsen-Anhalt in seiner Funktionsweise darzustellen.
 Die Ergebnisse sind im Anhang dargestellt.

Scoringmodelle können als spezifischer Ansatz der allgemeinen Modellklasse von (Multikriterien) Bewertungsmodellen definiert werden.
 Ihre Aufgabe ist es, Entscheidungsträger im Rahmen von Entscheidungsprozessen bei der Wahl der „richtigen“ Alternative aus einer Vielzahl von Handlungsoptionen zu unterstützen. Der zugrunde liegende Entscheidungsprozess ist dabei i.d.R. durch einen komplexen Aufbau gekennzeichnet, der eine intuitive oder ad hoc Entscheidung nicht zulässt bzw. deren Anwendung nur zu einem suboptimalen Ergebnis führen würde. Komplexität kann sich u.a. in einem mehrdimensionalen Zielsystem oder multiplen Restriktionen im Entscheidungsprozess widerspiegeln. Auch der aus dem Zielsystem resultierende Ziel-Kriterien Zusammenhang, anhand dessen die zur Wahl stehenden Handlungsoptionen bewertet und klassifiziert werden sollen, kann sich durch vielfache, komplexe Wirkungszusammenhänge auszeichnen. Scoringmodelle helfen hier den Entscheidungsprozess voranzubringen, indem sie ihn systematisch abbilden und so das Entscheidungsproblem Schritt für Schritt lösen. Sie zeichnen sich demnach als formalisierte Modelle zur Entscheidungsunterstützung bei komplexen Problemstellungen aus.

Ursprünglich für den Einsatz in der betriebswirtschaftlichen Praxis entwickelt und dort aufgrund der hohen Flexibilität für die praktische Anwendung weit verbreitet (meist unter der Terminus „Balanced Scorecard“), werden Scoringmodelle wegen ihrer Fähigkeit zur systematisierenden und transparenten Abbildung von Expertenwissen allmählich auch auf volkswirtschaftliche und gesellschaftliche Fragestellungen angewandt, bei denen andere Modelltypen aufgrund von fehlender Operationalität, Robustheit, Einfachheit der Handhabung etc. nicht oder nur eingeschränkt nutzbar sind.
 Prominente Beispiele für Scoringmethoden in der öffentlichen Wahrnehmung sind u.a. die Produktbewertungen der „Stiftung Warentest“
, das jährlich in „Der Zeit“ veröffentlichte Hochschul-Ranking des Centrums für Hochschulentwicklung
 oder das Vorgehen des Nationalen Olympischen Komitees zur Auswahl der Bewerberstädte der Olympischen Spiele in Deutschland 2012.

Vielen in der Praxis eingesetzten Scoringmodellen mangelt es jedoch an einem stringenten methodischen Fundament, der den Modellansatz auch für wissenschaftliche Anwendungen qualifiziert. Bereits in den 70er Jahren wurden durch Arbeiten von Strebel, Andritzky u.a. Modelle entwickelt, welche die Transparenz der Entscheidungsfindung deutlich erhöhen und Evaluierungsmethoden verbessern könnten.
 Für das hier zu entwickelnde GEFRA Scoringmodell wird dieses methodische Konzept wieder verstärkt aufgegriffen. Die Analyse orientiert sich zudem an einem vom Economic & Social Research Institute (ESRI) Dublin entwickelten Modelltyp, bei dem das „methodische Korsett“ des Scoringmodells erstmalig mit den zentralen Thesen der (wohlfahrts-)ökonomischen Theorie als Modellinput kombiniert wurde, um so systematisch wirtschaftspolitische Fragestellungen beantworten zu können.
 Das aus diesen verschiedenen Theorie-Strömungen weiterentwickelte Scoringmodell wurde bereits erfolgreich im Rahmen der europäischen Strukturfondsbewertung in Irland und Sachen-Anhalt, zur Unterstützung bei der Entwicklung des irischen National Development Plans und zur Bewertung des Landesförderhaushalts in Thüringen eingesetzt.
 Es kann daher als praxisrelevante und -erprobte Alternative zu bisherigen Bewertungsmethoden angesehen werden. Durch die Kombination von formalen Modell- und in der Praxis etablierten Verfahrenselementen wird ein aussagekräftiges Auswahl- und Monitoring-Instrument für den politischen Entscheidungsprozess zur zukünftigen Ausgestaltung der Förderprogramme in Sachsen-Anhalt geschaffen.

In weiteren Verlauf des Kapitels werden grundsätzliche methodische Überlegungen für die Verwendung von Scoringmodellen angeführt. Das Kapitel ist wie folgt aufgebaut: Nach einer allgemeinen Einführung in die Logik von Scoring-Modellen und deren allgemeinen Aufbau in Abschnitt 4.1 wird in Abschnitt 4.2 die ökonomische Wohlfahrtstheorie als inhaltliches Standbein für die Bewertung wirtschaftspolitischer Fragestellungen vorgestellt. Hierbei wird insbesondere diskutiert, wie sich die Förderprogramme des Landes auf Basis der wohlfahrtsökonomischen Theorie klassifizieren und bewerten lassen. Zur Bewertung wird dabei in Abschnitt 4.3 ein spezifischer Fragenkatalog von Bewertungskriterien erstellt. In Abschnitt 4.4 wird daran anknüpfend ein Verfahren vorgestellt, mit dessen Hilfe die relative Bedeutung der einzelnen spezifischen Fragen gewichtet werden kann. Schließlich werden in Abschnitt 4.5 verschiedene Aggregationsregeln diskutiert, die bei der Berechnung des zentralen Scoringwerts im Modell eine besondere Rolle einnehmen. Zum Abschluss wird in Kapitel 4.6 auf Methodik zur Durchführung von Sensitivitätsanalysen eingegangen.

1.4 Was bewerten Scoringmodelle?

Scoringmodelle bieten Entscheidungsträgern die Möglichkeit, verschiedene Handlungsalternativen anhand von Kriterien systematisch zu erfassen, zu bewerten und entlang einer Rangfolge zu ordnen. Dadurch können Entscheidungsvorgänge entlang des gesamten Entscheidungsprozesses transparent ausgestaltet werden. Scoringmodelle erfüllen dabei zudem diejenigen konstitutiven Anforderungen, die ein für den praktischen Einsatz konzipiertes, entscheidungsunterstützendes Modell generell berücksichtigen sollte. Dies sind im Einzelnen:

1. Einfachheit in der Konstruktion (unter dem am Subsidiaritätsprinzip angelehnten Leitmotiv: „So einfach wie möglich, so komplex wie notwendig“)

2. Robustheit der Ergebnisse in Bezug auf die eingesetzten Methoden,

3. Leichte Kontrollierbarkeit durch den Anwender,

4. Anpassungsfähigkeit an das zugrunde liegende Entscheidungsproblem,

5. Vollständigkeit der relevanten Informationen zur Lösung des Entscheidungsproblems,

6. Operationalität und hohe Verarbeitungsgeschwindigkeit der Eingabedaten sowie

7. Fähigkeiten zur Verarbeitung subjektiver Urteile.

Die Grundstruktur von Scoringmodellen ist unter Berücksichtigung dieser Anforderungen stringent und einfach konzipiert
. Kern der Scoringanalyse, die sich in mehrere Verfahrensschritte gliedert, ist die Ableitung von quantifizierbaren Kriterien in Bezug zu einem bereits definierten Zielsystem und die daran anschließende Bewertung der Handlungsalternativen anhand der abgeleiteten Kriterien. Dabei ist es je nach Gegenstand der Analyse grundsätzlich möglich, verschiedene Kriterien unterschiedlich zu gewichten und so Entscheidungen konform zu der Präferenzstruktur des Zielsystems zu erhalten. Die Ergebnisse, die eine Maßnahme in Bezug auf ein Kriterium erreicht, werden abschließend zu einem Maßnahmenwert oder Gesamtscore verdichtet. Scoringmodelle können dabei sowohl auf Basis primär verfügbarer quantitativer Eingabewerte, als auch qualitativer Ausprägungen zu einem Maßnahmenwert aggregiert werden. Da dieser Gesamtscore numerischer Natur ist, müssen qualitative Variablen durch quantitative Hilfsvariablen substituiert werden. Dies geschieht durch eine einfache Übersetzungsleistung.

Wichtig ist es dabei zu verdeutlichen, dass Scoringmodelle auch bei Bewertungsproblemen ohne quantitativ verfügbare Indikatoren - in der Bewertungspraxis ein häufiges Problem - eine formalisierte Bewertung ermöglichen.
Der für die verschiedenen Alternativen ermittelte Gesamtscore erlaubt nun die Erstellung einer Rangfolge der bewerteten Handlungsalternativen. Aufbauend auf dieser Rangfolge kann eine Empfehlung für eine Auswahl- bzw. Realisierungsentscheidung getroffen werden: Die Handlungsempfehlung kann im Sinne einer perspektivischen „Ex-ante“-Bewertung von Handlungsalternativen beispielsweise derart gestaltet sein, dass aus einem großen Maßnahmenpool die zu realisierenden Einzelmaßnahmen anhand herausragender (überdurchschnittlicher) Scores identifiziert werden. Bei einer „Zwischen-„ oder „Ex-post“-Betrachtung im Rahmen eines Monitoringverfahrens können durch die ermittelten Scores die bereits realisierten Maßnahmen bezüglich ihres absoluten oder relativen Stellenwertes bewertet und gegebenenfalls prozessorientierte Veränderungen am bestehenden Maßnahmenportfolio durchgeführt werden (z.B. in ihrer relativen finanziellen Ausstattung).

Die Scoringanalyse bildet somit insgesamt eine transparente Entscheidungsgrundlage ab und kann als wichtiger Input und Informationsbasis für das weitere Vorgehen in einem Entscheidungsprozess gesehen werden.
Dabei ist es wichtig zu betonen, dass das Scoring-Modell die Entscheidungsfindung unterstützt und keineswegs eine Entscheidung vorgibt. Die ermittelten Gesamtscores als Modellergebnisse stellen vielmehr eine theoretisch fundierte Grundlage dar, die die Rationalität des Entscheidungsprozesses erhöht und als Input für die endgültige Entscheidungsfindung dienen soll. Durch das Scoring wird erreicht, dass eine wissenschaftlich fundierte Sichtweise „zur Erhellung“ des Entscheidungsproblems explizit als Diskussionsgrundlage geliefert wird. Eine völlige Missachtung der Scoring Ergebnisse bedarf somit einer ähnlich fundierten Begründung, wie sie das Scoringmodell seinerseits auch liefert.

Wegen ihrer einfachen und anwendungsorientierten Struktur finden Scoringmodelle vielfältig Verwendung bei der Lösung praktischer Bewertungsprobleme. Scoringmodelle können dabei als entscheidungstheoretische Ansätze charakterisiert werden, die es erlauben, alle Phasen eines Entscheidungsprozesses bewusst und überschaubar zu gestalten und unter Berücksichtigung der verfolgten Ziele und Präferenzen in der Form zu formalisieren, so dass der Entscheidungsprozess für eine Nachprüfung zugänglich gemacht wird. Insbesondere letzterer Punkt ist von herausragender Bedeutung, da Scoringmodelle ihrer Struktur nach darauf abzielen, das Wertesystem eines Entscheidungsträgers so abzubilden, dass jede Entscheidung bei Kenntnis des Wertesystems und des jeweils maßgebendem Entscheidungsfeld intersubjektiv nachprüfbar ist.

Dies ist für das Bewertungsprozess insbesondere deshalb vorteilhaft, weil nicht nur das Auswahlergebnis, sondern auch der Lösungsweg des Entscheidungsproblems hin zum Ergebnis wichtige Informationen liefert, und das Ergebnis nicht als „Black Box“-Lösung generiert wird. Die Darstellung des Entscheidungsprozesses ist insbesondere dann von Bedeutung, wenn Bewertung und Projektentscheidung durch jeweils verschiedene Handlungsträger ausgeführt werden. Auch wenn die Scoringergebnisse als Informationen für eine Entscheidungsdiskussion dienen, bei denen mehrere Entscheidungsträger involviert sind, ist die Transparenz des Vorgehens ein besonderer Pluspunkt.

Trotz des formalen Aufbaus und des Modellcharakters können Scoringmodelle jedoch nicht mit formalen, quantitativen (etwa ökonometrischen) Modellen verglichen werden, da sie zu einem gewissen Teil weiterhin auf den Präferenzen des Entscheidungsträgers basieren und auf die Einbringung von exogenem Expertenwissen angewiesen sind. Zu betonen ist dabei jedoch, dass in das Modell getragene subjektive Entscheidungselemente nicht zwingend als Kritikpunkt gegen die Modellklasse führen sollten.
 Wichtig für die Entscheidungsfindung ist vielmehr, dass mit der inhärenten Subjektivität transparent umgegangen wird, und diese systematisch und nicht willkürlich in den Entscheidungsfindungsprozess eingebracht wird. So kann Expertenwissen für alle nachvollziehbar - statt „unsichtbar“ von außen gegeben - nutzbar gemacht werden. Damit bleibt die Hereinnahme von Subjektivität zwar auch weiterhin eine nur „second best“ Lösung bei der systematischen Lösungssuche, angesichts mangelnder Alternativen in komplexen Entscheidungssituationen ist das Vorgehen gegenüber einem unsystematischen Ad-hoc-Ansatz weiterhin deutlich im Vorteil.

So kann schließlich dem Vorwurf einer willkürlichen Entscheidung bei exogenem Expertenwissen durch die Verwendung von Scoringmodellen entgegen gewirkt werden, was im Auswahlprozess die Angreifbarkeit der Entscheidung reduziert, und gleichzeitig durch eine systematische und modellgestützte Analyse die Qualität der Entscheidung fördert. Der Vorteil der Verwendung eines - wenn auch rudimentär gehaltenen - Modells besteht schließlich darin, dass die Elemente eines Scoringmodells in Form von formalen Kriterien, Gewichten und Aggregationsregeln explizit angegeben werden müssen und so eine inhärent subjektive Bewertung offen gelegt wird. Dies wiederum bewirkt, dass der mit Scoringmodellen verbundene Zwang für Beurteiler und Entscheidungsträger, Kriterien, Gewichte und sonstige Werte offen zu legen dazu führt, dass sachfremde Gesichtspunkte eliminiert werden.
 

Ein Vorteil der Scoringmethode ist darüber hinaus, Vorhaben sorgfältig und geschlossen in verschiedenen Dimensionen beurteilen zu können. Aufgrund der einfachen Handhabung bei gleichzeitiger Formalisierung empfiehlt sich das Modell daher insbesondere für Problemlösungen, die nicht in quantitativer Weise umfassend bewertet werden können, und bei denen es nicht nur auf ein „Black Box“ Ergebnis, sondern auch auf einen transparenten und nachvollziehbaren Entscheidungsfindungsprozess ankommt.

Aufgrund der Vorteile gegenüber anderen Entscheidungsmodellen plädierte der Ökonom Strebel bereits in den 70er Jahre für den verstärkten Einsatz von Scoringmodellen in der wirtschaftspolitischen Anwendung:

„Bei vielen Entscheidungen sind die üblichen Wirtschaftlichkeitsrechnungen ohnehin keine geeignete Grundlage. Dabei ist auch […] an Entscheidungen im öffentlichen Verwaltungsbetrieb zu denken, wo z.B. Nutzen-Kosten-Analysen nur in wenigen Fällen Hilfe bieten können. Gerade hier haben Scoringmodelle durchaus Vorteile, und zwar vor allem für die Transparenz der Entscheidungsvorbereitung“.

Leider scheint dieses Postulat erst zögerlich Eingang in die praktische Arbeit wirtschaftspolitischer Entscheidungsträger zu finden. So kommen Medda und Nijkamp (2003) in einer unlängst erschienen Publikation zu der Schlussfolgerung, dass bei Entscheidungssituationen insbesondere im öffentlichen Sektor der Optimierungsgedanke – und damit die Verwendung des für die Entscheidungssituation best geeignetsten Entscheidungsmodells - häufig zugunsten eines Satisifizerungsansatzes oder einer noch geringeren Anspruchshaltung wie einer Verhandlungslösung aufgegeben wird, die auf jeglichen Modellansatz verzichtet (und sich damit häufig der Chance beraubt, den optimalen Lösungsweg für ein Einscheidungsproblem zu finden). Diese politische Verhaltensweise liegt für Lootsma (1999) insbesondere darin begründet, dass (politische) Entscheidungsträger eine eher ablehnende Haltung gegenüber Optimierungsansätzen auf Basis formaler Entscheidungsmodelle besitzen und die Modelle einerseits aufgrund ihrer Komplexität, andererseits wegen ihrer mangelnden Fähigkeit zur Verwendung kreativer Entscheidungselemente im Entscheidungsprozess vernach​lässigen.

Da die oben genannten Einwände gegen die Verwendung von formalen Modellen zur Entscheidungsunterstützung haben für die Applikation von Scoringmodellen jedoch kaum Gültigkeit, da das Modell sowohl kreative Entscheidungselemente berücksichtigen kann, als auch der Komplexitätsgrad auf ein notwendiges Minimum reduziert wird. Die Überbrückung der Diskrepanzen zwischen einem einmündigen Postulat für eine Modellnutzung seitens der wissenschaftlichen Forschung und eine weitgehende Vernachlässigung in der angewandten Wirtschaftspolitik stellt somit eine weitere Motivation dar, die Nutzung von Scoringmodellen zur wirtschaftspolitischen Begleitung in Sachsen-Anhalt weiter voranzutreiben.

Allerdings sind bei der Anwendung von Scoringmodellen abschließend einige weitere Implikationen zu beachten, die für einen sorgfältigen Umgang mit den Scoringergebnissen plädieren: So sollte der abschließend ermittelte Maßnahmenwert (Score) vorsichtig interpretiert werden, da durch die Verdichtung einer Maßnahme zu einem Score ein unvermeidlicher Informationsverlust entsteht. Wichtig ist daher, dass neben dem Maßnahmenwert auch die Begründung für die spezifische Bewertung bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt wird. Zudem kann durch die Verdichtung der Ergebnisse mit Hilfe einer Aggregationsregel eine mögliche Substituierbarkeit von Kriterienausprägungen suggeriert werden, die in der Realität häufig nicht existiert.
 Weitere Restriktionen umfassen Besonderheiten bei der Modellkonstruktion und Ergebnisdeutung, wie etwa die Dominanz qualitativ erfassbarer Indikatoren und die Qualität der Daten.
 Schließlich sollte verhindert werden, dass durch Scoringmodelle eine zu starke Formalisierung des Bewertungsproblems angestrebt wird. Zwar könnte so ein formales Ergebnis ermittelt werden, dieses spiegelt aber nicht adäquat das zugrunde liegende Problem wider.

Scoringmodelle sollen schließlich quantitative Modelle nicht imitieren, sondern diese substituieren, wenn eine Anwendung selbiger aufgrund der Komplexität und fehlenden Flexibilität mathematischer Modell empirisch nicht möglich ist.
Zusammenfassend lässt sich für den Einsatz von Scoringmodellen ein durchaus positives Plädoyer halten. Die potenziellen Vorteile einer sorgfältigen Anwendung und Beachtung der Restriktionen können einen deutlichen Fortschritt für die Problemlösung bei komplexen Bewertungsaufgaben erbringen, die insbesondere nur schwer durch quantitative Indikatoren messbar sind. Deshalb wird im Folgenden der Versuch unternommen, die Förderprogramme Sachsen-Anhalts mit Hilfe eines Scoringmodells zu bewerten. Damit allerdings eine umfassende Bewertung möglich ist, soll zunächst vertiefend auf den ökonomischen Hintergrund der Analyse eingegangen werden.

1.5 Die Rolle der ökonomischen Theorie im Scoringmodell

Das für die Politikanalyse konzipierte Scoring-Modell zielt im Wesentlichen darauf ab, die im Rahmen von politischen Entscheidungssituationen verfügbaren Alternativen (z.B. Förderprogrammen) systematisch zu erfassen, hinsichtlich ihres individuellen Beitrags zu den politischen Zielsetzungen zu bewerten und in eine Rangfolge zu bringen, wodurch eine Identifizierung erfolgreicher und wenig erfolgreicher Alternativen möglich wird. Das Scoringmodell stellt somit ein Instrumentarium bereit, mit dessen Hilfe der politische Entscheidungsträger die Wirksamkeit seiner (zukünftigen) Handlungsalternativen oder seine gewählte Vorgehensweise in einer transparenten Weise auf mögliche Schwachstellen einerseits - aber auch besonders erfolgreiche Elemente andererseits - durchleuchten kann. Im gesamten Bewertungsprozess stützt sich das Modell dabei auf wesentliche Erkenntnisse der ökonomischen Theorie und der empirischen Evaluationsforschung.

Der Rückgriff auf die Erkenntnisse der Ökonomik ist jedoch nicht damit gleichzusetzen, dass sich das Scoringmodell auf lediglich wirtschaftliche Aspekte der Entscheidungsfindung (Zusammensetzung des Förderhaushaltes) beschränkt.
 Vielmehr wird ein umfassender „ökonomische Ansatz“ dazu verwendet, um die Vielzahl der heterogenen Maßnahmen aus einem identischen Blickwinkel zu betrachten und somit für die Bewertung vergleichbar zu machen. Die ökonomische Fundierung des Scoring-Modells leistet somit ausschließlich Übersetzungsarbeit und erlaubt es als „ungleich“ angesehene Förderungen in eine einheitliche Sprache zu transformieren und zu bewerten. Mit dem Modell wird ein bestimmter Blickwinkel eingenommen, der Gemeinsamkeiten von Förderprogrammen mit unter​schiedlichen gesellschaftlichen Zielsetzungen (Wirtschaft, Soziales, Umwelt) herausarbeitet. Es ist eine Vorgehensweise, die eine ganzheitliche Erklärung und Gestaltung der sozialen Umwelt anstrebt. Die volkswirtschaftliche Theorie stellt hier somit ein Forschungsprogramm dar, welches zwar ursprünglich für die Analyse des Wirtschaftssystems entwickelt wurde, mittlerweile aber auch erfolgreich bei der Analyse anderer Gesellschaftsbereiche eingesetzt wird: Zu nennen sind hier die Politik, soziale Belange, Umweltaspekte und selbst moralische Vorstellungen. Damit sind auch Programme und staatliche Interventionen im Bereich Gesundheit, Soziales und Familie analysierbar.

Somit ist es wichtig klarzustellen, dass diese Vorgehensweise nicht per se dazu führt, dass wirtschaftlich orientierte Programme im „ökonomischen Ansatz“ automatisch den Vorzug vor Maßnahmen aus anderen Gesellschafts- bzw. Politikfeldern erlangen. Wie im Rahmen des Modells gezeigt wird, entsteht eine etwaige Unterteilung erst aus den Präferenzen und normativen Überzeugungen der politischen Entscheidungsträger bzw. Evaluatoren (siehe dazu u.a. Gliederungspunkt 3). Die ökonomische Perspektive wird vielmehr als adäquate Arbeitssprache gesehen, um 1.) eine Systematik zu erzielen und 2.) eine sinnvolle „Erfolgsrechnung“ (wobei die später zu erläuternden Aspekte der Effektivität und Effizienz eine große Rolle spielen) anwenden zu können. Der Vorteil der Ökonomik ist, dass dadurch ein universeller „Maximierungs“-Gedanke auf Basis von „Kosten-Nutzen“-Überlegungen bei der Analyse verschiedener Alternativen in das Modell integriert wird.
 Zudem liefert die ökonomische Theorie einen Ansatz, mit dem sich die Adäquanz staatlicher Interventionen messen lässt. Sie stellt somit einen Prüfstein für das normative Handeln staatlicher Entscheidungsträger im wirtschaftspolitischen Kontext dar.

Eine umfassende Theorie staatlicher Handlungslegitimation liefert insbesondere die Wohlfahrtsökonomik. In der Wohlfahrtsökonomik spielen marktliche Allokationsprozesse eine zentrale Rolle, da der Ansatz den Markt als das zentrale Element zur Erreichung der individuellen Ziele unter der Restriktion knapper Mittel ansieht. Der Markt gilt als primäre Interaktionsplattform zum Ausgleich der Interessen zwischen Individuen und als natürlicher Wettbewerb, der unmittelbar aus der Knappheit folgt. Wesentlich ist, dass der Markt nicht als Mittel zum Kampf der Individuen gegeneinander, sondern als eine Form der Kooperation zu sehen ist, die den Markteilnehmern gegenseitig einen Vorteil verschaffen kann. Der Markt als zentrales Konzept schadet den Individuen somit nicht, sondern verschafft ihnen einen persönlichen Vorteil. Somit kann der Wettbewerb als ein effektives Mittel zur Erzielung gesellschaftlicher Kooperationsgewinne definiert werden und steht im Dienst der Solidarität aller.

Ein funktionierender Markt schafft entsprechend der wohlfahrtsökonomischen zunächst ein gesellschaftliches Wohlfahrtsoptimum. Die Aufgabe des Staates ist es dann, die Funktionsfähigkeit des Marktes (z.B. durch Eigentumsrechte und Marktregelungen wie der Wettbewerbskontrolle) sicher zu stellen. Häufig agieren Menschen jedoch auch auf Märkten die nur eingeschränkt oder gar nicht funktionieren und somit kein Wohlfahrtsoptimum garantieren, oder die Verteilung der Wohlfahrtsgewinne unter den Marktteilnehmern „ungerecht“ erfolgt. Hier besteht berechtigter Handlungsbedarf des Staats. Dieser kann in einem nur ein-geschränkt funktionierenden Markt auf zweierlei Arten eingreifen: 1.) Ordnungspolitisch und langfristig durch eine Neuformulierungen der Rahmenbedingen des Marktes. Hier tritt der Staat somit nur indirekt als „Schiedsrichter“ auf. Er greift nicht selbst in den Marktprozess ein, sondern gibt nur indirekt die Spielregeln für die Marktteilnehmer vor. 2.) Darüber hinaus kann der Staat auch direkt in den Markt eingreifen und somit als aktiver Marktteilnehmer unmittelbar die Marktgrößen (Nutzen, Kosten) beeinflussen. Diese letztgenannte Vorgehensweise wird bei den Förderprogrammen gewählt. 

Die Wohlfahrtsökonomik rechtfertigt politische Interventionen des Staates somit nur unter der Voraussetzung, dass der betrachtete Tatbestand nicht adäquat ohne staatliche Eingriffe realisiert werden kann. Staatliches Handeln bedarf stets einer Rechtfertigung, um willkürliche Interventionen zu verhindern. Das Vorliegen eines solchen Tatbestands wird als Marktversagen klassifiziert und umschreibt eine Situation, in der ein allgemein definierter „Markt“ ein Gut gar nicht oder nicht ausreichend bereitstellen kann. Was in einem engen Sinne wie ein Konzept zur Analyse wirtschaftlicher Marktzusammenhänge aussieht, muss jedoch nicht auf den wirtschaftlichen Kontext beschränkt bleiben: In Verallgemeinerung dieses Konzeptes kann der Sachverhalt des Marktversagens sehr wohl auch soziale und Umwelttatbestände erfassen, bei der ein als optimal erachtetes Ergebnis nicht ohne staatliche Hilfe erreicht werden kann. Die „Hilfsrechnung“ die dabei angewandt werden muss, erfordert einen Analyseansatz, in dem auch die Nachfrage und das Angebot an sozialen und Umweltgütern als Interaktionen auf einem Markt dargestellt werden. Gerade im Umweltbereich ist dies jedoch längst gängige Praxis (z.B. bei der Ausgestaltung von Emissionsregeln in Form von handelbaren Umweltzertifikaten etc.). Wie eine derartige Verallgemeinerung des Güter-Konzepts auf verschiedene gesellschaftliche Tatbestände aussehen kann, sei in Box 1 am Beispiel der „Kunst als Gut dargestellt“

Box 1:
„Kunst als Gut“ - ein Beispiel für die Logik des „ökonomischen Ansatzes“

In der ökonomischen Theorie existieren nicht nur wirtschaftliche, sondern auch andere soziale/gesellschaftliche und auch Umweltgüter. Diese möglicherweise zunächst ungewöhnliche Vorstellung soll am folgenden Beispiel der „Kunst als Gut“ - welches auf einem Markt für Kunst angeboten und nachgefragt wird - verdeutlicht werden (siehe u.a. Frey und Pommerehne, 1985, Frey, 2000):

1. Kunst als Gut: Eine Gleichsetzung von Kunst mit einem Gut, das auf einem Markt gehandelt wird, wird oft mit Missbehagen betrachtet oder sogar rundweg abgelehnt: Kunst wird vielmehr als etwas Spontanes und Einzigartiges gesehen, welches nicht messbar und entsprechend auch nicht als ein Gut gesehen werden kann. Dieser Auffassung folgen Ökonomen nicht, da ihnen daran gelegen ist, systematische Schlussfolgerungen zu erzielen. Systematische und vergleichbare Schlussfolgerungen sind aber nur dann möglich, wenn künstlerische und kulturelle Leistungen wie andere Güter und Dienstleistungen analysiert werden, die begehrt sind und den Regeln der Knappheit unterliegen. Demnach ist kennzeichnend für ein Gut, dass es Nutzen stiftet und deshalb nachgefragt wird. Analog können auch Umwelt, Bildung und Gesundheit als Güter betrachtet werden, die unter Verwendung knapper Ressourcen hergestellt werden.

2. Kunst ist Ergebnis menschlichen Handelns: Künstlerische Leistungen werden auf das Handeln von Individuen zurückgeführt. Ebenso beruht die Nachfrage nach Kunst letztlich auf individuellen Entscheidungen. Die Individuen reagieren systematisch auf Anreize des Marktes. So können die Nachfrage nach und das Angebot an kulturellen Leistungen als Ergebnis der Abwägung von Nutzen und Kosten durch Individuen angesehen werden.

3. Kunst zwischen Markt und Staat: Der Markt ist in bestimmten Bereichen der Kunst durchaus leistungsfähig, funktioniert in anderen Bereichen hingegen weniger gut. Staatliche Eingriffe können somit ein Marktversagen korrigieren, können aber auch einen funktionierenden Markt negativ beeinträchtigen. Jeder Staatseingriff ist somit eingehend hinsichtlich seiner erwarteten Wirkungen zu prüfen. Dabei muss man sich auch von der Vorstellung lösen, dass marktmäßig erbrachte Kunst grundsätzlich als weniger wichtig zu qualifizieren ist. Verfechter einer Abqualifizierung marktfähiger Kunst argumentieren häufig mit einem schlechten Geschmack und einer Vermassung der Kunst. Daraus wird dann gefolgert, dass der Staat eingreifen müsse, um die Würde und Qualität der Kunst zu sichern. Andererseits besteht auch die Gefahr, dass eine staatlich gelenkte Kunst zu einem Qualitätsverlust führt. Insgesamt sollte somit immer überlegt werden, wann der Markt leistungsfähig ist und wann er versagt. Nur bei Versagen des Marktes, sollte der Staat eingreifen. Wie könnte so eine Prüfung, ob staatliches Handeln legitimiert ist, aussehen? Ein zentraler Tatbestand hier ist, dass Kunstgüter häufig öffentliche Güter sind, die positive Wirkungen auf das Bildungsniveau, das Vermächtnis der Gesellschaft und den Prestigewert haben. Derartige gesellschaftliche Nutzen​ge​winne können jedoch nicht vollständig in den Marktpreis integriert werden, weil der Einzelne häufig nicht bereit ist für den Nutzen der Allgemeinheit zu zahlen. Der Staat sollte hier in den Markt eingreifen und das kulturelle Angebot, welches mit positiven Externalitäten verbunden ist, sicherstellen.

In dem oben gegebenen Beispiel wird ein staatlicher Eingriff in den Markt für Kunstgüter deshalb gerechtfertigt, weil ein positiver gesellschaftlicher Nutzen zu erwarten ist. Ähnlich kann für die Bereiche Gesundheit und soziale Aspekte argumentiert werden. Von einer Verkürzung der Sichtweise auf wirtschaftliche Sachaspekte (Arbeitsplätze o.ä.) kann somit nicht gesprochen werden.

Wie oben dargestellt, gilt das Vorliegen von Marktversagen generell als Basis für die Rechtfertigung von politischen Interventionen. Allerdings sollte der politische Entscheidungsträger vor einer Intervention stets kritisch fragen, ob bei einer Störung eines gesellschaftlich als optimal erachteten Gleichgewichts automatisch ein politischer Handlungsbedarf besteht oder die Kosten der Beseitigung des Ungleichgewichts zu hoch sind.

Abgeleitet aus der Wohlfahrtsökonomik können staatlich gerechtfertigte Interventionen in die folgenden Kategorien eingeordnet werden:

Öffentliche Güter: Bei öffentlichen Gütern ist das so genannte „Ausschlussprinzip“ der Nutzung eines Gutes nicht gegeben, d.h., Nutzer können durch den Marktmechanismus nicht zu einer Entgeltzahlung für das entsprechende Gut gezwungen werden. Die Nichtausschließbarkeit verhindert eine optimale Versorgung mit Gütern durch den Markt. Neben dem „Ausschlussprinzip“ gilt als zweites konstitutives Element von öffentlichen Gütern die „Nichtrivalität“ in der Verwendung, d.h., die Nutzung durch eine Person schränkt die Möglichkeit anderer nicht ein, dasselbe Gut ebenfalls zu konsumieren. Auch dies verhindert, dass bestimmte Güter durch private Anbieter bereitgestellt werden.  Beispiele sind die öffentliche Sicherheit, von der niemand ausgeschlossen werden kann, wenn sie einmal vorhanden ist oder die Nutzung von Fußgängerzonen in Innenstädten, die jeder nutzen darf. Neben diesen klassischen Merkmalen von öffentlichen Gütern kann die Politik aber auch (normativ) beschließen, dass bei bestimmten Gütern niemand von der Nutzung ausgeschlossen werden darf oder dass bestimmte Güter ohne staatlichen Eingriff in nicht ausreichender Menge bereitgestellt werden, obwohl weder das „Ausschlussprinzip“ versagt und sehr wohl Rivalität in der Nutzung vorliegt. Derartige Güter werden als meritorische Güter bezeichnet. Beispiele für meritorische Güter sind Bildungsangebote, die auch grundsätzlich von privaten Angeboten werden können oder kulturelle Einrichtungen, Theater und Oper, von denen es vermutlich weniger geben würde, wenn der Staat ihren Betrieb nicht unterstützt. 

Korrigierende Eingriffe: In dieser Kategorie sind Maßnahmen zu finden, die direkt in das Marktergebnis eingreifen und eine Veränderung der „relativen Preise“ anstreben, um so eine Veränderung der Nachfrage in diesem Bereich zu erzielen. Bei korrigierenden Eingriffen - im Wirtschaftssystem zumeist in Form von Subventionsmaßnahmen für betriebliche Investitionen, im Sozialbereich etwa durch eine institutionelle Förderung bestimmter Personengruppen (z.B. Landesfrauenrat) und im Umweltbereich z.B. durch dauerhafte Subventionen umweltfreundlicher Technologien - ist es das Anliegen der Politik, sicherzustellen, dass die Intervention die Zielgruppe erreicht und die beabsichtigte Veränderung der relativen Preise erfolgt. Dabei sollte eine Politikintervention auch daraufhin ausgerichtet sein, mögliche Mitnahmeeffekte zu minimieren.

Zielgruppenspezifische Förderung: Im Unterschied zur Kategorie „korrigierende Eingriffe“, bei der Eingriffe zeitlich unbegrenzt vorgenommen werden müssen, da nur so eine dauerhafte Korrektur der relativen Preise und damit die gewünschten Ergebnisse erreicht werden können, wird die zielgruppenspezifische Förderung direkt auf ein vorher festgelegtes politisches Engagement begrenzt, und soll als ein politischer Anschub dienen. In dieser Kategorie finden sich Maßnahmen, die ähnlich zu den korrigierenden Eingriffen einzuordnen sind, als Ausgangspunkt i.d.R. aber nicht ein Marktergebnis haben, sondern zur Verhaltensumlenkung bei unzureichend informierten Bürgern oder beim Vorliegen spezifischer negativer Externalitäten eingesetzt werden. Derartige Förderprogramme/Maßnahmen setzten eine aktive politische Gestaltung voraus. Ein Beispiel im wirtschaftlichen Bereich ist hier die Förderung von Humankapital. Bei der Förderung ist es das Ziel, durch geeignete Qualifizierungsmaßnahmen einen Wissensstand aufzubauen, mit dem der Geförderte anschließend im privaten Sektor aktiv werden kann. Im sozialen Bereich ist hier z.B. die Förderung der Suchtkrankenhilfe zu nennen, durch deren Hilfe die Betroffenen nach erfolgreicher Therapie möglichst ohne weitere staatliche Hilfe als „normale“ Mitglieder der Gesellschaft leben können. Im Umweltbereich sind Maßnahmen zur umweltgerechten Sensibilisierung für bestimmte Zielpersonen wie Unternehmensmanagern als gruppenspezifische Eingriffe zu sehen.

Umverteilung: Umverteilung ist im klassischen Sinne kein Marktversagenstatbestand, da die ökonomische Theorie keine Aussagen zur Verteilung eines bestimmten Produktes, sondern nur zu dessen optimaler Allokation liefern kann. Dennoch kann es gesellschaftlich erwünscht sein, dass es zu einer anderen Verteilung innerhalb der Gesellschaft kommt, als sie der Markt primär bereitgestellt hat. Redistributive Eingriffe werden vornehmlich (allerdings nicht ausschließlich) durch das Steuer- und soziale Wohlfahrtssystem umgesetzt. Über die Möglichkeiten redistributive Entscheidungen mit Hilfe ökonomischer Analyseinstrumente zu treffen, wird in der Literatur jedoch kontrovers diskutiert. Dennoch können unabhängig von einem ökonomischen Leitbild auch redistributive Maßnahmen mit Hilfe ökonomischer Konzepte hinsichtlich ihrer effektiven und effizienten Umsetzung überprüft werden.

Insgesamt zielen Interventionen im Rahmen dieser vier Kategorien darauf ab, verschiedene Formen von Marktversagen und daraus resultierende Effizienzverzerrungen zu reduzieren oder zu beseitigen. Dabei ist zu beachten, dass nur eine auf die Reduktion von Markversagen ausgerichtete Politikintervention sinnvoll ist, da staatliche Eingriffe quasi unvermeidlich Mitnahmeeffekte und Substitutionseffekte induzieren, die wiederum die volkswirtschaftlichen Kosten erhöhen. Ein politischer Eingriff in einen optimal funktionierenden Markt führt durch Mitnahme- und Substitutionseffekte eher zu einer Verschlechterung der Ausgangssituation. Demnach muss bei jeder Intervention der Effekt der Politikintervention mit dem Ergebnis des Status quo, d.h. ohne Intervention, verglichen werden.

Die Erkenntnisse der Wohlfahrtsökonomik werden im Folgenden mit dem methodischen Ansatz des Scoringmodells verwoben, um ein integriertes System zur Analyse wirtschaftspolitischer Interventionen in Sachsen-Anhalt zu erhalten. Der folgende Gliederungspunkt operationalisiert den „ökonomischen Ansatz“ im Modell u.a. bei der Ableitung von Bewertungskriterien.

1.6 Operationalisierung des Zielsystems: Bewertungskriterien

In Gliederungspunkt 3 wurde bereits ausführlich auf das Zielsystem der Förderpolitik in Sachsen-Anhalt eingegangen. Zur Beurteilung der Förderprogramme und -maßnahmen in Hinblick auf die politisch verfolgten Zielsetzungen benötigt das nun Scoring-Modell Bewertungskriterien, anhand derer der Zielbetrag der Förderprogramme möglichst umfassend bewertet werden kann. Kriterien können somit als Indikatoren zur Messung der Zielerreichung einer Maßnahme definiert werden. Damit die Wahl der Kriterien adäquat erfolgen kann, soll zunächst noch einmal rückblickend auf das Ziel der Förderpolitik in Sachsen-Anhalt eingegangen werden: Der Förderhaushalt in Sachsen-Anhalt besteht aus einer Vielzahl heterogener Maßnahmen, die in ihrer spezifischen Ausrichtung unterschiedliche Zielsetzungen verfolgen. Dennoch wird durch das Gesamtkonzept der Förderung das allgemeine Ziel verfolgt, den Lebensstandard der Bevölkerung zu erhöhen und möglichst eine Konvergenz mit dem durchschnittlichen Lebensstandard in Westdeutschland zu erreichen. Der Lebensstandard kann aber in verschiedenen Dimensionen gemessen werden, hierzu zählen wirtschaftliche und soziale Aspekte, aber auch Umweltaspekte. Alle drei Dimensionen tragen zur Erhöhung des Lebensstandards in Sachsen-Anhalt bei und können somit als Zielsystem i.e.S. der Förderung definiert werden.

Wie in Kapitel 3 bereits beschrieben, kann man den Förderhaushalt in Sachsen-Anhalt so entlang verschiedener Zielebenen modellieren. Unterhalb des Zielsystems i.e.S. liegt eine 2. Zielebene, welche die spezifischen Ziele der auf dieser Ebene angesiedelten Förderprogramme durch ihre Operationalisierung (Richtlinie, Gesetzestext etc.) abbildet. Die Aufgabe der maßnahmenspezifischen Ziele auf der 2.Ebene ist darin zu sehen, als Mittel zur Zielerreichung auf der 1. Ebene beizutragen. Für die Bewertung sind beide Zielebenen und deren Zusammenhang von Bedeutung.

Ein einheitliches Zielsystem ist von besonderer Wichtigkeit, da der der konkrete Zielbeitrag zweier Maßnahmen nur dann miteinander verglichen werden kann, wenn beide Maßnahmen in Bezug auf das identische Ziel(system) hin evaluiert werden. Nur so werden die beiden Alternativen „mit dem selben Maß“ in Form von einheitlichen Kriterien (als operative Ausprägungen des Zielsystems) verglichen.

Um eine ausgewogene Bewertung der einzelnen, kategorisierten Förderprogramme mit Bezug auf das Zielsystem vornehmen zu können, wird wie folgt vorgegangen: Für jede Kategorie wird eine spezifische Kriterien-Checkliste aufgestellt, die in ihrer inhaltlichen Grundstruktur weitgehend identisch ist, gleichzeitig aber individuell zu bewertende Aspekte der einzelnen Interventionsarten berücksichtigt. Die Kriterien-Checkliste baut auf der oben genannten Kategorisierung der verschiedenen Förderprogramme entlang der wohlfahrtsökonomisch motivierten Ausprägungen von Marktversagenstatbeständen auf. Innerhalb einer Checkliste kommt bei der Fragenableitung das ökonomische Kosten-Nutzen-Prinzip zum Tragen, wobei den Konzepten Angemessenheit, Effektivität/Effizienz und Legitimation eine besondere Rolle zuteil kommt, wie z.B. von der OECD (1997) als ein allgemeines Schema zur Evaluationsforschung im öffentlichen Sektor vorgeschlagen. Die Checklisten werden in den ersten drei Kategorien auf jeweils 6 Fragen harmonisiert. Einzig die Kategorie „Redistribution“ erlaubt aufgrund ihrer Eigenart nur eine bedingte Harmonisierung mit den ersten drei Gruppen. Bei der Ausgestaltung des Fragenkataloges muss einerseits darauf geachtet werden, dass unterschiedliche Kriterien benötigt werden, um die Wirkung der Fördermaßnahmen innerhalb der einzelnen Kategorien möglichst vollständig erfassen zu können, andererseits sollte eine gewisse Standardisierung der Kriterien erreicht werden, um eine vergleichende Bewertung über die vier Kategorien (öffentliche Güter, korrigierende Eingriffe, zielgruppenspezifische Förderung, Redistribution) zu ermöglichen.

Dabei lässt sich zur Kriterienbestimmung für alle Kategorien grundsätzlich folgendes Schema anwenden: In einem ersten Schritt wird zunächst nach der allgemeinen „Angemessenheit“ und „Bedeutung“ der Maßnahme in Bezug auf die 1. Zielebene gefragt. Die Angemessenheit einer Maßnahme in Bezug auf das Zielsystem i.e.S. stellt ein erstes wesentliches Prüfkriterium dar. Ist die Maßnahme nicht angemessen, um das angestrebte Ziel zu erreichen, ist es sehr fraglich, ob irgendein positiver Zielbeitrag von ihr ausgeht. Da wir bei der Evaluierung des Landesförderhaushaltes in Sachsen-Anhalt allerdings kein singuläres Ziel, sondern ein Zielsystem bewerten, muss zunächst eine Hierarchie unter den Zielen aufgestellt werden, damit sinnvolle Aussagen möglich werden. Wegen der Dringlichkeit wirtschaftlicher Fortschritte in Sachsen-Anhalt wurde dem wirtschaftlichen Ziel „Wachstum und Beschäftigung“ eine Sonderstellung im Zielsystem eingeräumt. Eine Maßnahme, die direkt auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zielt, wird somit positiver bewertet als eine Maßnahme, die auf eines der beiden „Neben“-Ziele Umwelt und Soziales zielt. Ein Förderprogramm hingegen, welches keinem der Ziele dient, wird entsprechend negativ bewertet.

Neben der Frage der allgemeinen Angemessenheit spielt die Effektivität und Effizienz der Maßnahme eine große Rolle. Effektiv ist eine Maßnahme immer dann, wenn sie einen hohen Beitrag zur spezifischen Zielerreichung aufweist, d.h. die Soll/Ist-Diskrepanz möglichst gering ist. Mit anderen Worten: Eine Maßnahme ist effektiv, wenn sie bezüglich „eines intendierten Zieles erfolgreich ist“. In Hinblick auf die Effektivität kann somit auch gefragt werden, welche Maßnahme das Ziel relativ am Besten erreicht. Bei der Frage nach der Effektivität erfolgt jedoch, anders als bei der Frage nach der Angemessenheit, ein Soll/Ist-Vergleich zur 2. Zielebene, d.h. der in den Förderprogrammen definierten, spezifischen Ziele. In diesem Bewertungsschritt spielt somit die Bewertung auf der 1. Zielebene (Zielsystem i.e.S.) keine Rolle mehr. Ein effektives Programm erhält die gleichen Punktwerte unabhängig davon, ob es sich um eine Fördermaßnahme handelt, die spezifische wirtschaftliche, soziale oder Umwelt-Ziele verfolgt. Die (Kosten-)Effizienz einer Maßnahme wird in Bezug auf die eingesetzten Fördermittel beurteilt. D.h. ist der Aufwand für die Maßnahme bei gegebener Zielerreichung gerechtfertigt, oder kann der Zielbeitrag auch mit geringerem Einsatz an öffentlichen Mitteln erreicht werden? Hier geht es somit in erster Linie um die Bereitstellungseffizienz seitens der öffentlichen Hand. 

Im Rahmen ökonomischer Analysen werden die oben skizzierten Kriterien der Angemessenheit, Effektivität und Effizienz häufig im Zusammenhang bewertet, wobei ausgehend von der Frage nach der „allgemeinen Angemessenheit“ hin zur spezifischen „Effizienzfrage“ eine schrittweise Verkettung vorgenommen wird, bei der nur dann zur nächsten Frage übergegangen wird, wenn die vorhergehende Frage positiv beantwortet wird. Mit anderen Worten: Die Frage nach der Effektivität sollte sich erst dann stellen, wenn die Maßnahme als grundsätzlich angemessen angesehen wird. Als Voraussetzung für eine Abschätzung der Effizienz wird analog gesehen, dass die Maßnahme sowohl angemessen, als auch effektiv ist. Im Scoringmodell ist diese Verkettung der Fragen jedoch nur eine Option. Im Rahmen dieses Gutachtens wird zunächst grundsätzlich davon ausgegangen, dass die Fragen unabhängig voneinander zu sehen sind. Änderungen in dieser Vorgehensweise können in Form von Sensitivitätsrechnungen implementiert werden.

Generell muss beachtet werden, dass Interventionen, die auf die Reduktion/Beseitigung von Marktversagen ausgerichtet sind, aufgrund von nicht intendierten, negativen Randeffekten unvermeidbar unvollständig ausgestaltet sein werden (vgl. die obigen Ausführungen). Demnach sollte eine Intervention auch unter dem Aspekt bewertet werden, dass eine Maßnahme möglichst ohne (negative) Mitnahme- bzw. Nebeneffekte (oftmals Verdrängungseffekte) ausgestattet sein sollte. Schließlich gilt es auch noch, kategoriespezifische Eigenschaften zu berücksichtigen. Kategoriespezifische Fragen erlauben eine weitere Auffächerung des Bewertungsspektrums. Hier steht i.d.R. die Frage der Legitimität staatlicher Eingriffe im Vordergrund.

Wird dieses System für alle Kategorien angewandt, ergibt sich jeweils eine Kriterienliste pro Kategorie, die im Folgenden dargestellt und erläutert werden soll:

I.
Öffentliche Güter

	Bewertungskriterien
	Intention der Frage

	1.) Wie wichtig und angemessen ist die Maßnahme in Bezug auf das politisch definierte Zielsystem (der 1. Zielebene, d.h. Zielsystem i.e.S.)?
	Angemessenheit

	2.) Wie tragen die Maßnahmen zur spezifischen Zielerreichung (Ziel der 2. Ebene) bei?
	Effektivität

	3.) Wird die Maßnahme kostengünstig durchgeführt?
	Effizienz

	4.) Impliziert die Maßnahme Mitnahmeeffekte?
	Negativer 
Nebeneffekt

	5.) Gibt es bei der Durchführung (Neben-)Effekte, insbesondere für Umwelt/Soziales?
	Nicht beabsichtigte positive oder negative Externalitäten 

	6.) Handelt es sich tatsächlich um ein öffentliches Gut oder kann es durch Private ohne Interventionen bereitgestellt werden? 
	Legitimität
(Kategoriespezifisch)




Kriterium 1.) stellt die Bedeutung der Maßnahme für das gesamte Zielsystem i.e.S. dar. Dabei wird die Maßnahme – wie oben bereits skizziert - insbesondere auf ihre Bedeutung zur Erreichung des übergeordneten Wachstums- und Beschäftigungsziels hin evaluiert, wobei den anderen Zielen - wie dem Schutz der Umwelt und soziale Gerechtigkeit, flankierende Bedeutung zukommt. Demnach würde eine Maßnahme mit direktem Zielbezug zum Wachstums- und Beschäftigungsziel (ohne die beiden anderen Ziele unangemessen zu verletzen) höher eingestuft werden als öffentliche Güter, die ein Nebenziel verfolgen.

Insgesamt erfolgt eine differenzierte Bewertung für verschiedene Bewertungskombinationen. Dabei können die Antworten in den drei Abstufungen „gut/mittel/schlecht“ abgegeben werden. Diese werden in numerische Punktwerte transponiert, so dass 1 = gut, 0 = mittel und -1 = schlecht gilt, ein Verfahren ähnlich dem Prinzip von Schulnoten. In Bezug auf das Beispiel für Frage 1 können die Punktwerte wie folgt interpretiert werden:

1 =
Hohe Wichtigkeit und Angemessenheit für das Wirtschaftsziel. Die Bedeutung der Nebenziele ist hoch (bei Komplementarität) oder neutral.

0 =
Hohe Wichtigkeit und Adäquanz der Nebenziele. Die Wichtigkeit / Angemessenheit für das Wirtschaftsziel wird jedoch nur als neutral eingestuft.

-1 =
Die Maßnahme ist in Bezug auf das Haupt- bzw. die Nebenziele als nicht an-gemessen einzustufen und trifft somit keinen Aspekte des Zielsystems adäquat.

Kriterium 2 fragt nach der Effektivität der Programme bezogen auf die spezifische Programmzielset-zung und operationelle Ausgestaltung. Hier wird somit direkt nach dem Nutzen für die gesellschaftli-che Zielgruppe der Förderung gefragt. Schafft es das Programm die in der Ausgestaltung formulierten Soll-Ziele auch zu erreichen? Ist das Programm zudem adäquat ausgestaltet um im Zielbereich einen Nutzen für die Nachfrager zu generieren?

Kriterium 3 fragt nach den Kosten der Bereitstellung seitens der Landesregierung. Hier wird die Bewertung von folgenden Überlegungen geleitet: Warum sollte bei zwei Programmalternativen, die ei-nen identischen erwarteten Nutzen stiften, dasjenige realisiert werden, welches höhere Kosten impli-ziert? Aus rationalen Überlegungen ist die abzulehnen.

Kriterium 4 wechselt bei der Betrachtung der Kosten von der Bereitstellungs- auf die Nachfrageseite. Hier wird überlegt ob es möglich ist, dass der Nachfrager nach Fördermitteln einen Teil der Kosten auf den Staat überwälzt, indem er die Förderung in Anspruch nimmt obwohl er seine Absichten ohnehin gänzlich oder teilweise realisiert hätte oder andere durch sein Handeln in ihrer Tätigkeit eingeschränkt werden. Zentraler Fokus sind hier somit die „Mitnahmeeffekte“ staatlicher Förderung. Mitnahmeeffekte treten dann auf, wenn der Empfänger einer Maßnahme auch ohne oder teilweise ohne Fördermittel investiert hätte. Verdrängungseffekte können auftauchen, wenn Empfänger von Fördermitteln besser gestellt werden als andere Marktteilnehmer und hierüber Wettbewerbsvorteile induziert werden.

Kriterium 5 prüft die Maßnahme auf positive oder negativen Nebeneffekte, die nicht durch die Förderung intendiert sind, die sich aber dennoch auf die tatsächliche Nutzen-Kosten-Rechnung auswirken. Wird festgestellt, dass ein Förderprogramm welches primär dazu angeboten wird, einen wirtschaftlichen Nutzen zu stiften, dieses Programm aber gleichzeitig auch positive Effekte im Umweltbereich bietet, so ist dieses Programm aufgrund des höheren Nutzens einem zweiten Programm vorzuziehen, welches diesen Effekt nicht hat.

Kriterium 6 prüft schließlich für jede Kategorie ob ein staatliches Eingreifen gerechtfertigt bzw. legitimiert ist. Versagt der Markt tatsächlich vollständig oder partiell, handelt es sich tatsächlich um ein „öffentliches Gut“? Gibt es zudem keinen direkteren Weg, den Nutzen der Gesellschaft zu erhöhen und gleichzeitig Kosten zu minimieren?

II.
Korrigierende Eingriffe

	Bewertungskriterien
	Intention der Frage

	1.) Wie wichtig und angemessen ist die Maßnahme in Bezug auf das politisch definierte Zielsystem?
	Angemessenheit

	2.) Trägt die Korrektur der relativen Preise zur Zielerreichung bei?
	Effektivität

	3.) Werden die korrigierenden Eingriffe kosteneffizient durchgeführt?
	Effizienz

	4.) Impliziert die Maßnahme das Entstehen von Mitnahmeeffekten?
	Negativer 
Nebeneffekt

	5.) Gibt es bei der Durchführung Nebeneffekte auf die Umwelt/Soziales?
	Nicht beabsichtigte positive oder negative Externalitäten 

	6.) Ist die Externalität bereits politikinduziert und gibt es daher Möglichkeiten die Verzerrung direkter zu beseitigen?
	Legitimität
(Kategoriespezifisch)


In Analogie zur ersten Kategorie prüfen wir bei den „korrigierenden Eingriffen“ zunächst allgemein, wie wichtig die Maßnahme im Zielsystem des Landes ist. Das 2.) Kriterium prüft anschließend in einem kategoriespezifischen Soll-/Ist-Vergleich, ob mit der Korrektur der relativen Preise ein Beitrag zur Zielerreichung erreicht werden kann. Eine Intervention, die versucht, die Preisstruktur auf einem bestimmten Markt zu verändern, dies aber nur unvollständig durch eine nicht exakte Abgrenzung erreicht, sollte kritisch als nicht ausreichend effektiv bewertet werden.

Kriterium 3.) prüft, ob die Maßnahme kosteneffizient durchgeführt wird. Dabei wird speziell auf die beiden folgenden Aspekte eingegangen: 1.) Es wird untersucht, ob die Maßnahmen zu Marktpreisen und damit kosteneffizient realisiert werden. Dabei werden Verfahren, bei denen privatwirtschaftliche Akteure die Umsetzung übernehmen (z.B. bei Darlehensprogrammen und einer Umsetzung über Geschäftsbanken) positiver bewertet als eine Umsetzung eines identischen Programms durch eine öffentliche Institution (Landesförderinstitut etc.). 2.) Bei finanziell klein ausgestatteten Maßnahmen kann eine Realisierung auch dann kostenineffizient sein, wenn der verwaltungstechnische Aufwand in Relation zu den ausgegebenen/bewilligten Fördermitteln zu hoch ist. Die Kriterien 4.) und 5.) bewerten nicht intendierte Mitnahmeeffekte bei der Durchführung sowie indirekte Nebeneffekte, die als Opportunitätskosten der Maßnahme gelten.

Die Hinzunahme des 6.) Kriteriums bewirkt, dass vor einer Förderung kritisch zu fragen ist, ob die beobachtete Verzerrung der relativen Preisstruktur bereits politikinduziert ist. Liegt eine politikinduzierte (negative) Externalität vor, sollte nicht derart vorgegangen werden, dass eine politisch bereits etablierte Maßnahme mit einer durch die Förderstrategie initiierten Gegenmaßnahme kuriert wird, sondern direkt eine Beseitigung der primären Ursache angestrebt wird, sofern Letztere im Aktionsradius des politischen Entscheidungsträgers liegt.

III.
Zielgruppenspezifische Förderung

	Bewertungskriterien
	Intention der Frage

	1.) Wie wichtig ist der Zielbereich der Interventionsmaßnahme in Bezug auf das politisch definierte Zielsystem?
	Angemessenheit

	2.) Wird das Verhalten wie erwartet beeinflusst?
	Effektivität

	3.) Werden die Maßnahmen zu günstigen Kosten erbracht oder gibt es günstigere Alternativen? Gibt es darüber hinaus Verdrängungseffekte?
	Effizienz

	4.) Wie groß ist der Mitnahmeeffekt?
	Negativer 
Nebeneffekt

	5.) Gibt es positive Nebeneffekte für die Umwelt, auf soziale Belange oder andere Anreize?
	Nicht beabsichtigte positive oder negative Externalitäten 

	6.) Rechtfertigt eine Informationslücke bzw. spezifische Externalität den Einsatz?
	Legitimität
(Kategoriespezifisch)


Kriterium 1.) ist wie bei der ersten und zweiten Kategorie zu interpretieren, Kriterium 2.) prüft auf Basis einer Wirkungsanalyse die Effektivität des Eingriffs und vergleicht erwartete und eingetretene Handlung bei der Zielgruppe. Dadurch lassen sich Maßnahmen unterscheiden, die durch ihre operationelle Ausgestaltung die vom Handlungsträger erwünschte Verhaltensänderung bewirken. Kriterium 3.) bewertet die relativen Kosten der Maßnahme unter Berücksichtigung potenzieller Alternativen. Die Kriterien 4.) und 5.) bilden die Bedeutung von Mitnahme- und Nebeneffekten bei der Durchführung der jeweiligen Maßnahmen ab. Kriterium 6.) prüft abschließend, ob ein Förderprogramm durch das Vorliegen einer zielgruppenspezifischen positiven oder negativen Externalität (ex ante sowie ex post!) gerechtfertigt/legitimiert ist: So ist beispielsweise durch die Einführung der Erfinderberatung mit einer spezifischen, positiven ex post Externalität (da für alle die Ergebnisse der Grundlagenforschung kostenlos zur Verfügung stehen) zu begründen, diese ist jedoch bei einer Technologietransferberatung als unternehmensinterner Prozess kaum zu erwarten, da das Unternehmen die Effekte der Förderung vollständig internalisiert und Dritte von der Nutzung der Ergebnisse ausgeschlossen werden können. Der Begriff „ex post“ Externalität definiert hierbei, dass die Externalität erst durch die Förderung induziert wird. „Ex ante“ Externalitäten, die schon vor dem politischen Eingriff existent sind, betreffen z.B. Informationslücken und treten u.a. dann auf, wenn z.B. niedrig qualifizierte Personen schlechter über ihre zukünftigen Berufschancen informiert sind und somit eine Berufsberatung für diese Zielgruppe förderlich ist. Derartige negative Effekte in der Ausgangssituation rechtfertigen staatliche Eingriffe.

IV.
Umverteilung

	Bewertungskriterien
	Intention der Frage

	1.) Wie wichtig ist der Zielbereich der Interventionsmaßnahme in Bezug auf das politisch definierte Zielsystem?
	Angemessenheit

	2.) Führt die Maßnahme zur gewünschten Umverteilung an die Zielgruppe?
	Effektivität

	3.) Wie groß sind die Mitnahmeeffekte?
	Negativer 
Nebeneffekt

	4.) Gibt es weitere Nebeneffekte (z.B. Umwelt/Soziales)?
	Nicht beabsichtigte positive oder negative Externalitäten 


Die Kategorie Umverteilung enthält neben der Frage der Wichtigkeit und Adäquanz der Maßnahme (1. Kriterium) insbesondere eine Effektivitätsbeurteilung in Bezug auf den realisierten und gewünschten Effekt bei der Zielgruppe (2. Kriterium). Eine Maßnahme ist dann positiv zu bewerten, wenn der intendierte und effektive Empfänger der redistributiven Maßnahme übereinstimmen. Ist dies durch die Ausgestaltung der Maßnahme jedoch nicht gewährleistet, wird die Maßnahme negativ bewertet. Die übrigen Kriterien prüfen die jeweilige Maßnahme hinsichtlich allgemeiner und spezifischer Neben- sowie Mitnahmeeffekte.

In der vierten Kategorie entfällt die Frage der Kosteneffizienz, da eine Bewertung kaum Sinn macht. Gleiches gilt für eine kategoriespezifische Frage, da Redistribution in der Wohlfahrtsökonomik – wie oben dargestellt – nur eine Nebenbedeutung erlangt. Aufgrund der geringen Zahl der Kriterien ist in der additiven Aggregationsregel zu erwarten, dass in dieser Kategorie der Scoringwert insbesondere bei schlechten Maßnahmen niedriger ist als bei den anderen Kategorien. Da die Redistribution zudem einen anderen (theoretischen) Hintergrund im Gesamtsystem hat, sollte auch aus praktischen Gründen auf einen kategorieübergreifenden Vergleich der redistributiven Maßnahmen mit den anderen Gruppen verzichtet werden.

Alle Fragen in den jeweiligen Kategorien werden entsprechend des oben dargestellten stilisierten „gut/mittel/schlecht“-Prinzips beantwortet und in numerische Punktwerte (Scores) transponiert. Je nach Beantwortung der Kriterien erhalten die Alternativen somit demnach Punkte in der Form 1, 0, -1. Die nachstehende Tabelle fasst diese möglichen Einordnungen zusammen. In einem nächsten Schritt ist dann zu bestimmen, ob und welche Bedeutung die verschiedenen Fragen im Zielsystem besitzen.

	
	Öffentliche Güter
	1
	0
	-1

	1.)
	Adäquanz Maßnahme für das Zielsystem i.e.S.
	sehr
	mittel
	gering

	2.)
	Beitrag Maßnahme zur spezifischen Zielerreichung
	hoch
	normal
	niedrig

	3.)
	Kosten der Bereitstellung
	gering
	fair
	hoch

	4.)
	Implizite Mitnahmeeffekte ?
	kaum
	gemäßigte
	große

	5.)
	Gibt es Nebeneffekte?
	positive
	keine
	adverse

	6.)
	Öffentliches Gut
	ja
	vielleicht
	nein

	
	
	
	
	

	
	Korrigierende Eingriffe
	
	
	

	1.)
	Adäquanz Maßnahme für das Zielsystem i.e.S.
	sehr
	mittel
	gering

	2.)
	Korrektur der relativen Preise (Zielerreichung)
	richtig 
(hoch)
	nicht eindeutig (normal)
	falsch 
(niedrig)

	3.)
	Kosteneffizienz
	ja
	fair
	nein

	4.)
	Mitnahmeeffekte
	kaum
	gemäßigte
	große

	5.)
	Nebeneffekte
	positive
	keine
	negative

	6.)
	Gibt es politikinduzierte Externalitäten?
	nein
	vielleicht
	ja

	
	
	
	
	

	
	Zielgruppenspezifische Förderung
	
	
	

	1.)
	Adäquanz Maßnahme für das Zielsystem i.e.S.
	sehr
	mittel
	gering

	2.)
	Verhaltensänderung wie erwartet?
	ja
	nicht eindeutig bekannt
	nein

	3.)
	Kosten der Bereitstellung
	gering
	fair
	hoch

	4.)
	Mitnahmeeffekte
	kaum
	gemäßigte
	große

	5.)
	Nebeneffekte
	positive
	keine
	adverse

	6.)
	Spezielle Externalitäten
	ja
	vielleicht
	nein

	
	
	
	
	

	
	Umverteilung
	
	
	

	1.)
	Adäquanz Maßnahme für das Zielsystem i.e.S.
	sehr
	mittel
	gering

	2.)
	Zielgruppe erreicht?
	gut
	angemessen
	willkürlich

	3.)
	Mitnahmeeffekte
	wenige
	gemäßigte
	viele

	4.)
	Nebeneffekte
	positive
	keine
	adverse

	
	 
	
	
	


1.7 Die Gewichtung der Bewertungskriterien

Nachdem die Kriterien für die jeweiligen Kategorien hergeleitet sind, muss darüber entschieden werden, ob alle Kriterien gleichgewichtig nebeneinander stehen sollen, oder ob bestimmte Kriterien anderen in ihrer Bedeutung vorzuziehen sind. Zur Herleitung der relativen Bedeutung der einzelnen Kriterien verwenden wir mit dem Halbmatrizenverfahren ein intuitives Instrument, mit dem der Evaluator seine Präferenzen bezüglich der Kriterien offen legen kann. Beim Halbmatrixverfahren steht im Vordergrund, dass die Kriterien nach ihrer qualitativen Wichtigkeit geordnet werden, z.B. Effektivität > Kosteneffizienz > Nebeneffekte.

Das Halbmatrizenverfahren ist wie folgt aufgebaut: In den Zeilen und Spalten werden jeweils die Kriterien eingetragen und miteinander verglichen. Um jedes Kriterium mit jedem Kriterium in einem Paarvergleich zu bewerten, genügt eine halbe Matrix, was den Namen des Verfahrens erklärt. Beim Halbmatrizenverfahren werden die Kriterien in beliebiger Reihenfolge fortlaufend nummeriert und aufgelistet. Spalten und Zeilen der Halbmatrix bezeichnen die nummerierten Kriterien. Nun wird ausgehend von Kriterium K1 in Zeile 1 „Angemessenheit Zielsystem“ geprüft, ob das in der jeweiligen Zeile aufgeführte Kriterium in einem Vergleich wichtiger oder weniger wichtig ist als das entsprechende Spaltenkriterium. Wird das Spaltenkriterium für wichtiger empfunden, wird die Kennziffer des Spaltenkriteriums in die untere Hälfte der entsprechenden Zeile eingetragen, im anderen Fall kommt die Kennziffer des Zeilenkriteriums in die obere Hälfte des jeweiligen Feldes. Bei Indifferenz zwischen den Kriterien wird ein Fragezeichen eingetragen. Es ist zu beachten, dass der Vergleich eines Kriteriums mit sich selbst so ausgelegt wird, dass der Eintrag der Kennziffer in die obere Hälfte des Feldes erfolgt. Auf diese Weise wird für jedes Kriterienpaar ein Vergleich durchgeführt.
Sind die Kriterienvergleiche abgeschlossen, zählt man für jedes Kriterium (Ki) die Anzahl der Ziffern, die in der Halbmatrix eingetragen sind. Die Häufigkeit der Nennungen ergibt die ordinale Wichtigkeit des Kriteriums an. Das Verfahren hat den Vorteil, dass das subjektive Expertenwissen über die Wichtigkeit der Kriterien vollkommen offen dargestellt wird, und das Endergebnis nicht als „Black box“ präsentiert wird. So kann nachvollzogen werden, wie eine ordinale Rangfolge der Kriterien ermittelt wurde.
Im Folgenden werden bereits die Gewichte für die Bewertung der Förderprogramme in Sachsen-Anhalt in Gliederungspunkt 6 abgeleitet. Für die Kategorie der öffentlichen Güter ergibt sich die folgende Bewertungsmatrix: Die „Angemessenheit“ in Bezug auf das Zielsystem (1. Ebene) wird allen übrigen Fragen vorgezogen. Eine Ausnahme stellt die Frage nach der Effektivität (spezifische Zielbeitrag zur 2. Zielebene) dar. Inhaltlich bedeutet dies, dass die Bedeutung für den Zielbereich wichtiger ist als die Bereitstellungseffizienz, mögliche Mitnahmeeffekte, Nebeneffekte oder auch der Bezug zur Legitimität (kategorienspezifischen Frage). Ähnlich wird für das Kriterium 2 (spezifische Zielerreichung) argumentiert. Sie ist wichtiger als alle übrigen Kriterien. Die Bereitstellungseffizienz wird als wichtiger als die Kriterien 4 (Mitnahmeeffekte) und Kriterium 5 (Nebeneffekte) angesehen. Sie wird allerdings als nicht so wichtig in Bezug auf den Charakter des Fördertatbestandes bewertet. Mitnahmeeffekte werden als weniger wichtig als Nebeneffekte gesehen und der Gutseigenschaft nachgeordnet. Nebeneffekte sind weniger bedeutsam als der Charakter des Fördergegenstandes. Insgesamt ergibt sich, dass das Kriterium 1 (Zielsystem) eine ordinale Wichtigkeit von 5 aufweist, Kriterium 2 (spezifischer Zielbeitrag) gleichfalls einen Wert von 5 besitzt, Kriterium 3 (Kosten der Bereitstellung) die ordinale Wichtigkeit von 3 aufweist, usw. 

Das Halbmatrizenverfahren kann für die einzelnen Kategorien wie folgt visualisiert werden:

Ad I.) Öffentliche Güter

	Kriterium
	
	
	
	
	

	K1
	K2
	K3
	K4
	K5
	K6
	Nennungen je Kriterium
	Kriterium
	
	
	Rang​ziffer

	1
	?
	1
	1
	1
	1
	5
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	-
	-
	
	K1
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	2
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	-
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	K4
	Mitnahmeeffekte
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	-
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	-
	6
	
	K5
	Nebeneffekte
	4

	
	
	
	
	
	6
	4
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	-
	
	K6
	 Legitimität
(Öffentliches Gut?)
	2

	
	Σ = 20
	
	
	
	


Um von der ordinalen Rangfolge zu quantitativen Gewichten (und damit einer kardinalen Rangfolge) zu gelangen, wird für jedes Kriterium die Zahl der eigenen Nennungen zu den Gesamtnennungen (hier 20) ins Verhältnis gesetzt:

(1)



gi =  EQ \B(\F(Nennungen Ki;Gesamtumme Nennungen)) .

Entsprechend der obigen Tabelle ergeben sich daraus folgende Gewichte:

	Angemessenheit Zielsystem
	gK1
	0,25 (25%)

	Spezifische Zielerreichung
	gK2
	0,25 (20%)

	Kosten der Bereitstellung
	gK3
	0,15 (15%)

	Mitnahmeeffekte
	gK4
	0,05 (5%)

	Nebeneffekte
	gK5
	0,10 (10%)

	Legitimität
	gK6
	0,20 (20%)

	
	Summe gi
	= 1 (100%)


Im Bereich der öffentlichen Güter sind somit die wichtigsten Kriterien zur Beurteilung der Förderprogramme die Angemessenheit im Zielsystem und die spezifische Zielerreichung, gefolgt von dem Gutscharakter. Mitnahmeeffekte sind als nicht gewichtig eingeordnet, während die Kosten der Bereitstellung und Nebeneffekte eine mittlere Bedeutung aufweisen. 

Für die Kategorie der „preiskorrigierenden Eingriffe“ und der „Zielgruppenspezifischen Förderung“ ergibt sich die unten stehenden Matrix. Sie ist in weiten Teilen identisch zu derjenigen für die öffentlichen Güter. Allerdings haben hier nach Ansicht der Evaluatoren die Mitnahmeeffekte eine höhere Bedeutung als für die öffentlichen Güter. Bei den preiskorrigierenden Eingriffen oder der zielgruppenspezifischen Förderungen werden die öffentlichen Finanzmittel in der Regel für Private zur Verfügung gestellt und die Motive für die Inanspruchnahme der Fördermittel können deutlich andere sein als für den öffentlichen Bereich, so dass potenziell Mitnahmen bedeutsamer sind. Diese unterschiedliche Einordnung führt dann auch zu unterschiedlichen Gewichten im Rahmend der Scoring-Analyse. 

Ad II.) Preiskorrigierende Eingriffe und ad III.) Zielgruppenspezifische Förderung

	Kriterium
	
	
	
	
	

	K1
	K2
	K3
	K4
	K5
	K6
	Nennungen je Kriterium
	Kriterium
	
	
	Rang​ziffer

	1
	?
	1
	1
	1
	1
	5
	
	
	
	

	-
	-
	-
	-
	-
	-
	
	K1
	Angemessenheit Zielsystem
	1

	
	2
	2
	2
	2
	2
	5
	
	
	
	

	
	-
	-
	-
	-
	-
	
	K2
	spezifische 
Zielerreichung
	1

	
	
	3
	3
	3
	3
	4
	
	
	
	

	
	
	-
	
	-
	-
	
	K3
	Kosten der 
Bereitstellung
	3

	
	
	
	4
	4
	-
	2
	
	
	
	

	
	
	
	-
	-
	6
	
	K4
	Mitnahmeeffekte
	5

	
	
	
	
	5
	-
	1
	
	
	
	

	
	
	
	
	-
	6
	
	K5
	Nebeneffekte
	4

	
	
	
	
	
	6
	3
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	-
	
	K6
	Legitimität
	2

	
	Σ = 20
	
	
	
	


	Angemessenheit Zielsystem
	gK1
	0,25

	Spezifische Zielerreichung
	gK2
	0,25

	Kosten der Bereitstellung
	gK3
	0,20

	Mitnahmeeffekte
	gK4
	0,10

	Nebeneffekte
	gK5
	0,05

	Legitimität
	gK6
	0,15

	
	Summe gi
	= 1


Für die vierte Kategorie der „redistributiven Maßnahmen“ wurde ein verkürzter Kriterienkatalog eingesetzt, der sich auf die vier Kriterien stützt. Die nachfolgende Tabelle zeigt entsprechend die Ermittlung der Rangfolge durch die Evaluatoren und die daraus abgeleiteten Gewichte für die einzelnen Kriterien. Hier sind insbesondere der Beitrag im Zielsystem wichtig und das Ausmaß ob das intendierte spezifische Ziel mit der Maßnahme erreicht werden kann.

Ad IV.) Redistribution

	Kriterium
	
	
	
	
	

	K1
	K2
	K3
	K4
	Nennungen je Kriterium
	Kriterium
	
	
	Rang​ziffer


	1
	1
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	spezifische 
Zielerreichung
	2

	
	
	3
	3
	2
	
	
	
	

	
	
	-
	
	
	K3
	Kosten der 
Bereitstellung
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	-
	
	K4
	Mitnahmeeffekte
	4

	
	Σ = 20
	
	
	
	


	Angemessenheit Zielsystem
	gK1
	0,40

	Spezifische Zielerreichung
	gK2
	0,30

	Kosten der Bereitstellung
	gK3
	0,20

	Mitnahmeeffekte
	gK4
	0,10

	 
	Summe gi
	= 1


1.8 Aggregationsregeln und Rangfolgenbildung

Sind nun alle Bewertungsalternativen (Förderprogramme) den verschiedenen Kategorien zugeordnet, entlang der Kriterien bewertet und mit den Gewichten kombiniert, können die abschließend die Gesamtscores (Maßnahmenwert) berechnet und eine Rangfolge der Förderprogramme innerhalb einer Kategorie erstellt werden. Deren Validität kann abschließend mit Sensitivitätstests überprüft werden, um zu prüfen, inwieweit die gewählte Aggregationsregel die Rangfolge der Förderprogramme beeinflusst. Als Aggregationsregeln kommen in Betracht:

1.) eine additive Verknüpfung der gewichteten Punktwerte

2.) eine multiplikative Verknüpfung der gewichteten Punktwerte

3.) eine unabhängige Reihung von Ausschlusskriterien

Die üblichste Form der Verknüpfung in Scoringmodellen ist die additive Aggregationsregel. Eine wichtige Eigenschaft der additiven Aggregationsregel ist, dass zwischen den Kriterien eine vollständige Kompensationsmöglichkeit angenommen wird. Die Summe der additiven Verknüpfungen ist der Gesamtscore. Formal kann die additive Aggregationsregel dargestellt werden als:

(1) fi = 
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mit:
fi = Maßnahmenwert bzw. Gesamtscore der Alternative i


gj = Gewicht des j-ten Bewertungskriteriums


kij = Punktwert für Maßnahme i in Bezug auf Bewertungskriterium j


nij = gewichteter Punktwert für Maßnahme i in Bezug auf Bewertungskriterium j

Für das GEFRA Scoringmodell wird zunächst die additive Aggregationsregel als Ausgangspunkt verwendet, die übrigen Regeln kommen bei Sensitivitätsanalysen zum Einsatz. Eine detaillierte Diskussion der Vor- und Nachteile der einzelnen Aggregationsregeln ist im Appendix aufgeführt. Sind alle Gesamtscores fi ermittelt kann abschließend eine Rangfolge der Maßnahme erstellt werden.

Ziel einer Rangfolge ist es, gute und weniger gute Programme (bezogen auf den Bewertungsmaßstab) zu identifizieren. Dazu wird ein Sortierungsmaßstab (ein so genanntes Ausschlusskriterium) benötigt. In einer ersten Fassung haben wir uns dafür entschieden als Ausschlusskriterium den empirischen Erwartungswert je Kategorie zu nehmen: den Mittelwert. Der Mittelwert teilt die Förderprogramme per Definition in „über-„ und „unterdurchschnittliche“ Programme. Soll neben dem Mittelwert auch die Streuung der Bewertungen berücksichtigt werden, kann der Mittelwert um die (mit einem konstanten Faktor multiplizierte) Standardabweichung reduziert werden. Letztes hat den Vorteil, dass bei verschiedenen Programmen, die einen Score in der Nähe des Mittelwertes haben, nicht trennscharf unterschieden werden kann, ob die Maßnahmen als über- oder unterdurchschnittlich gelten sollen. Die Verminderung des Mittelwertes um einen Teil der Standardabweichung behebt dieses Problem, so dass nur deutlich unterdurchschnittliche Programme als fraglich entsprechend des Bewertungskatalogs berücksichtigt werden.

Eine weitere Sortierungsmöglichkeit, die wir u.a. im Rahmen von Sensitivitätsanalysen in Betracht ziehen werden, ist ein theoretisch motivierter Erwartungswert einer Maßnahme (in Unterscheidung zu empiri-schen Ausschlusskriterien). Dabei wird so vorgegangen, dass für die Förderprogramme je Kategorie ein Sollwert erstellt wird, der von jedem Programm mindestens überreicht werden muss, damit die Maßnahme aus ökonomischer Sicht nicht als unterdurchschnittlich und damit fragwürdig einzustufen ist. Ein derartiger Sollmaßstab soll dabei in der Form gebildet werden, dass ein Programm mindestens bezogen auf das spezifische Ziel effektiv sein muss (Punktwert = 1 bei Kriterium 2), sowie eine kategoriespezifische Legitimation staatlichen Handelns vorliegt (Punktwert = 1 bei Kriterium 6).
 In Bezug auf die übrigen Kriterien muss mindestens ein gemäßigt positiver/neutraler Wert (Punktwert = 0) er-zielt werden. Der theoretisch motivierte Mindestwert kann somit wie folgt aussehen:

(1) E(fimin) = gK1*0 + gK2*1 +gK3*0 + gK4*0+gK5*0 + gK6*1 = theoretischer Mindestwert,

wobei E unsere theoretisch motiviert Erwartungshaltung ausdrückt, die auf einen Mindest-Score fimin einer Maßnahme i projiziert wird. Je nach der Höhe der Gewichte je Kategorie ergibt sich so ein kategoriespezifischer Erwartungswert als Mindestwert. Wird dieser Wert erreicht so ist zu erwarten, dass der durch den politischen Eingriff erzeugte Nutzen höher als die gesellschaftlichen Kosten der Maßnahme sind. Bei Förderprogrammen die diesen theoretisch motivierten Mindestwert unterschreiten ist dies als äußerst fraglich einzustufen. Der Vorteil dieses Vorgehens gegenüber dem empirischen Mittelwert ist, dass die maßnahmenspezifische Einordnung (über-, unterdurchschnittlich) unabhängig von anderen Bewertungen in dieser Kategorie ist.

1.9 Sensitivitätsanalysen

Sensitivitätsanalysen dienen dazu, die Robustheit der erzielten Scoringergebnisse zu untersuchen (siehe u.a. Saltelli, Tarantola, Chan, 1999). Sie sollten integraler Bestandteil eine jeglichen Scoringanalyse darstellen. Eine geeignete Sensitivitätsanalyse im Rahmen der Evaluierung der Förderprogramme in Sachsen-Anhalt könnte insbesondere darin bestehen, einzelne Bewertungskriterien (Angemessenheit, Effektivität und Effizienz) – wie oben bereits diskutiert – in ihrem relativen Gewicht zu erhöhen und sie z.B. zu einem Ausschlusskriterium zu erheben: D.h., nur wenn eine Maßnahme dieses Ausschlusskriterium passiert, erfolgt eine Berücksichtigung der übrigen Kriterien bei der Bestimmung der Rangfolge der Förderprogramme. Wird die zum Ausschlusskriterium erhobene Frage negativ beantwort, so ist ein elementares Grundkriterium für die Durchführung der Maßnahme nicht mehr gegeben und die Maßnahme wird per se als fragwürdig klassifiziert. Technisch wird dies z.B. erreicht, indem die Kriterien multiplikativ mit einander verknüpft werden, wobei ein spezielles Punkteschema verwendet wird: Um dieses Bewertungsvorgehen anzuwenden, muss man einfach die Bewertung von einem „-1/0/1“ z.B. in ein „0/1/2“ Punktschema mit einer multiplikativen Verknüpfung überführen (was ohne Einschränkungen und ohne großen technischen Aufwand möglich ist). Erhält ein Kriterium bei der Frage der Angemessenheit dann eine 0 als negative Bewertung, so multipliziert sich diese 0 über die gesamte Bewertung zu einem Projektwert von ebenfalls 0 als untere Grenze. Eine Kompensation durch positive Ergebnisse für andere Kriterien ist dann, anders als bei einer üblicherweise verwendeten additiven Aggregationsregel, nicht mehr möglich. Eine derart ausgestaltete Sensitivitätsanalyse zeigt so, ob eine herausragende Rolle bestimmter Kriterien oder eine theoretisch sinnvolle Verkettung der Fragen die Scoring-Rangfolge substanziell ändert. Weitere Sensitivitätsanalysen zielen darüber hinaus auf eine isolierte (kriterienunabhängige) Betrachtung der Aggregationsregel und eine Überprüfung der Stabilität der Programm-Rangfolge bei unterschiedlichen Gewichten, um die erzielten Scoring Ergebnisse zu überprüfen. Auf verschiedene Sensitivitätsanalysen wird im Rahmen der Untersuchung in Gliederungspunkt 6 eingegangen.

Damit ist das GEFRA Scoringmodell vollständig hergeleitet. Im nächsten Arbeitsschritt kann somit die Bewertung der Programme und die Diskussion der einzelnen Ergebnisse vorgenommen werden.

Makroökonomische Wirkungsprojektionen der
 EU-Fonds 2007-13 in Sachsen-Anhalt

1.10 Zielsetzung der Makromodellierung

Eine Bewertung der Wirkungen öffentlicher Interventionen auf wirtschaftliche Schlüsselvariablen kann auf verschiedenen Ebenen stattfinden (von der Mikro- über die Meso- bis hin zur Makrosicht), wobei der wesentliche Unterschied der gewählten Perspektive darin zu sehen ist, inwieweit jeweils Teilbereiche des volkswirtschaftlichen Systems bei einer Wirkungsanalyse „als konstant“ angesehen werden. Bei der Analyse eines politischen Aktionsprogramms, welches explizit beim Untersuchungsgegenstand der einzelnen Maßnahme und somit einem „Bottom up“ Vorgehen ansetzt, wird i.d.R. – wie im vorherigen Gliederungspunkt dargestellt – auf eine mikroökonomische ausgerichtete Kosten-Nutzen Analyse (KNA) oder einem Scoringmodell als Erweiterung der KNA um qualitative Bewertungskriterien und ein multiples Zielsystem zurückgegriffen. Ziel dieser „Mikrosichtweise“ ist es, die durch die einzelne Maßnahme induzierten direkten und indirekten Effekte bewerten zu können, um so eine Steigerung der Programmeffektivität und –effizienz zu realisieren. Kaum möglich ist es bei diesem Vorgehen indes, eine funktionale Aggregation der Einzeleffekte über verschiedene Maßnahmen hinweg durchzuführen, um zu einem makroökonomischen Gesamteffekt zu gelangen. Hierzu müssten komplexe Wirkungszusammenhänge berücksichtigt werden, die eine „Mikrosicht“ leider nicht vollständig geben kann.

Bewegt man sich auf der Suche nach einem geeigneten Analysewerkzeug auf der Aggregationskurve dementsprechend weiter noch oben, rücken Modelle in den Vordergrund, bei denen die Evaluation der Effektivität von Maßnahmenpakten wie dem Förderhaushalt „als Ganzes“ im Blickfeld der Betrachtung liegt. Für den Evaluationsvorgang ist es bei der Ableitung von derartigen Meso- oder Makromodellen von Bedeutung, dass die durch öffentliche Interventionen ausgelösten vielfältigen Feedback- und Interaktionsbeziehungen möglichst adäquat abgebildet werden, um insbesondere Spillover- und Externalitätseffekte in ihrer aggregierten Wirkung zu erfassen. Dies ist bei disaggregierten Evaluationen im Rahmen einer KNA oder eines Scoring-Modells nicht bzw. allenfalls qualitativ realisierbar. Andererseits kann der „top down“ Makroansatz eben nicht Effekte bis hinunter auf die Mikroebene aufspalten. Ein optimales Evaluierungssystem sollte daher notwendigerweise auf eine Synthese der „Bottom up“ und „top down“ Vorgehensweise zurückgreifen.

Um eine derartige Vorgehensweise erreichen zu können, soll in diesem Kapitel nach der „Mikrosicht“ des Scoringmodells die Wirkung des aktuellen Förderhaushaltes in Sachsen-Anhalt von der makroökonomischen Perspektive evaluiert werden, wobei die im Rahmen der Scoring Analyse erzielten Ergebnisse explizit in das Modell aufgenommen werden sollen. In diesem Sinne werden die Mikroergebnisse als Input für das Makromodell verwendet, um eine Synthese der beiden Ansätze zu erreichen und somit die spezifischen Nachteile der jeweiligen Betrachtungsperspektive ausgleichen zu können. Dieses Vorgehen ist in der Evaluationsliteratur auch als „limited feedback approach“ bekannt (siehe u.a. Baeckgaard, 1995). Zur Ableitung der Makroergebnisse wird auf einen gängigen Makromodellrahmen zurückgegriffen, der aufgrund seiner theoretischen Struktur und der bisherigen positiven empirischen Erfahrung besonders geeignet scheint. 

1.11 Das HERMIN-Modell für Sachsen-Anhalt

HERMIN-Modelle sind gesamtwirtschaftliche Makromodelle, die ursprünglich zur Analyse von Kohäsionsprozessen peripherer Volkswirtschaften in der EU - und damit verbunden zur komparativen Analyse der Wirkungen der EU-Strukturfonds in diesen Volkswirtschaften - entwickelt wurden. Einen Überblick liefert das von Bradley et al. (1995) herausgegebene Sonderheft der Zeitschrift Economic Modelling „The HERMIN Project“. Eine ausführliche Beschreibung des HERMIN-Modells für Sachsen-Anhalt liefern GEFRA/ESRI (2004). Im Folgenden soll der Modellrahmen für Sachsen-Anhalt inhaltlich skizziert werden:

Die Entwicklung von HERMIN-Modellen baut auf dem Anfang der 90er Jahre von der Europäischen Union initiierten HERMES-Projekt auf (dabei steht HERMES als Abkürzung für: Harmonised Econometric Research for Modelling Economic Systems, siehe u.a. D’Alacantara und Italianer, 1982). Die im Zuge des HERMES-Projektes entwickelten Makromodelle waren ökonometrische Mehrgleichungsmodelle, die die zugrunde liegende Volkswirtschaft möglichst disaggregiert abbilden sollten. Entsprechend ihrer Aufgabe resultierten die Modelle in einer hohen Detailtreue mit einer Vielzahl von Gleichungen. Demgegenüber zeichneten sich HERMIN-Modelle insbesondere durch die Reduktion der Gleichungen gegenüber den HERMES-Modellen aus und können als so genannte small-scale Versionen des ursprünglichen Modellierungsrahmens gesehen werden (siehe Bradley und Zaleski, 2002). Sie zeichnen sich somit zwar durch einen vergleichbaren strukturellen Aufbau wie im HERMES-Projekt aus (HER), der jedoch in einem kompakten System (MIN), realisiert wurde.

Wie bereits im Verlauf der Untersuchung skizziert, besteht der Landesförderhaushalt aus einem heterogenen Maßnahmen-Mix. Um eine systematische Analyse der makroökonomischen Wirkungen des Förderhaushaltes in Sachsen-Anhalt vornehmen zu können, müssen die einzelnen Maßnahmen und Maßnahmenbereiche des Förderhaushaltes in einem ersten Schritt geeigneten Makro-Kategorien zugeordnet werden. Dabei kann auf Erkenntnisse der ökonomischen Forschung zum Einfluss öffentlicher Investitionen in den privaten Sektor zurückgegriffen werden. Es erscheint sinnvoll, im Gang der Untersuchung auf die folgenden vier makroökonomischen Interventionskategorien zurückzugreifen, um die Wirkungsrichtungen der Maßnahmen des Landesförderhaushalts bzw. der EU-Fonds 2007-13 in Sachsen-Anhalt adäquat abdecken zu können:

1. Investitionen in die Verbesserung der Infrastruktur (INF),

2. Investitionen in die Verbesserung des Humanpotenzials (HU),

3. Investitionszuschüsse in den privaten Kapitalstock (PI),

Darunter: in die Landwirtschaft (PIAGRI).

Die im Förderhaushalt geführten Maßnahmen werden entsprechend dem Grad ihrer Übereinstimmung einer dieser Kategorien zugeordnet.

Dieser Mix aus nachfrage- und angebotsseitig wirkenden Maßnahmen des Landesförderhaushalts beeinflusst die Regionen Sachsen-Anhalt auf vielfältige Weise. Eine stilisierte Darstellung der Wirkungskanäle ist in Abbildung 4.2.1 aufgeführt. Die Nachfrageseite speist dabei die kurzfristigen Wirkungen der Förderpolitik in das Modell ein. Aufgrund der Offenheit der regionalen Wirtschaft wird nicht die gesamte zusätzliche Nachfrage in Sachsen-Anhalt wirksam, sondern bedeutende Teile werden für Güterkäufe außerhalb der Region (vornehmlich in Westdeutschland) verwendet (z.B. Investitionsgüter etc.). Nachfrageeffekte entstehen im Modell durch Erhöhungen der (öffentlichen) Ausgaben wie etwa zusätzlichem Staatskonsum und weitere einkommensverändernde Parameter der Interventionen. Durch die im Modell abgebildeten Multiplikatoreffekte wird der oben beschriebene Impuls im volkswirtschaftlichen System weitergeleitet, was zu einem Wachstum maßgeblicher Aggregate (z.B. Investitionsvolumen, privater Konsum etc.) führt, und so wiederum das Gesamteinkommen erhöht. Die über die Nachfrageseite angesprochen keynesianischen Wirkungen sind dabei allerdings lediglich ein Nebenaspekt der Gesamtwirkung und tragen nur zur kurzfristigen Stabilisierung der regionalen Wirtschaft bei. Dies ist darauf zurückzuführen, dass bei nachfrageseitigen Eingriffen die Wirkung stets mit einem monetären Impuls verknüpft wird. Läuft dieser Impuls aus, tendiert das Niveau der volkswirtschaftlichen Aggregate wieder zum Ursprungsniveau.

Die langfristigen Wirkungen öffentlicher Interventionen ergeben sich über die Angebotsseite der Wirtschaft Sachsen-Anhalts und sollten daher im Mittelpunkt des (politischen) Interesses stehen. Sie verändern die Produktionsbedingungen und –kosten und haben damit einen Einfluss auf den regionalen Anteil an der „Weltproduktion“, der durch einen Kostenwettbewerb bestimmt wird. So führt beispielsweise die Förderung der privaten Investitionstätigkeit zu einer Reduktion der Kapitalnutzungskosten und zu erhöhten Investitionen. Darüber hinaus müssen neben einem konkurrenzfähigen Niveau der Produktions- und Arbeitskosten weitere Standortfaktoren wie eine entsprechend qualifizierte Arbeitnehmerschaft und ein angemessenes Niveau an physischer Infrastruktur berücksichtigt werden. Entgegen der Wirkungen nachfrageseitiger Maßnahmen haben Interventionen der Angebotsseite einen dauerhaften Effekt auf die regionale Wirtschaft, selbst dann wenn der primäre monetäre Impuls ausläuft.

Abbildung 4.2.1:
Angebots- und nachfrageseitige Effekte der Europäischen Strukturfonds


Der Fokus einer langfristig orientierten Förderpolitik liegt daher i.d.R. auf der Verbesserung des Produktionspotenzials der Angebotsseite der regionalen Volkswirtschaft. Diese Angebotseffekte entstehen entsprechend den Erkenntnissen der endogenen Wachstumstheorie insbesondere durch Politikinterventionen wie der Verbesserung der physischen Infrastruktur als Inputfaktor der Produktionsaktivität im privaten Sektor und der Verbesserung des Humankapitals durch Investitionen in Bildung und Ausbildung als Inputfaktor der Produktionsaktivität im privaten Sektor. Die Kanalisierung der öffentlichen Finanzhilfen in den privaten Sektor führt zudem zur Stimulierung von Investitionen und Erhöhung der Produktionseffizienz. Damit kann die Faktorproduktivität gesteigert und sektoralen Produktions- und Kapitalkosten gesenkt werden.

In Abbildung 4.2.2 wird der Wirkungsmechanismus von Infrastrukturinvestitionen auf die Verbesserung der allgemeinen Wettbewerbsvorteile in der Region dargestellt. Wie die Abbildung zeigt, führen Verbesserungs- und Erweiterungsinvestitionen in diesem Bereich zu einer Reduktion der Produktionskosten (durch Senkung der Transportkosten), die Aufhebung bzw. Minderung von Produktionsrestriktionen und –Engpässen (durch sinkende Lagerbestände) und eine Stärkung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen (z.B. durch ein Wachstum der Nachfrage, vereinfachter Zugang zu Arbeitskräften etc.). Alle drei Faktoren wirken auf die Verbesserung der allgemeinen Wettbewerbsvorteile.

Abbildung 4.2.2:
Wirkungen von Investitionen in die Infrastruktur
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In welcher Form die gestiegenen Wettbewerbsvorteile der Region zu einer nachhaltigen Verbesserung der wirtschaftlichen Leistung beitragen, wird in den Abbildung 4.2.3 und Abbildung 4.2.4 dargestellt. Auf der einen Seite wirken Wettbewerbsvorteile durch Faktormobilitäten auf Basis von relativen Kostenvorteilen, bei denen die Modellstrukturen weiterhin als fixiert bzw. exogen angenommen werden können.
 Auf der anderen Seite können die Mechanismen durch einen komplexen Wirkungsablauf die ökonomische Basis der Region durch Spezialisierungs- und Diversifikationseffekte stärken (vgl. Abbildung 4.2.4). Während letztere Wirkungsmechanismen relativ einfach in kleinen Wachstumsmodellen dargestellt werden können, gestaltet sich die Implementation in größeren Makromodellen als schwierig. Dennoch ist die Abbildung dieser Wirkungskette im HERMIN-Modell ein wichtiger Einflusskanal und muss adäquat modelliert werden. Die oben genannten Mechanismen gelten dabei analog auch für die Verbesserung der Qualität und des Bestands an Humankapital in der Region. Dieser zweite Wirkungsmechanismus wird im Folgenden auch als „endogene“ Entwicklung bezeichnet, da anders als bei der fixen Struktur die Modellstrukturen selbst (z.B. die Parameter der Produktionsfunktion) durch politische Interventionen geändert werden können.

Abbildung 4.2.3:
Langfristige Wirkungen von Investitionen in die Infrastruktur:

(1) Exogene Prozesse
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Abbildung 4.2.4:
Langfristige Wirkungen von Investitionen in die Infrastruktur:

(2) Endogene Prozesse
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Die Darstellung der Angebotseffekte verdeutlicht, dass Politikinterventionen zur langfristigen Beeinflussung des Produktionspotenzials insbesondere darauf ausgerichtet sind, das regional vorhandene Niveau an physischer Infrastruktur und Humankapital zu erhöhen und darüber hinaus den privaten Kapitalstock zu verbessern. Die Bereitstellung einer verbesserten und erweiterten Infrastruktur, die Erhöhung der Qualität der Arbeitskräfte und Investitionszuschüsse an private Unternehmen sind Mechanismen der Förderung zur Steigerung der Produktionshöhe, der Produktivität und der (Kosten-) Wettbewerbsfähigkeit der regionalen Volkswirtschaft. So können Firmen einerseits von zusätzlichen, produktiven Faktoren profitieren, die für sie keine Kosten darstellen (z.B. bei der Qualifizierung der Arbeitskräfte; der Bereitstellung von physischer Infrastruktur etc.), oder andererseits die Kosten bzw. relativen Preise für notwendige Inputfaktoren der Unternehmen reduzieren (z.B. durch Investitionszuschüsse). In beiden Fällen entstehen positive Externalitäten für die private Wirtschaft.

In aktuellen Beiträgen zur endogenen Wachstumstheorie wird vermehrt auf die Bedeutung von Spilllovereffekten und Externalitäten von öffentlichen Investitionsprogrammen hingewiesen, insbesondere im Bereich der physischen Infrastruktur und dem Humankapital. Darüber hinaus werden in der Literatur positive Wachstumseffekte durch die direkte Förderung von Forschung und Entwicklung (FuE) diskutiert. Letzte sind insbesondere dann zu beobachten, wenn die Förderprogramme den Charakter eines öffentlichen Gutes haben, d.h. Forschungsergebnisse durch Unternehmen nicht vollständig internalisiert werden, sondern auch unternehmensextern adaptiert werden (können).

Dabei können die zwei wesentlichen Externalitäten in Verbindung mit den angebotsseitigen Wirkungen von adäquat ausgestalteten Investitionen und Bildungsinitiativen gesehen werden: Die 1. Externalität verbessert über Investitionen in die physische Infrastruktur und die Qualifizierung der Arbeitskräfte die Produktion direkt. Der Mechanismus der Outputsteigerung durch Verbesserung der Produktionsinputs wird durch die Attrahierung von ausländischen Direktinvestitionen oder die Verbesserung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit realisiert. Diese direkt wirkende Externalität wird auch als „Produktionsexternalität“ bezeichnet.

Die 2. Externalität wirkt über die Verbesserung der Faktorproduktivitäten als Resultat einer Investitionsförderung. Sie wird im Folgenden deshalb auch als „Faktorproduktivitätsexternalität“ bezeichnet. Bei der Steigerung der Produktivität muss aber der Nebeneffekt beachtet werden, dass bei gegebenem Output die Zahl der Beschäftigung sinkt und es zu einem (temporären) „jobless growth“ Phänomen kommen kann. Die Faktorproduktivitätsexternalität muss somit als ein zweischneidiges Schwert gesehen werden: Auf der einen Seite erhöht sie die Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit, andererseits schwächt sie bei gegebenem Output die Arbeitsnachfrage. Dies trifft insbesondere für Volkswirtschaften zu, die bereits über hohe (versteckte) Arbeitslosenraten verfügen. Andererseits sollte beachtet werden, dass durch die Verbesserung der Produktivität das reale Einkommen steigt, was wiederum über Multiplikatoreffekte positive Impulse für die Entwicklung der Volkswirtschaft freisetzt.

Die Bestimmung der Höhe der Elastizitäten für die Externalitäten, insbesondere in Bezug auf den Wachstumsbeitrag der physischen Infrastruktur, kann auf Basis bereits bestehender, vielfältiger Forschungsergebnisse erfolgen. In der Literatur wird dabei eine Bandbreite für die Elastizität der Infrastruktur auf das Einkommenswachstum zwischen 5% und 40% gesehen, wobei bei kleineren Volkswirtschaften niedrigere Effekte (zwischen 5% und 20%) beobachtet werden. Ähnliche Werte ergeben sich in Bezug auf das Humankapital (siehe u.a. ESRI, 2002). Wie die oben dargestellten Wirkungskanäle für die Produktions- und Faktorproduktivitätsexternalität formal in das HERMIN-Modell integriert werden, wird ausführlich in GEFRA & ESRI (2004) besprochen.

1.12  Simulationsergebnisse zu den Wirkungen 
der EU-Fonds 2007-13 in Sachsen-Anhalt

1.12.1 Vorgehensweise und Annahmen

Im Folgenden werden nun auf Basis des HERMIN-Modells für Sachsen-Anhalt Simulationsrechnungen zur Analyse der Wirkungen des EU-Fonds 2007-13 auf die Wirtschaft Sachsen-Anhalts durchgeführt. Dabei wird das folgende Analyseschema gewählt:

· Die Simulationsrechnungen beginnen im Jahr 2007 und greifen auf die in Tabelle 4.3.1 dargestellten drei Finanzierungsvorschläge der EU-Fonds 2007-13 zurück. Das Gesamtvolumen der EU-Fonds beträgt etwa 2,938 Mrd. € an EU-Mitteln. Zusammen mit der nationalen Kofinanzierung ergibt sich ein Gesamtvolumen von etwa 3,917 Mrd. €.
 Die Simulationsrechnungen werden bis zum Jahr 2025 fortgeschrieben. Um alle Effekte der Förderung verdeutlichen zu können, wird die Annahme getroffen, dass die EU-Fonds für den Förderzeitraum (7 Jahre) in voller Höhe als zusätzlicher Impuls eingehen. Für den Zeitraum zwischen 2014 und 2025 wird der Impuls durch die EU-Fonds auf null zurückgesetzt und auch nicht durch ein weiteres Ausgabenprogramm kompensiert.

· Die Aufteilung des Finanzvolumens erfolgt in die vier Makroaggregate Infrastrukturinvestitionen (INF), Humankapital (HU), Investitionen in den privaten Kapitalstock (PI), sowie Investitionen in den privaten Kapitalstock im Landwirtschaftssektor (PIAGRI). Die Aufteilung der Mittel je nach Vorschlag ist in Tabelle 4.3.1 dargestellt.

· Es müssen Annahmen getroffen werden, wie hoch die oben beschriebenen Elastizitäten der EU-Fonds im Bereich der Infrastruktur und der Humankapitalförderung sind: In Vorschlag 1 wird für die Outputexternalitäten ein Wert von 0,20 und für die der Faktorproduktivität eine Elastizität von je 0,05. Damit liegen die Elastizitäten in der üblichen Bandbreite wie sie in der Literatur für kleine offene Volkswirtschaften vorgeschlagen werden. Durch die Orientierung der EU-Fonds in Vorschlag 2 und 3 hin zu wachstums- und beschäftigungsorientierten Maßnahmen ist eine Optimierung der öffentlichen Ausgaben zu erwarten, die eine Erhöhung des wachstumsinduzierenden Externalitätseffektes erwarten lassen. Daher wird die Elastizität für die Output-Externalität in Vorschlag 2 (0,30) und Vorschlag 3 (0,30) jeweils erhöht, die Faktorproduktivitätsexternalität bleibt konstant.

· Während die nachfragewirksamen Ausgaben des Landesförderhaushaltes direkt wirken, treten die angebotsseitigen Bestands-Effekte erst verzögert auf. Die vollen angebotsseitigen Wirkungen werden erst nach einer „Aufbau“-Zeitspanne von 5 Jahren erreicht. In dieser Periode nehmen die Wirkungen graduell zu. Mit zunehmender Zeitspanne reduzieren Abschreibungseffekte die Wirkungen der durch die EU-Fonds aufgebauten Bestände für Humankapital und Infrastruktur.

· Die Wirkungen der öffentlichen Förderung werden dadurch evaluiert, dass die Ergebnisse unter Berücksichtigung der Maßnahmen mit einem Basisszenario ohne den Einsatz von EU-Fonds im Projektionszeitraum 2007 bis 2025 verglichen werden.

Tabelle 4.3.1:
Veränderung in den Makroaggregaten bei alternativen Finanzausstattungszenarien der EU-Fonds 2007-13

	Fonds / Schwerpunkt
	HERMIN
Kategorie
	Angemeldeter Bedarf lt. Ressortanmeldung (Mio. €)
	Vorschlag 1: Verteilung entsprechend Ressortanmeldungen
	Angemeldeter Bedarf bei alternativer Zuordnung (Mio. €)
	Vorschlag 2: Ausgeprägte 
Wachstumsorientierung
	Vorschlag 3: Wachstumsorientierung bei stärkerer Gewichtung von Infrastrukturen

	
	
	
	Verteilung
	Mio. €
	
	Verteilung
	Mio. €
	Verteilung
	Mio. €

	EFRE
	
	5.609,0
	100,0%
	1.662,8
	4.866,4
	100,0%
	1.662,8
	100,0%
	1.662,8

	1. Forschung, Bildung, Innovation und Unternehmertum 
	HU
	1.529,8
	27,3%
	453,5
	1.266,6
	35,0%
	582,0
	30,0%
	498,8

	2. Investitions-/Unternehmensfin.
	PI
	1.244,9
	22,2%
	369,1
	1.232,5
	50,0%
	831,4
	40,0%
	665,1

	3. Infrastrukturen
	INF
	2.834,3
	50,5%
	840,3
	2.367,3
	15,0%
	249,4
	30,0%
	498,8

	ESF
	
	683,0
	100,0%
	554,3
	703,3
	100,0%
	554,3
	100,0%
	554,3

	1. Wachstumsorientierte Qualifizierung Innovationspotenzial
	HU
	230,5
	33,7%
	187,0
	281,3
	50,0%
	277,1
	50,0%
	277,1

	2. Integration/Förderung Jugendl.
	HU
	225,0
	32,9%
	182,6
	198,1
	30,0%
	166,3
	30,0%
	166,3

	3. Beschäftigungspolitik und Maßnahmen gegen Ausgrenzung besonders Benachteiligter
	HU
	227,5
	33,3%
	184,6
	223,9
	20,0%
	110,9
	20,0%
	110,9

	ELER
	
	963,7
	100,0%
	718,0
	1.686,0
	100,0%
	718,0
	100,0%
	718,0

	1. Verbesserung Wettbewerbsfähigkeit Land- u. Forstwirtschaft
	PIAGRI
	268,5
	27,9%
	200,0
	464,8
	30,0%
	215,4
	30,0%
	215,4

	2. Verbesserung der Umwelt 
	INF
	241,0
	25,0%
	179,6
	241,0
	25,0%
	179,5
	25,0%
	179,5

	3. Diversifizierung der ländlichen Wirtschaft, Verbesserung der Lebensqualität ländlicher Raum 
	50% INF,

50% PIAGRI
	447,2
	46,4%
	333,2
	973,2
	44,3%
	317,9
	44,3%
	317,9

	4. Leader
	50% INF,

50% PIAGRI
	7,0
	0,7%
	5,2
	7,0
	0,7%
	5,2
	0,7%
	5,2

	EFF
	PIAGRI
	37,1
	100,0%
	3,0
	37,1
	100,0%
	3,0
	100,0%
	3,0

	Insgesamt
	
	7.292,8
	-
	2.938,1
	7.292,8
	-
	2.938,1
	-
	2.938,1


1.12.2 Modellsimulation zu den verschiedenen Szenarien

Die nachfolgenden Tabellen und Abbildungen fassen die wesentlichen Ergebnisse der Simulationsrechnungen unter Einbezug der nachfrage- und angebotsseitigen Wirkungen der EU-Fonds 2007-13 zusammen. Um die Interpretation der Ergebnisse zu erleichtern, erscheint es dabei hilfreich, zunächst einige stilisierte Zusammenhänge herauszuarbeiten, um ein Gespür für die Wirkungsabläufe im HERMIN-Modell zu bekommen: Mit einem Gesamtvolumen von ca. 3,92 Mrd. € bzw. ca. 0,56 Mrd. € pro Jahr macht der jährliche Impuls der EU-Fonds etwas mehr als 1,2% des nominalen Bruttoinlandsproduktes (46 Mrd. € in 2004) in Sachsen-Anhalt aus. Wird nun zur Veranschaulichung von einem Einkommensmultiplikator in Höhe von etwa „1“ ausgegangen, so induzieren die EU-Fonds primär einen nachfrageseitig bestimmten positiven Einkommensimpuls, der zu einer ebenfalls etwa 1,2%igen Niveauverschiebung im BIP führt. Diese Verschiebung „nach oben“ hält jedoch nur solange an, wie der monetäre Impuls von ca. 0,56 Mrd. € zusätzlich in den Wirtschaftskreislauf eingeführt wird. Würden daher lediglich nachfrageseitige Wirkungen der EU-Fonds existieren, würde mit dem Ende des monetären Impulses auch das BIP-Niveau wieder um diese 1,2% sinken und auf das alte Niveau vor Beginn der Förderung einpendeln. Langfristige Effekte würden somit nicht erzielt.

Zusätzlich zu diesem nachfrageseitig getriebenen Einkommenseffekt wirken im HERMIN-Modell - wie oben beschrieben - jedoch auch angebotsseitige Mechanismen. Diese erreichen, dass durch die Förderung ein „Bestand“ aufgebaut wird, der auch dann noch positive Wirkungen abstrahlt, wenn der primäre monetäre Impuls ausläuft: In Tabelle 4.3.2 wird die durch die EU-Fondsförderung induzierte Erhöhung in den Beständen der physischen Infrastruktur (KGINFR) und des Humankapitals (KTRNR) für die oben beschriebenen drei Finanzierungsvorschläge zur Fonds-Ausgestaltung dargestellt. Für beide Aggregate nimmt in allen Simulationsläufen der akkumulierte „Bestand“ bis zum Jahre 2013 kontinuierlich zu und erreicht z.B. in Vorschlag I (Verteilung entsprechend Ressortanmeldungen) mit einem Zuwachs von 2,3% für die physische Infrastruktur und 1,9% für Humankapital das Maximum.

Gegenüber Vorschlag I wird in Vorschlag II (ausgeprägte Wachstumsorientierung) verstärkt ein Humankapitalbestand aufgebaut. Dieser steigt bis 2013 um 2,2%. Andererseits ist hier der Infrastruktur-Kapitalstock geringer. Vorschlag III (Wachstumsorientierung bei stärkerer Gewichtung von Infrastrukturen) ordnet sich in Bezug auf die beiden Bestandseffekte zwischen den anderen Vorschlägen ein und kann als ein guter Mix zwischen Infrastruktur und Humankapital gesehen werden. Aufgrund dieser Eigenschaft wird Vorschlag III in der folgenden Analyse als Referenzpunkt gewählt. Nach 2013 werden in den drei Alternativszenarien keine Mittel mehr in die Erweiterung der beiden Aggregate investiert. Dennoch ist auch im Jahre 2025 noch eine deutliche Wirkung über dem Basisszenario gegeben, auch wenn die Effekte wegen der kontinuierlichen Abschreibungseffekte graduell abnehmen. Hierbei erreicht Vorschlag II den stärksten Humankapitaleffekt (1,3% in 2025), den stärksten Infrastruktureffekt erreicht Vorschlag I (1,4% in 2025). Vorschlag III zeichnet sich auch langfristig durch eine ausgewogene Gewichtung von Humankapital und Infrastruktur aus.

Tabelle 4.3.2:
Niveauzuwachs von Infrastruktur und Humankapital als relative Abweichung zum
Basisszenario (in %) in den drei Vorschlägen zur EU-Fonds Ausgestaltung

	Jahr
	KGINFR

Vorschlag I
	KTRNR

Vorschlag I
	KGINFR

Vorschlag II
	KTRNR

Vorschlag II
	KGINFR

Vorschlag III
	KTRNR

Vorschlag III

	2007
	0,42
	0,32
	0,21
	0,37
	0,30
	0,34

	2008
	0,82
	0,64
	0,41
	0,72
	0,58
	0,67

	2009
	1,17
	0,93
	0,59
	1,05
	0,83
	0,97

	2010
	1,50
	1,21
	0,75
	1,36
	1,06
	1,26

	2011
	1,79
	1,47
	0,90
	1,65
	1,27
	1,53

	2012
	2,06
	1,71
	1,04
	1,93
	1,46
	1,79

	2013
	2,30
	1,94
	1,16
	2,18
	1,64
	2,02

	…
	
	
	
	
	
	

	2020
	1,75
	1,43
	0,88
	1,61
	1,24
	1,49

	…
	
	
	
	
	
	

	2025
	1,46
	1,15
	0,74
	1,29
	1,04
	1,20


Quelle: Eigene Berechnungen.

Im Folgenden werden die Wirkungen der verschiedenen EU-Fonds Szenarien auf das aggregierte reale Bruttoinlandsprodukt und die Beschäftigung dargestellt. Darüber hinaus wird auch eine sektorale Disaggregation in die Einzelbestandteile Produzierende Gewerbe, Dienstleister und Bausektor vorgenommen. Als Referenzpunkt für die Simulationsrechnungen wird dabei zunächst Finanzierungs-Vorschlag III ausgewählt (Punkt 1). Neben der Darstellung der durch die EU-Fonds induzierten Veränderungen in Vorschlag III gegenüber einem Basisszenario ohne Fondsunterstützung, wird darüber hinaus für diesen Vorschlag auch versucht, eine inhaltliche Abgrenzung der einzelnen Fondsbestandteile (EFRE, ESF, ELER) hinsichtlicher ihrer Wirkungen auf die sachsen-anhaltinische Wirtschaft vorzunehmen (Punkt 2). Schließlich wird abschließend ein komparativer Vergleich der relativen Wirkungsstärke der einzelnen Finanzierungsvorschläge (I bis III) vorgenommen (Punkt 3).

1. BIP- und Beschäftigungseffekte der EU-Fonds 2007-13 für Vorschlag III / Basisszenario

In der Variante „Wachstumorientierung bei stärkerer Gewichtung von Infrastruktur“ (Vorschlag III) beträgt der primäre monetäre Impuls auf das reale BIP zwischen 1-2% und liegt damit nur unwesentlich von der obigen Veranschaulichung eines Einkommensmultiplikators in Höhe von „1“ entfernt. D.h. durch das „Einpumpen“ von Geld in den Wirtschaftskreislauf wird ein gegenüber der Basislösung primär um 1,27% höheres BIP Niveau erreicht (in 2007). Bis zum Ende der Förderung in 2013 steigt der Impuls noch auf 1,73%, da sich im Zeitablauf nachfrage- und angebotsseitige Effekte vermischen. Nach dem Auslaufen des Landesförderhaushaltes fällt das langfristige Niveau auf einen Wert um +⅓ bis +½ Prozentpunkt gegenüber dem Basisszenario. Dieser Effekt wird allein durch die angebotsseitigen Wirkungen des Landesförderhaushaltes getrieben. D.h., durch eine angebotsseitig greifende Nutzung der Fördermittel konnte ab 2007 graduell ein „Kapitalstock“ aufgebaut werden, der nun positive Effekte abstrahlt, ohne dass weiteres Geld in den Kreislauf gepumpt werden muss. Wären die Fördermittel einzig für nachfrageseitig wirkende Maßnahmen ausgegeben worden, dürften ab 2014 kaum noch Effekte mehr zu beobachten sein. Die Abbildung 4.3.1 veranschaulicht den BIP-Effekt der EU-Fonds grafisch.
Neben der aggregierten Wirtschaftsleistung wird auch eine sektorale Disaggregation der durch die EU-Fonds realisierten Effekte angestrebt. Wie Abbildung 4.3.1 verdeutlicht sind die relativen Effekte im Baugewerbe (OBC) zunächst am Stärksten, während das Produzierende Gewerbe (T-Sektor) gegenüber dem Basisszenario in 2007 kaum einen „Überschuss“ verzeichnen kann. Dies liegt darin begründet, dass mit dem Beginn des Förderzeitraums zunächst nur die keynesianischen Nachfrageeffekte in voller Höhe wirken, während die angebotsseitigen Effekte erst graduell wirken. Im HERMIN-Modell wird die BWS im Bausektor durch die gesamten Infrastrukturausgaben in der Region bestimmt. Die EU-Fonds führen in dieser Ausgabenkategorie zu einem starken zusätzlichen Stimulus und treiben somit die BWS Entwicklung im Bausektor nach oben.
 Angebotsseitige Effekte sind hingegen die Haupttriebkräfte im Produzierenden Gewerbe, positive Effekte treten somit verzögert auf. Mit fortschreitender Zeitdauer nehmen die Effekte im Produzierenden Gewerbe entsprechend  zu, der stärkste Effekt wird im Jahr 2013 realisiert. Die Entwicklung im Dienstleistungssektor liegt in 2007 (ähnlich wie die Entwicklung des aggregierten Bruttoinlandsproduktes) zwischen der Entwicklung im Bau- und Produzierenden Gewerbe.
Nach 2013 entfallen die ausgabeninduzierten keynesianischen Nachfrageeffekte abrupt.
 Dies bewirkt eine starke negative Reaktion im Baugewerbe, deren relative Entwicklung nahezu auf den Pfad des Basisszenarios zurückfällt. Im Dienstleistungssektor (N-Sektor) wird langfristig eine BWS-Steigerung um etwa einen viertel Prozentpunkt über der Basislösung realisiert. Den stärksten langfristigen Effekt zeigen die durch die EU-Fonds induzierten Bestandsverbesserungen für das Produzierende Gewerbe: Auch nach dem Ende der Förderung wird in diesem Bereich das BWS-Niveau auch weiterhin um ca. +1% gegenüber der Basislösung angehoben. Dieser Effekt ist insbesondere mit der verbesserten Wettbewerbssituation des Sektors verbunden, die durch adäquat ausgestaltete, angebotsseitige Maßnahmen verbessert wird. Die positiven Impulse im Produzierenden Gewerbe sind bei der Ausgestaltung einer langfristig orientierten Förderstrategie von besonderer Bedeutung, da dieser Sektor als regionale Exportbasis in der wirtschaftlichen Entwicklung eine besondere Stellung einnimmt. Maßnahmen die auf die angebotsseitige Verbesserung der Wirtschaft ausgerichtet sind, führen somit langfristig zu einer verbesserten Exportbasis der Region und sind ein wichtiger Bestandteil für die Entwicklung der regionalen Leistungsbilanz und der Abhängigkeit von exogenen Transferzahlungen.

Tabelle 4.3.3:
Abweichungen in der BIP/BWS Entwicklung vom Basisszenario, Vorschlag III (in %)

	Jahr
	BIP real
	BWS Bau-Sektor
	BWS N-Sektor
	BWS T-Sektor

	2007
	1,27
	3,32
	1,27
	0,52

	2008
	1,42
	4,05
	1,43
	0,71

	2009
	1,46
	4,03
	1,45
	0,96

	2010
	1,54
	4,05
	1,50
	1,30

	2011
	1,65
	4,10
	1,56
	1,71

	2012
	1,69
	4,08
	1,59
	1,91

	2013
	1,73
	4,06
	1,61
	2,09

	2014
	0,50
	0,47
	0,32
	1,56

	2015
	0,47
	0,45
	0,30
	1,49

	…
	
	
	
	

	2020
	0,41
	0,38
	0,28
	1,23

	…
	
	
	
	

	2025
	0,36
	0,32
	0,25
	1,01


Quelle: Eigene Berechnungen.

Abbildung 4.3.1:
Wirkungsszenario (Vorschlag III) zur BIP/BWS-Entwicklung bei den EU-Fonds 2007-13, 
Abweichung zur Basislösung in % 
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Neben einer Darstellung der durch die EU-Fonds induzierten Änderungen des BIP-Pfades in Sachsen-Anhalt sind in Tabelle 4.3.4 und Abbildung 4.3.2 die Reaktionen der aggregierten und sektoralen Beschäftigung für Vorschlag III dargestellt. Hierfür wird in der Förderperiode zwischen 2007 und 2013 entsprechend des HERMIN-Modells ein aggregierte Beschäftigungszuwachs von etwa 1-1,5% realisiert. Wie bereits für die Produktionsentstehung beobachtet, gewinnt in sektoraler Perspektive zunächst das Baugewerbe am Stärksten: Zwischen 2007 und 2013 ist hier ein relativer Beschäftigungszuwachs von bis zu 4% zu erwarten. Im Dienstleistungssektor ist durch die direkt wirkenden Nachfrageimpulse ein Beschäftigungsplus zwischen 1,26% (2007) und 1,38% (2013) zu erwarten. Im Produzierenden Gewerbe steigen die Beschäftigtenzahlen im Förderzeitraum zunächst nur marginal, gegen Ende des Förderzeitraum 2013 jedoch bereits substanziell (+1,8%).

In einer Langfristbetrachtung sind keine nachhaltigen Effekte zu erwarten. Während das nachfragegetriebene Baugewerbe (0,31%) und die Dienstleister (0,13%) allenfalls leicht im Plus liegen, bleibt im Prod. Gewerbe auch in 2025 ein positiver Effekt von knapp 1% erhalten. Aggregiert ergeben sich aufgrund des starken Gewichts des Dienstleistungssektors allerdings nur geringe Zuwächse (+0,24% in 2025). Allerdings sollten aus diesem Ergebnis nicht allzu „pessimistische“ Schlussfolgerungen abgeleitet werden: Durch die Verbesserung der Angebotsbedingungen in Sachsen-Anhalt ist zu erwarten dass sich das oben beschriebene und als „Jobless growth“ bekannte Phänomen allenfalls mittelfristig in den Zahlen Sachsen-Anhalts widerspiegeln sollte. Langfristig dürften sich die mit Hilfe einer effektiven Förderpolitik erzielten Produktivitätsgewinne auch positiv auf die Erwerbstätigkeit niederschlagen (für eine ähnliche Entwicklung siehe Irland Anfang und Mitte der 90er Jahre). Zudem stellt die Entwicklung im Prod. Gewerbe ein positives Signal für die Beschäftigungsperspektive im Land dar.

Tabelle 4.3.4:
Veränderungen der Beschäftigung (in %) gegenüber dem Basisszenario (Vorschlag III)

	Date
	Beschäftigung
aggregiert
	Beschäftigung
Bau-Sektor
	Beschäftigung
N-Sektor
	Beschäftigung
T-Sektor

	2007
	1,27
	3,22
	1,26
	0,50

	2008
	1,40
	3,94
	1,36
	0,67

	2009
	1,43
	3,91
	1,35
	0,88

	2010
	1,48
	3,93
	1,36
	1,17

	2011
	1,54
	3,98
	1,38
	1,52

	2012
	1,57
	3,96
	1,38
	1,68

	2013
	1,59
	3,95
	1,38
	1,84

	2014
	0,33
	0,46
	0,14
	1,33

	2015
	0,31
	0,43
	0,13
	1,28

	…
	
	
	
	

	2020
	0,27
	0,37
	0,14
	1,05

	…
	
	
	
	

	2025
	0,24
	0,31
	0,13
	0,87


Quelle: Eigene Berechnungen.

Abbildung 4.3.2:
Beschäftigungseffekte in % der EU-Fonds 2007-13 (Vorschlag III zur Basislösung)
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L = Gesamtbeschäftigung

LBC = Beschäftigung im Bausektor

LLN = Beschäftigung im Dienstleistungssektor

LT = Beschäftigung im Produzierenden Gewerbe ohne Bausektor

Durch die Verbesserung der Erwerbstätigkeit in Sachsen-Anhalt sinkt im Förderzeitraum der EU-Fonds zwischen 2007-2013 auch die aggregierte Arbeitslosenquote (UR) um ca. einen Prozentpunkt (gegenüber dem Basisszenario). Die Abbildung 4.3.3 stellt diese Entwicklung grafisch dar. Mittelfristig stellen sich zunächst jedoch keine Effekte ein, allerdings gilt in Analogie zur Beschäftigungsentwicklung, dass langfristig die durch die EU-Fonds erreichten angebotsseitigen Verbesserung zu einer sinkenden Arbeitslosenquote führen sollten.

Abbildung 4.3.3
Entwicklung der Arbeitslosenquote in Sachsen-Anhalt 2007-13, in % zur Basislösung
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2. Dissagregation der Fondsbestandteile (EFRE, ESF, ELER) und ihre Effekte

Um eine detaillierte Vorstellung der BIP- und Beschäftigungswirkungen der einzelnen EU-Fondsbestandteile zu erhalten, werden im Folgenden die aggregierten Effekte in die drei Komponenten EFRE, ESF und ELER aufgestalten. Sowohl in der kurzen, als auch in der mittleren Frist sind die BIP-Effekte des EFRE am höchsten (siehe Abbildung 4.3.4). Sie belaufen sich zwischen 2007 und 2013 auf 0,7-1%, langfristig ist ein BIP-Effekt von etwa 0,2% zu erwarten. Die Effekte von ESF und ELER laufen analog zum EFRE, allerdings ist die Wirkung geringer. Zudem ist zu beobachten, dass der ESF seine Wirkung verstärkt langfristig entwickelt, während der ELER insbesondere nachfragegetrieben wirkt. Die in Abbildung 4.3.5 dargestellten Beschäftigungseffekte zeigen ein nahezu identisches Bild.

Abbildung 4.3.4
BIP-Effekte der Komponenten der EU-Fonds 2007-13, in % zur Basislösung
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Abbildung 4.3.5
Beschäftigungseffekte der Komponenten der EU-Fonds 2007-13, in % zur Basislösung
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Die deutlichen Effekte des EFRE sind zu einem Teil darauf zurückzuführen, dass diese Komponente das größte Gewicht an den EU-Fonds ausmacht (2,2 Mrd. € von insgesamt 3, Mrd. €). Der ESF (0,73 Mrd. €) und der ELER (0,96 Mrd. €) weisen eine deutlich geringere Mittelausstattung aus. In einem umfassenden Vergleich der relativen Wirkungen der drei Fondskomponten sollten die Effekte daher so normiert werden, dass der BIP- bzw. Beschäftigungseffekt der drei Komponenten je eingesetzten € verglichen wird. Somit kann neben einer Dissagregation der Wirkungen auf die drei Fondsbestandteile auch die relative Effizienz von EFRE, ESF und ELER beurteilt werden. Im Folgenden wird daher ein kumulativer EU-Fondsmultiplikator berechnet, der den kumulierten BIP- und Beschäftigungseffekt von EFRE, ESF und ELER in Relation zum Anteil der Fondsbestandteile am Gesamtfonds setzt. Der Multiplikator kann berechnet werden als:

KUMt bis (t+n) =  EQ \F(Kumulative prozentuale Verbesserung in BIP/L für den Zeitraum t bis t+n; Anteil der Fondskomponente am Gesamtvolumen) 
Die Ergebnisse des kumulierten EU-Fondsmultiplikators sind in Abbildung 4.3.5 dargestellt.

Tabelle 4.3.5
Kumulativer EU-Fondsmultiplikator für EFRE, ESF und ELER
	 
	EFRE
	ESF
	ELER

	 
	GDP
	L
	GDP
	L
	GDP
	L

	KUM 2007-25
	15,32
	13,45
	18,21
	12,94
	14,39
	13,83

	darunter:
	
	
	
	
	
	

	KUM 2007-13
	10,64
	10,37
	10,37
	7,64
	10,77
	11,52

	KUM 2014-25
	4,68
	3,08
	7,84
	5,30
	3,62
	2,31


Die Ergebnisse in Abbildung 4.3.5 zeigen, dass alle drei Komponenten eine ähnlich starke Wirkung innerhalb der Förderperiode 2007-13 haben (KUM 2007-13). Lediglich der ESF entwickelt sich hinsichtlich der Beschäftigungsentwicklung im Förderzeitraum leicht unterproportional. Dies ist auf den relativen hohen Preis für eine Qualifizierungseinheit in diesem Bereich zurückzuführen. Langfristig gehen vom ESF, in einer auf  Qualifizierung von Humankapital, jedoch nicht sozialpolitisch motivierten Programme die stärksten BIP und Beschäftigungseffekte aus, da hier ein Bestand an Humankapital aufgebaut wird. Voraussetzung dafür ist, dass die auf der Maßnahmenebene angesiedelten Förderprogramme auch effektiv und effizient sind (siehe Scoring-Analyse). Den relativ geringsten Effekt in der mittleren Frist (KUM 2014-25) weist der ELER auf – sowohl in Bezug auf BIP- als auch Beschäftigungseffekte.

3. Relativer Vergleich der drei Finanzierungsvorschläge für die EU-Fonds 2007-13

Abschließend sollen die beiden alternativen Finanzierungsvorschläge (I und II) hinsichtlich ihrer relativen Wirkungen mit dem oben dargestellten Referenzvorschlag II verglichen werden. Die Abbildung 4.3.6 und Abbildung 4.3.7 zeigen in einer Überschussrechnung die verschiedenen kurz- und langfristigen Wirkungen der verschiedenen Varianten zu den EU-Fonds in Bezug auf BIP- und BWS-Effekte.


 REF _Ref131222580 \h 

Abbildung 4.3.6
 vergleicht Vorschlag I (Verteilung entsprechend Ressortanmeldungen) und Vorschlag III. Die Ergebnisse zeigen, dass eine Realisierung von Vorschlag I gegenüber Vorschlag III im Förderzeitraum lediglich zu einer Verbesserung der Entwicklung im Bausektor führen würde (+0,2%), getrieben durch ausgabewirksame keynesianische Effekte. Für die übrigen Aggregate sind die Effekte zwischen 2007 und 2013 nur marginal positiv oder sogar mehrheitlich negativ. Eine Realisierung von Vorschlag I würde insbesondere zu einer deutlichen relativen Verschlechterung des Produzierenden Gewerbes führen. Hier würde bei der Umsetzung von Vorschlag I eine BWS-Reduzierung um bis zu -0,7% gegenüber Vorschlag III in Kauf genommen werden.

Auch in Bezug auf eine langfristig ausgelegte Förderstrategie ist Vorschlag I gegenüber Vorschlag III suboptimal: Ab 2014 entwickeln sich die Produktionsaggregate in allen Sektoren unterdurchschnittlich (zwischen -0,2 und -0,5%). Ein qualitativ ähnliches Ergebnis liefert auch der Vergleich von Vorschlag II gegenüber Vorschlag III (siehe Abbildung 4.3.7), hier sind die unterdurchschnittlichen Ergebnisse von Vorschlag II quantitativ jedoch deutlich geringer als in Vorschlag I. Im Förderzeitraum wirkt sich bei Vorschlag III insbesondere die stärkere Infrastrukturgewichtung aus, die gegenüber Vorschlag II zu einer positiveren Entwicklung im Bausektor führt. Ab 2014 entwickeln sich Vorschlag II und III nahezu identisch, lediglich beim Produzierenden. Gewerbe bleibt der relative Vorteil von Vorschlag III auf mittelfristig erhalten. Dies ist allerdings nur dann der Fall, sofern ein deutliches Gewicht der Infrastrukturförderung bei wirtschaftsnahen Projekten verbleibt. Sollten hingegen verstärkt haushaltsnahe Infrastrukturen gefördert werden, so ist gegenüber Vorschlag II mit einem Nachteil zu rechnen.
Abbildung 4.3.6:
Vergleich BIP/BWS Wirkungen Vorschlag I minus Vorschlag III,
Abweichung in %
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Abbildung 4.3.7:
Vergleich BIP/BWS Wirkungen Vorschlag II minus Vorschlag III,
Abweichung in %

[image: image15.emf]-0,7

-0,6

-0,5

-0,4

-0,3

-0,2

-0,1

0

0,1

0,2

0,3

2007 2009 2011 2013 2015 2017 2019 2021 2023 2025

GDPM

OBC

ON

OT


Abschließend sollen noch die Beschäftigungseffekte für die drei Finanzierungsvorschläge in ihrem relativen Wirkungsgrad miteinander verglichen werden. Die Ergebnisse sind in 
Abbildung 4.3.8
 und Abbildung 4.3.9 zusammengefasst. Dabei zeichnet sich folgende Tendenz ab: Die bereits für die BIP-Entwicklung aufgezeigten Vorteile von Vorschlag III bleiben auch hinsichtlich der Beschäftigungseffekte erhalten.

Abbildung 4.3.8:
Vergleich Beschäftigungswirkungen Vorschlag I minus Vorschlag III,
Abweichung in %
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Abbildung 4.3.9:
Vergleich Beschäftigungswirkungen Vorschlag III minus Vorschlag II,
Abweichung in %
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Schließlich soll zu den Simulationsrechnungen für die EU-Fonds 2007-13 in Sachsen-Anhalt noch auf die Entwicklung der Netto-Migrationsrate eingegangen werden, da sie häufig als ein Schlüsselindikator für die Analyse der demographischen Herausforderungen in Sachsen-Anhalt gesehen wird. Die Netto-Migration ist definiert als Differenz der Einwanderungen aus dem Bundesland gegenüber den Auswanderungen. Die Ergebnisse in Abbildung 4.3.10 beziehen sich auf die prognostizierte wirtschaftliche Entwicklung entsprechend der Berechnungen nach Vorschlag III. Die Grafik verdeutlicht, dass gegenüber dem Basisszenario (keine EU-Fonds) eine relative Verbesserung der Migrationsrate zu erwarten ist, d.h. die momentan zu beobachtende Abwanderungstendenz aus Sachsen-Anhalt mit Hilfe der EU-Fonds z.T. gebremst werden kann. Diese Schlussfolgerung lässt sich folgendermaßen begründen:
 Im HERMIN-Modell wird die Nettomigration auf Basis des erwarteten relativen Lohnverhältnisses (im Produzierenden Gewerbe) zwischen Sachsen-Anhalt und dem westdeutschen Durchschnitt modelliert. Der Lohnsatz wiederum ist abhängig von der Entwicklung der (relativen) Arbeitslosigkeit. Steigt nun durch den Einsatz der EU-Fonds das Beschäftigungsniveau in Sachsen-Anhalt, so verbessert sich sukzessive auch das relative Lohnsatzverhältnis zwischen Sachsen-Anhalt und Westdeutschland (unter ceteris paribus Bedingungen). Das wiederum wirkt positiv auf die Netto-Migrationsrate. Entgegen der im Rahmen der politische Debatte häufig ins Spiel gebrachten „weichen“ Faktoren der Migrationsrate zeigen die Ergebnisse des HERMIN-Modells somit recht deutlich, dass eine auf Wachstum und Beschäftigung ausgerichtete Förderpolitik implizit eine der adäquate Antwort auf die Herausforderung der anhaltenden Abwanderungstendenz in Sachsen-Anhalt darstellen kann.

Abbildung 4.3.10:
Prozentuale Verbesserung der Netto-Migrationsrate (NM) zwischen 2007-13 
(Vorschlag III)
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1.13 Zusammenfassung der Makroergebnisse

Ziel dieses Kapitels war es, die Wirkungen der EU-Fonds 2007-13 in Sachsen-Anhalt auf der Makroebene für unterschiedliche Vorschläge als „als Ganzes“ darzustellen. Zu diesem Zweck wurden von der Mikrosichtweise des Scoring-Modells auf die Makroperspektive des HERMIN-Modellrahmens gewechselt. Folgende Schlussfolgerungen lassen sich aus diesem Perspektivwechsel ableiten:

1. Hinsichtlich der makroökonomischen Wirkungen zeigen die Ergebnisse, dass die wirtschaftspolitischen Interventionen im Rahmen der EU-Fonds zur Steigerung des das Bruttoinlandsprodukt in Sachsen-Anhalt sowohl nachfrage- als auch angebotsseitige Wirkungen erzielen. Während die nachfrageseitigen Effekte direkt an einen fortwährenden monetären Impuls gebunden sind und langfristig somit kaum finanzierbar sind, kann alternativ versucht werden, die Angebotsseite der Wirtschaft durch geeignete Maßnahmen zu stärken, die dann einen selbsttragenden Niveaueffekt induzieren können. D.h. auch nach dem Ende der EU-Förderung wird bei einer entsprechenden Ausgestaltung des Portfolios der Förderprogramme das langfristige BIP-Niveau dauerhaft über das Basisszenario (ohne Förderung) angehoben. Ursächlich für diese Entwicklung sind insbesondere die durch die Akkumulation von Humankapital und physischer Infrastruktur angebotsseitig induzierten Externalitäten, sowie die durch die EU-Fonds induzierte Verbesserung der relativen Kapitalkosten im privaten Sektor (vornehmlich Produzierendes Gewerbe). In Bezug auf die Höhe der Externalitäten (d.h. die Wahl der Elastizität) ist eine Optimierung der Förderprogramme mit Hilfe des Scoringmodells äußerst wichtig.

2. Die langfristigen BIP-Wirkungen der EU-Fonds sind in einer sektoralen Betrach​tungsweise im Produzierenden Gewerbe dabei am Stärksten einzustufen. Hingegen ebbt der Effekt im Dienstleistungsgewerbe und Baugewerbe relativ schnell ab, da letztere eher nachfrageseitig determiniert werden. Die Ergebnisse favorisieren somit insbesondere Maßnahmen zur Stärkung der industriellen (Export-)Basis der Region. Sie hat eine wichtige Bedeutung für die Entwicklung der regionalen Leistungsbilanz und der Transferabhängigkeit der Region.

3. In Hinblick auf die aggregierte Beschäftigung zeigen die Ergebnisse ein ähnliches Bild wie die BIP-Entwicklung. Während innerhalb des Förderzeitraums 2007-13 recht deutliche Beschäftigungseffekte erzielt werden können, bleiben diese mittelfristig (bis 2025) weitgehend nur im Produzierenden Gewerbe erhalten, während die Effekte im beschäftigungsintensiven Dienstleistungssektor kaum vorhanden sind. Langfristig sollten sich die mit Hilfe der Förderung erzielten Produktivitätsgewinne - und somit indirekt geschaffene Wettbewerbsvorteile - aber auch in einem stärkeren Anziehen der gesamten Erwerbstätigkeit manifestieren. Ein ähnliches Ergebnis wird auch für die Entwicklung der Arbeitslosenquote erwartet. Diese sinkt durch die EU-Fonds zwischen 2007 und 2013 um durchschnittlich 1%. Mittelfristig (2014-2025) stellen sich nur sehr geringe Effekte ein.

4. Bei einer Aufteilung der EU-Fonds in die drei Komponenten EFRE, ESF und ELER zeigen die Simulationsergebnisse, dass im Förderzeitraum alle drei Subkomponenten nahezu identische Effekte induzieren. Langfristig wirken sich in Sachsen-Anhalt insbesondere die durch den ESF in adäquater Ausgestaltung hervorgerufenen Verbesserungen im Humankapital positiv auf Wachstum und Beschäftigung aus. Die Maßnahmen des ELER schneiden außerhalb der direkten Förderperiode am schlechtesten ab. Voraussetzung für das Erreichen dieser Effekte ist jedoch, dass in allen drei Bereichen eine Optimierung der Maßnahmen z.B. auf Basis des Scoringmodells vorgenommen wird.

5. Für die EU-Fonds stehen verschiedene Finanzierungsvorschläge zur Diskussion: Die Simulationsergebnisse mit dem HERMIN-Modell zeigen hierzu, dass die Wirkungen dann am Stärksten sind, wenn eine Orientierung des Maßnahmenportfolios hin zu wachstumsunterstützenden Förderprogrammen unter besonderer Gewichtung von Infrastrukturmaßnahmen (Vorschlag III) vorgenommen wird. Andere Modell​varianten, die zwar ein gleich hohes Fördervolumen aufweisen - sich aber gegenüber Vorschlag III durch einen unterschiedlichen Mix aus angebots- und nachfrageseitig wirkenden Maßnahmen unterscheiden -, schneiden bei der Betrachtung langfristigen BIP/BWS und Beschäftigungseffekte relativ schlechter ab. Hierbei muss 
aber beachtet werden dass eine Realisierung von wirtschaftsnaher und nicht haushaltsnaher Infrastruktur im Vordergrund stehen sollte.

6. Die Simulationsergebnisse des HERMIN-Modells zeigen auch, dass die Wachstums- und Beschäftigungseffekte im Rahmen der EU-Fonds implizit auch dazu beitragen, dass sich die Netto-Migrationsrate im Vergleich zur Basislösung etwas verbessert. Eine Ausrichtung am Wachstums- und Beschäftigungsziel kann somit langfristig auch eine Antwort auf demographische Herausforderungen darstellen.

Zusammenfassung und Bewertung

Die Landesregierung unterstützt mit einer großen Zahl an Förderprogrammen die Entwicklung des Landes Sachsen-Anhalts zu einer leistungsfähigen und lebenswerten Region innerhalb Deutschlands und Europas. Gegenüber der Situation in den ersten Jahren nach der deutschen Wiedervereinigung sind deutliche Erfolge sichtbar sowohl hinsichtlich der wirtschaftlichen und sozialen Dimension als auch in Bezug auf die Umweltsituation. Es hat sich aber auch gezeigt, dass die hohe Wachstumsdynamik der ersten Jahre nicht aufrechterhalten werden konnte und nach 15 Jahren Wiedervereinigung immer noch Rückstände bestehen, die sich als beharrlich erweisen und nur sehr langsam zu überwinden sind. Diese nicht erwartete Entwicklung hat dazu geführt, dass die Erwerbstätigkeit weit hinter den Erwartungen zurück geblieben ist und die Arbeitslosigkeit auf einem hohen Niveau verharrt. In Folge der schwachen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ist auch der Wanderungssaldo negativ und die steuerliche Einnahmekraft begrenzt, wodurch auch die soziale Leistungsfähigkeit eingeschränkt wird. Den neuen Ländern und Sachsen-Anhalt steht unter diesen Vorzeichen ein beschwerlicher Anpassungsprozess bevor.

Diese wenig zufriedenstellende Situation und die enger gewordenen und werdenden Finanzierungsspielräume der öffentlichen Hand in den ostdeutschen Ländern durch abnehmende Zuweisungen im Rahmen des Solidarpakt II und einem erwarteten Rückgang der Fördermittel aus den Europäischen Strukturfonds in der Förderperiode von 2007 bis 2013 haben zu einer erneuten Diskussion um die Ausgestaltung der Förderprogramme
 und der Förderpolitik geführt. Vor diesem Hintergrund ist diese Untersuchung zu sehen, die einen Beitrag zur Neubewertung und –ausrichtung der Förderpolitik für die EU-Fonds in der Periode 2007 bis 2013 in Sachsen-Anhalt leisten soll.

Das Ziel der Umorientierung und Neuausrichtung der Förderstrategie soll darin bestehen, den wirtschaftlichen Aufbau soweit wie möglich zu beschleunigen und (mittelfristig) die Abhängigkeit von Transferzahlungen zu überwinden.  Dabei stellen sich die Fragen, 

· inwieweit die Landespolitik Sachsen-Anhalts und ihre Förderprogramme bereits heute auf diese Zielsetzung ausgerichtet sind und 

· wie unter Effizienz- und Effektivitätsaspekten die Förderstrategie in Zukunft ausgestaltet sein sollte um dies am besten zu erreichen ist. 

Um die vorgegebene Zielsetzung adäquat umsetzen zu können, wurde im Verlauf der Untersuchung ein mehrstufiger Modellrahmen entwickelt, der es ermöglicht, sowohl die direkten maßnahmenbezogenen als auch gesamtwirtschaftlichen Effekte der Landesförderung in Hinblick auf ihren Zielerreichungsgrad zu analysieren und zu bewerten. Die Vorgehensweise gliedert sich entsprechend der obigen Anforderungen in zwei Teile, die zunächst unabhängig voneinander spezifiziert und abschließend integriert verwendet werden sollen: Auf der Ebene der Förderprogramme wird zur Beurteilung der Leistungsfähigkeit ein Scoring-Modell eingesetzt, zur Abschätzung der gesamtwirtschaftlichen Effekte wird ein für die Wirtschaft Sachsen-Anhalts entwickeltes gesamtwirtschaftliches Makromodell vom Typ HERMIN eingesetzt. Bei den Überlegungen zur Neuausrichtung der Förderstrategie werden zudem Elemente einer SWOT-Analyse berücksichtigt, die in verschiedenen Feldern Stärken und Schwächen und Chancen und Risiken in Sachsen-Anhalt aufzeigt.

Gegenstand der vorliegenden Studie ist eine Bewertung von insgesamt 134 Förderprogrammen bzw. -maßnahmen aus allen Ministerien, die für die Durchführung im Rahmen der EU-Förderperiode 2007-2013 vorgeschlagen sind. Das Spektrum der Förderprogramme reicht von der direkten Wirtschaftsförderung, der Unterstützung des landwirtschaftlichen Sektors und der Entwicklung des ländlichen Raums, über die Förderung von Forschung und Entwicklung im öffentlichen und betrieblichen Bereich, dem Aus- und Aufbau von wirtschaftsnahen und haushaltsnahen Infrastrukturen, Maßnahmen zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt bis hin zu Förderprogrammen im sozialen und kulturellen Bereich.

Um die heterogenen Förderprogramme bewerten zu können, wurde zunächst eine mikroökonomisch fundierte Methodik entwickelt, die die Fördergegenstände in systematischer Weise kategorisiert und einer vergleichenden Überprüfung zugänglich macht. Ausgangspunkt für die Einordnung der Förderprogramme ist die Theorie des Marktversagens, wobei für die staatlichen Förderprogramme die folgenden Kategorien definiert wurden:

· Öffentliche Güter

· Preiskorrigierende Eingriffe

· Zielgruppenspezifische Förderungen

· Redistribution.

Während öffentliche Güter zu den klassischen staatlichen Aufgaben gehören, greifen preiskorrigierende Eingriffe und zielgruppenspezifische Förderungen in bestehende Märkte ein und korrigieren aus unterschiedlichen Motiven die Marktpreise für die Marktteilnehmer. Die Kategorie der „Redistribution“ ist kein eigentlicher Marktversagenstatbestand, sie führt zu einer Umverteilung von finanziellen Mitteln. 

In der vorliegenden Studie wurden die für die EU-Fondsperiode 2007 bis 2013 angemeldeten 144 Förderprogramme bzw. –tatbestände zusammenfassend bewertet. Für diese Maßnahmen stehen noch keine Finanzvolumina zur Verfügung, so dass nur eine provisorische Bewertung vorgenommen werden kann. Es hat sich gezeigt, dass der Anteil der deutlich unterdurchschnittlichen Programme (5,6%) und auch der Anteil der (unter-)durchschnittlichen Programmen (16,6%) relativ gering ist. Öffentliche Güter schbeiden bei der Bewertung tendenziell besser ab (84% überdurchschnittliche Maßnahmen) als preiskorrigierende Eingriffe (80%) und zielgruppenspezifische Fördertatbestände (67%). Das Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt, sowie das Wirtschaftsministerium weisen mit 61 bzw. 50 Programmen die meisten Neuanmeldungen auf. 

Der Anteil der Maßnahmen, die auf Wachstums- und Beschäftigungsorientierte Fördermaßnahmen gerichtet sind, liegt bei 37%. Knapp zwei Drittel der Maßnahmen, die in der Förderperiode 2007 bis 2013 durchgeführt werden sollen, sind aber nicht primär auf das Wachstums- und Beschäftigungsziel ausgerichtet. Sie dienen in erster Linie sozialen und umweltrelevanten Zielen. Ob mit einer derartigen Strategie die anhaltende Wachstumsschwäche in der langen Frist überwunden werden kann ist fraglich.
Hinsichtlich der makroökonomischen Wirkungen zeigen die Ergebnisse, dass die wirtschaftspolitischen Interventionen im Rahmen der EU-Fonds zur Steigerung des das Bruttoinlandsprodukt in Sachsen-Anhalt sowohl signifikante nachfrage- als auch angebotsseitige Wirkungen erzielen. Während die nachfrageseitigen Effekte direkt an einen fortwährenden monetären Impuls gebunden sind und langfristig somit kaum finanzierbar sind, kann alternativ versucht werden, die Angebotsseite der Wirtschaft durch geeignete Maßnahmen zu stärken, die dann einen selbsttragenden Niveaueffekt induzieren können. D.h. auch nach dem Ende der EU-Förderung wird bei einer entsprechenden Ausgestaltung des Portfolios der Förderprogramme das langfristige BIP-Niveau dauerhaft über das Basisszenario (ohne Förderung) angehoben. Ursächlich für diese Entwicklung sind insbesondere die durch die Akkumulation von Humankapital und physischer Infrastruktur angebotsseitig induzierten Externalitäten, sowie die durch die EU-Fonds induzierte Verbesserung der relativen Kapitalkosten im privaten Sektor (vornehmlich Produzierendes Gewerbe). In Bezug auf die Höhe der Externalitäten (d.h. die Wahl der Elastizität) ist eine Optimierung der Förderprogramme mit Hilfe des Scoringmodells äußerst wichtig.

Die langfristigen Wirkungen der EU-Fonds sind in einer sektoralen Betrachtungsweise im Produzierenden Gewerbe dabei am Stärksten einzustufen. Hingegen ebbt der Effekt im Dienstleistungsgewerbe und Baugewerbe relativ schnell ab, da letztere eher nachfrageseitig determiniert werden. Die makroökonomischen Ergebnisse weisen somit insbesondere Maßnahmen zur Stärkung der industriellen (Export-)Basis der Region als vorteilhaft aus. Sie hat eine wichtige Bedeutung für die Entwicklung der regionalen Leistungsbilanz und der Transferabhängigkeit der Region.

Die Wirkung ist zudem dann am Stärksten, wenn eine Orientierung des Maßnahmenportfolios hin zu wachstumsunterstützenden Förderprogrammen vorgenommen wird. Andere Modellvarianten, die zwar ein gleich hohes Fördervolumen aufweisen - sich aber gegenüber Vorschlag III durch einen unterschiedlichen Mix aus angebots- und nachfrageseitig wirkenden Maßnahmen unterscheiden, schneiden bei der Betrachtung langfristigen BIP/BWS Effekte relativ schlechter ab.

In Hinblick auf die aggregierte Beschäftigung zeigen die Ergebnisse, dass sich die Förderung im Rahmen der EU-Fonds 2007-13 mittelfristig stärker in Produktivitätsgewinnen niederschlägt, die die Beschäftigung weitgehend unbeeinflusst lassen. Es ist jedoch zu erwarten, dass dieses als „Jobless growth“ bekannte Phänomen hauptsächlich mittelfristig in den Zahlen widerspiegelt. Langfristig sollten sich die mit Hilfe der Förderung erzielten Produktivitätsgewinne - und somit indirekt geschaffene Wettbewerbsvorteile - aber auch in einem gleichzeitigen Anziehen von Produktion und Erwerbstätigkeit manifestieren.

Die Simulationsergebnisse des HERMIN-Modells zeigen auch, dass die Wachstums- und Beschäftigungseffekte im Rahmen der EU-Fonds implizit auch dazu beitragen, dass sich die Netto-Migrationsrate im Vergleich zur Basislösung etwas verbessert. Eine Ausrichtung am Wachstums- und Beschäftigungsziel kann somit langfristig auch eine Antwort auf demographische Herausforderungen darstellen.

Insgesamt haben die EU-Strukturfonds auch in der Förderperiode von 2007 bis 2013 eine erhebliche Bedeutung für die regionale Wirtschaft Sachsen-Anhalt. Der jährliche monetäre Impuls aus EU-Fondsmitteln und nationaler Kofinanzierung liegt bei etwa 1,2% des Bruttoinlandsprodukts. Er ist zwar deutlich niedriger als in der vorhergehenden Periode, trägt aber signifikant zu nachfrageseitigen Stabilisierung der Wirtschaft bei. Allerdings ist die nachfrageseitige Stabilisierung nur ein Nebenaspekt: Durch eine auf Wachstum und Beschäftigung ausgerichtete Strategie kann die langfristige Wirkung verbessert und ein signifikanter Beitrag zu potenziell verbesserten Wachstumsaussichten geleistet werden. Diese auf Wachstum und Beschäftigung ausgerichtete Strategie muss sich dann in den Förderprogrammen niederschlagen.
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Anhang

Ergebnisse der Scoringanalyse

1 - MK

	Förderung von Auftragsforschung kleiner und mittelständischer Unternehmen an Hochschulen des Landes
Förderung der Zusammenarbeit zwischen KMU und Forschungseinrichtungen auf der Grundlage einer "Gutscheinlösung"

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	1
	1
	1
	0
	0
	1
	0,85
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Forschung und Entwicklung sind zentrale Elemente einer auch (regionalen) Wachstumsstrategie, die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und Forschungseinrichtungen lässt soziale Returns on Investment erwarten, als Rückflüsse, die nicht von den Unternehmen vollständig internalisiert werden.

	2
	Auf Grund der Ausführungen darf erwartet werden, dass die RL derart ausgestattet sein wird, dass das Ziel effizient erreicht werden kann.

	3
	Die Förderung erfolgt über ein Instrument, das über "Gutscheine" zwar eine pauschale aber dennoch effiziente Förderung ermöglicht.

	4
	Mitnahmen sind im Prinzip möglich

	5
	Weitere Nebeneffekte sind nicht zu erwarten.

	6
	Da bei FuE von gesellschaftlichen Externalitäten ausgegangen werden kann ist eine Unterstützung gerechtfertigt. Die Preise für FuE sind auch nicht durch politische Interventionen verzerrt.


2 - MK
	Förderungen von Investitionen in außeruniversitären Forschungseinrichtungen Personal-, Sach- und Investitionsmittel
Infrastrukturförderung nach einem Schwerpunktkonzept, notwendige Gebäude und Einrichtungen.

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	1
	0
	1
	0,74
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Wichtig für die Entwicklung des endogenen Potenzials, Aufbau und Vernetzung von Forschungskapazitäten tragen zum langfristigen Wachstum bei.

	2
	Hier darf erwartet werden, dass mit der Förderrichtlinie eine zweckentsprechende Umsetzung sichergestellt wird

	3
	Durch die Bezuschussung von Projekten wird die Förderung fair durchgeführt.

	4
	Mitnahmen sind im Prinzip ausgeschlossen

	5
	Nebeneffekte auf Umwelt und Wirtschaft sind nicht zu erwarten.

	6
	Es handelt sich um ein öffentliches Gut, dass ohne staatliche Bereitstellung nicht  erstellt wird.


3 - MK
	Förderung des Einsatzes neuer Technologien im Wissenschaftsbereich und zur Schaffung von Informations- und Wissensmanagementsystemen
Projektförderung, MK 40

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	1
	0
	1
	0,74
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Förderung zielt ab auf die Überwindung struktureller Hemmnisse bei der Erreichung von Chancengleichheit, auf innovative Forschungsverbünde, die strukturelle Reform des Hochschulwesens, die Entwicklung von Software für die Lehre und die Einführung neuer Graduiertenstudiengänge. Da ein funktions- und entwicklungsfähiges Forschungs- und Bildungssystem zentral für die Erreichung des Wirtschaftszieles ist, ist der Beitrag zum Wirtschaftsziel mit "sehr wichtig" zu bewerten.

	2
	Die Fördergegenstände (bzw. die einzelnen Programme) tragen insgesamt zur Weiterentwicklung von Hochschule und Wissenschaft sowie zur Realisierung der Chancengleichheit in Forschung und Lehre bei.

	3
	Marktnahe Alternativen sind nicht gegeben, daher faire Kosteneffizienz

	4
	Mitnahmen sind zwar möglich, aber sehr unwahrscheinlich

	5
	keine zusätzlichen Effekte

	6
	Bildung und Chancengleichheit sind meritorische Güter


4 - MK
	Strateg. Partnerschaft – Netzwerk „Bildung im Umland“
Sachkapital, Vernetzung zwischen Schule und lokaler Wirtschaft, Austausch

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	0
	0
	0
	0
	1
	0,16
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Mit der Förderung werden schulpolitische und regionalpolitische Aspekte angesprochen. Ein Wachstumsbeitrag ist nicht primär  zu erkennen.

	2
	Die Fördertatbestände scheinen sehr vielfältig zu sein. Wenig spezifisch und die intendierten Ziele sind recht vage (Abwanderung verhindern usw.). Iuk-Infrastrukturen sind in den neuen Ländern gut ausgebaut.

	3
	Durch die Bezuschussung wird die Förderung fair durchgeführt.

	4
	Mitnahmeeffekte sind durchaus möglich. Strategische Allianzen zwischen Schule und Unternehmen, um an die Fördergelder zu kommen.

	5
	Nebeneffekte auf Umwelt und Wirtschaft sind nicht zu erwarten.

	6
	Es handelt sich um ein öffentliches (meritorisches) Gut, dass ohne staatliche Bereitstellung nicht  erstellt wird.


5 - MK
	Förderung großer Baumaßnahmen im Hochschulbereich
Baumaßnahmen im Hochschulbereich

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Ausstattung mit adäquaten Bauten ist eine notwendige Voraussetzung um FuE und Bildung betreiben zu können, hohe Relevanz für die Leistungsfähigkeit der Region; allerdings  ist zu beachten, wie der Ausstattungsgrad mit Bauten bereits ist.

	2
	Auf Grund der Ausführungen darf erwartet werden, dass die RL derart ausgestattet sein wird, dass das Ziel effizient erreicht werden kann.

	3
	Marktnahe Alternativen sind nicht gegeben, daher faire Kosteneffizienz

	4
	gemäßigte Mitnahmeeffekte angesichts bereits bestehender Ausstattung, Gefahr von überdimensionierten Projekten, hohe Förderung.

	5
	keine zusätzlichen Effekte

	6
	Bildung und Chancengleichheit sind meritorische Güter


5 - MK
	Förderung großer Baumaßnahmen im Hochschulbereich
Großgeräte

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Ausstattung mit Großgeräten gehört zu den notwendigen Voraussetzungen, um FuE auf einem Niveau betreiben zu können, worüber die Wettbewerbsfähigkeit gesichert werden kann.

	2
	Auf Grund der Ausführungen darf erwartet werden, dass die RL derart ausgestattet sein wird, dass das Ziel effizient erreicht werden kann.

	3
	Marktnahe Alternativen sind nicht gegeben, daher faire Kosteneffizienz

	4
	gemäßigte Mitnahmeeffekte angesichts bereits bestehender Ausstattung, Gefahr von überdimensionierten Projekten, hohe Förderung.

	5
	keine zusätzlichen Effekte

	6
	Bildung und Chancengleichheit sind meritorische Güter


6 - MBV
	Förderung der Verkehrsforschung


	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Förderung von Forschungsprojekten zur Verbesserung der Informationssysteme und der Verkehrsführung in allen Systemen können zu einer Optimierung des Verkehrsflusses beitragen und führen dann zu Effizienzgewinnen, wodurch Wachstum und Beschäftigung unterstützt werden können.

	2
	Auf Grund der Ausführungen darf erwartet werden, dass die RL derart ausgestattet sein wird, dass das Ziel effizient erreicht werden kann.

	3
	Die Vergabe der Fördermittel kann als fair angesehen werden, hier soll ein Standardverfahren zur Förderung zum Einsatz kommen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind möglich.

	5
	keine zusätzlichen Effekte

	6
	soziale Externalitäten (Reduzierung der Umweltbelastung, etc.) wenn es zum Einsatz der Systeme kommt, FuE-Leistungen, die von Privaten nicht durchgeführt werden


7 - MK
	Lebenslanges Lernen: Management für kleine und mittlere Unternehmen (KMU)
Qualifizierungsmaßnahmen für Beschäftigte Managementkompetenzen, Aufbau eines Netzes (Infrastruktur), Aufbau eines übergreifenden Netzes,

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	0
	0
	0
	0
	0
	0,26
	ROT

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Managementqualitäten sind wichtig für die wirtschaftliche Entwicklung. Gute Managementqualitäten werden aber pekuniär entgolten. Es besteht ein Anreiz, sich dieses selbst anzueignen.

	2
	Aus den Ausführungen wird nicht klar, was nun genau gefördert werden soll. Einrichtungen oder / und die Qualifikation selbst. Auch ist nicht geklärt, ob für ein solches Angebot überhaupt eine Notwendigkeit besteht. Hier wäre dringend eine Bedarfsanalyse zu empfehlen. Welche Institutionen gibt es in Sachsen-Anhalt bereits, die sich mit der Qualifikation beschäftigen etc.

	3
	Weiterer Informationsbedarf. Bisherige Angaben erlauben keine Beurteilung.

	4
	

	5
	

	6
	


8 - MK
	Lebenslanges Lernen: Aufbau eines Netz-werkkonglo-merats nach Vorbild des „Bildungsverbundes im Gesundheitssektor (BIG)"
Aufbau eines Netzwerks zur Unterstützung unterschiedlicher Ansätze Lebenslangen Lernens

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	0
	0
	0
	0
	0
	0,26
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Maßnahmen zum Lebenslangen Lernen können einen Beitrag zur Sicherung der ökonomischen Entwicklung leisten

	2
	Die Begründung scheint wenig tragfähig. Leistungssportler ohne Perspektive? Dieses ist nicht Aufgabe des Staates

	3
	Weiterer Informationsbedarf. Bisherige Angaben erlauben keine Beurteilung.

	4
	

	5
	

	6
	


9 - MK
	Bibliotheken als Teil regionaler Unterstützungsstrukturen für Lebenslanges Lernen

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Bibliotheken sind Teil der haushaltsnahen Infrastruktur und sind nicht unmittelbar Wachstumsrelevant

	2
	Mit der angestrebten Förderung kann ein Beitrag zur besseren Nutzung öffentlicher Infrastrukturen geleistet werden

	3
	Durch die Bezuschussung wird die Förderung fair durchgeführt.

	4
	Mitnahmen sind im Prinzip ausgeschlossen

	5
	Nebeneffekte auf Umwelt und Wirtschaft sind nicht zu erwarten.

	6
	Es handelt sich um ein öffentliches Gut, dass ohne staatliche Bereitstellung nicht  erstellt wird.


10 - MW
	1.31.1 Messeprogramm
Nr. 219 MW

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	-1
	0
	1
	0,55
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme hat eine hohe Relevanz für das Wirtschaftsziel

	2
	Durch umfassende Sachmittel- und Marketingaufwendungen kann das Ziel der Förderung, Messebesuche von Unternehmen anzuregen, als effektiv angesehen werden kann

	3
	faire Bereitstellung von öffentlichen Mitteln über Zuschüsse, keine Ineffizienzen a priori sichtbar, allerdings ist auch kein "Best-Practice" Ansatz ersichtlich

	4
	Es sind hohe Mitnahmeeffekte zu erwarten, da derartige Maßnahmen zu den Kernaufgaben von Unternehmen gehören und wahrscheinlich auch ohne Förderung realisiert worden wären

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Es ist zumindest fraglich, ob tatsächlich Informationsdefizite bzgl. der Effekte von Messepräsentationen vorliegen


11 - MW
	Förderung von Initiativen zur Etablierung im Rahmen der Existenzgründungsoffensive ego.

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Aufbau von Informationsstellen für Gründer, Verbesserung des Gründungsklimas, Konzentration auf Hochschule. Wichtiges Element in der Wachstumsstrategie

	2
	Mit der Ausgestaltung de Förderrichtlinie kann das Förderziel adäquat erreicht werden.

	3
	Die Bereitstellung der finanziellen Mittel kann als fair betrachtet werden.

	4
	Mitnahmeeffekte können nicht ausgeschlossen werden

	5
	Nebeneffekte sind kaum zu erwarten

	6
	Kann als öffentliche Aufgabe definiert werden. Insbesondere in den NBL (damit auch Sachsen-Anhalt) immer noch notwendig.


12 - MW
	Spezifische Begleitmaßnahmen für den Dienstleistungsbereich
Zuschüsse zu Veranstaltungen aus verschiedenen Gründen, eigentlich Informationsdefizite

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Bereitstellung von Informationen kann einen Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung leisten. Es ist aber nicht zwingend dass dies geschieht

	2
	Mit der Förderung kann der Informationsstand der Unternehmer erhöht werden

	3
	Die Bereitstellung der finanziellen Mittel kann als fair betrachtet werden.

	4
	angesichts der Zielgruppe sind Mitnahmeeffekte nicht ausgeschlossen. Es darf erwartet werden, dass sich die Standesorganisationen um eine adäquate Information ihrer Mitglieder bemühen.

	5
	Nebeneffekte sind kaum zu erwarten

	6
	Informationsdefizite auf Seiten der Unternehmen können durch eine einmalige Förderung überwunden werden.


13 - MW
	Innovationsförderung in KMU - mit GA
Optimierung mittestandsbezogener Finanzierungsinstrumente

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,65
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Ausreichende Finanzierung für innovationsorientierte KMU hilfreich für das Wachstums- und Beschäftigungsziel

	2
	Mit einer entsprechenden Förderung kann das intendierte Ziel erreicht werden.

	3
	Die Kosteneffizienz der Bereitstellung hängt vom gewählten Instrument ab. Vorzuziehen wäre eine Finanzierung, die das Risiko aber beim Unternehmen belässt.

	4
	Mitnahmeeffekte können nicht ausgeschlossen werden

	5
	Nebeneffekte auf Umwelt und Wirtschaft sind nicht zu erwarten.

	6
	Preise für Kapital (Zinsen) sind nicht durch den Staat determiniert. Daher ist eine Preiskorrektur das einzig mögliche Instrument.


15 - MW
	Innovationsassistentenförderung
Nr. 235 MW

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,65
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die technologische Leistungsfähigkeit von Unternehmen ist eine wichtige Determinante für die Forcierung des Wachstumprozesses in einer Region. Durch Innovationsassistenten wird wissenschaftliches Know-how in die Unternehmen transferiert und deren Leistungsfähigkeit gesteigert, die Maßnahme ist somit angemessen

	2
	Durch die Förderung werden innovative Aktivitäten in Unternehmen initiiert, die Maßnahme ist effektiv

	3
	Die Kosteneffizienz wird seitens der Evaluatoren eher als neutral gesehen, da die Finanzierung über Zuschüsse erfolgt.

	4
	Es sind z.T. Mitnahmeeffekte zu erwarten, da Unternehmen auch ohne Förderung wissenschaftlichen Nachwuchs im Unternehmen einstellen würden.

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Es wird keine Möglichkeit gesehen, dass die Korrektur der relativen Preise für innovative Aktivitäten auf direkterem Wege erreicht werden könnte. Staatliches Handeln ist somit gerechtfertigt.


16 - MW
	Förderung von Kooperationen, Netzwerken und Clustern sowie Einrichtungen des Wissens- und Technologietransfers
Nr. 216 MW

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Forschung und Entwicklung sind einer der zentralen Antriebsfedern für das Wachstum und die Wettbewerbsfähigkeit

	2
	Die Ausgestaltung der Förderrichtlinie lässt auf Effektivität schließen

	3
	Kosteneffizienz fair

	4
	Mitnahmen sind möglich, werden aber nicht im Vordergrund stehen

	5
	keine weiteren Nebenziele

	6
	Externalitäten der FuE-Förderung rechtfertigen die Intervention


17 - MW
	Förderung des Schutzes und der Verwertung von Innovationen
Nr. 234 MW

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	0
	0
	-1
	0
	0
	0,15
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Forschung und Entwicklung sind zentrale Triebfedern für die langfristige Wettbewerbsfähigkeit, daher ist ihre Förderung angemessen.

	2
	Das Ziel, die Innovationstätigkeit der Thüringer Wirtschaft zu erhöhen, kann mit der Beratung wie Schutzrechte kaum erreicht werden, etc. nicht effektiv erreicht werden.

	3
	Kosteneffizienz ist fraglich (hohe Fördersätze)

	4
	es sind hohe Mitnahmeeffekte zu erwarten

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Spezifische Marktunvollkommenheiten, die eine Intervention rechtfertigen, sind kaum zu erkennen


18 - MW
	Förderung des Aufbaus der Informationsgesellschaft
Nr. 232 MW

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,65
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme verfolgt sowohl gesellschaftliche, aber in erster Linie auch wirtschaftliche Ziele. Durch die Unterstützung des Aufbaus von Netzwerken und die Bereitstellung der Informationen für die Allgemeinheit kann von einem positiven Beitrag zu Wachstum und Beschäftigung in der langen Frist ausgegangen werden.

	2
	Mit der Förderung kann das Ziel, die Einführung von Informations-Kommunikations- und Medientechnologien als Querschnittstechnologie, erreicht werden. Die Effektivität der Maßnahme ist somit gegeben

	3
	Die Kosteneffizienz wird als neutral gesehen, da die Finanzierung über Zuschüsse erfolgt.

	4
	Mitnahmepotenziale sind deutlich vorhanden, da sowohl KMU als auch Privatpersonen auch ohne öffentliche Förderung ein hohes Interesse daran haben, I&K-Technologien einzusetzen um Nutzenvorteile zu erzielen

	5
	Nebeneffekte sind nicht zu erkennen

	6
	Wie bereits in Bezug auf die Frage der potenziellen Mitnahmen skizziert, dürften KMU und Private ein hohes persönliches Interesse an I&K-Technologien haben. Es ist somit fraglich, ob die relativen Preise wirklich seitens des Staates korrekturbedürftig sind. Eventuell rechtfertigen Netzwerkexternalitäten eine Förderung.


19 - MW
	Personalaustausch

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,65
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Austausch von Wissen  und Vernetzung von Wissenschaft und Unternehmen trägt zu Wachstum und Beschäftigung bei.

	2
	Im Prinzip  ist diese Maßnahme gut geeignet einen Zielbeitrag zum intendierten Ziel zu leisten. Problem könnten Mitnahmeeffekte sein, was bei der Formulierung der Richtlinie zu beachten ist.

	3
	faire Kosteneffizienz

	4
	Mitnahmeeffekte können nicht ausgeschlossen werden

	5
	Nebeneffekte, die über die intendierten Zwecke hinausgehen, sind nicht zu erwarten.

	6
	Preiskorrektur um Hochqualifizierte zu beschäftigen ist angemessen.


20 - MK
	Lehrerfort- und Lehrerweiterbildung

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Qualifikation der Lehrer und die intendierte Weitergabe des Wissens tragen zu den  Wachstums- und Beschäftigungszielen bei

	2
	Durch die Förderung kann die Qualifikation der Lehrer erreicht werden

	3
	faire Kosteneffizienz

	4
	Mitnahmeeffekte sind kaum zu erwarten

	5
	Es werden keine Nebeneffekte gesehen

	6
	Es handelt sich um ein öffentliches, meritorisches Gut. Ohne die Bereitstellung staatlicher Mittel könnte die Maßnahme nicht realisiert werden


21 - MK
	IT-Ausstattung allgemein bildender und berufsbildender Schulen 
Nr. 95 MK

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Insgesamt langfristiger Beitrag zum Wirtschaftsziel über die Erlangung von Medienkompetenz und damit die Voraussetzung für lebenslanges (selbstständiges) Lernen.

	2
	Förderung von grundlegender Infrastruktur ist notwendig, um das intendierte Ziel erreichen zu können.

	3
	Effizienz prinzipiell gegeben, da Anschaffungskosten auf Marktpreisen basieren. Zum Teil aber noch Potenziale für eine bessere Auslastung gegeben.

	4
	Mitnahmeeffekte in Form von Ausstattung über Bedarf möglich, aber als "geringfügig" (keine großen) einzuordnen.

	5
	Nebeneffekte nicht zu erwarten.

	6
	Öffentliches Gut. Ausstattung der öffentlichen Bildungseinrichtungen!


22 - MK
	Bau- und Ausstattungsförderung allgemeinbildender  und berufsbildender Schulen

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Insgesamt langfristiger Beitrag zum Wirtschaftsziel auf der Ebene Sachsen-Anhalts.

	2
	Ziel der Steigerung der Ausbildungsfähigkeit von KMU wird durch die Förderung prinzipiell erreicht. Geprüft werden sollte aber, ob in Sachsen-Anhalt eingrundsätzliches Defizit an außer- und überbetrieblichen Berufsbildungseinrichtungen festzustellen ist.

	3
	Bau- und Ausstattungskosten richten sich an Marktpreisen, insgesamt faire Kosten der Bereitstellung.

	4
	Mitnahmeeffekte (Überdimensionierung) sind bei einer Förderung von 85% der Kosten nicht auszuschließen, insgesamt aufgrund der Finanzsituation aber gemäßigt.

	5
	keine weiteren Nebeneffekte

	6
	Öffentliches Gut gegeben.


23 - MK
	MK 40

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	1
	0
	1
	0,74
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Förderung zielt ab auf die Überwindung struktureller Hemmnisse bei der Erreichung von Chancengleichheit, auf innovative Forschungsverbünde, die strukturelle Reform des Hochschulwesens, die Entwicklung von Software für die Lehre und die Einführung neuer Graduiertenstudiengänge. Da ein funktions- und entwicklungsfähiges Forschungs- und Bildungssystem zentral für die Erreichung des Wirtschaftszieles ist, ist der Beitrag zum Wirtschaftsziel mit "sehr wichtig" zu bewerten.

	2
	Die Fördergegenstände (bzw. die einzelnen Programme) tragen insgesamt zur Weiterentwicklung von Hochschule und Wissenschaft sowie zur Realisierung der Chancengleichheit in Forschung und Lehre bei.

	3
	Marktnahe Alternativen sind nicht gegeben, daher faire Kosteneffizienz

	4
	Mitnahmen sind zwar möglich, aber sehr unwahrscheinlich

	5
	keine zusätzlichen Effekte

	6
	Bildung und Chancengleichheit sind meritorische Güter


23 - MK
	MK 42

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	1
	0
	1
	0,75
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die (Bund/Länder-) Exzellenzinitiative umfasst die Förderung von Graduiertenschulen, Exzellenzclustern und einer Gesamtstrategie für universitäre Spitzenforschung. Die fokussierte Förderung des Forschungs- und Bildungssystems trägt über die gestärkte Innovationskraft zur Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit bei.

	2
	Ex ante ist davon auszugehen, dass die Ziele der Förderung prinzipiell erreicht werden. Die Organisation und Weiterentwicklung von Exzellenzclustern ist geeignet, um eine "Leistungsspirale in Gang zu setzen". Das "Anheben der Qualität des Hochschul- und Wissenschaftsstandortes Deutschland in der Breite" wird durch die Graduiertenschulen und durch Spill-over Effekte der Exzellenzcluster unterstützt.

	3
	die Förderung erfolgt über Pauschalen, was einerseits den Verwaltungsaufwand niedrig hält aber andererseits einen Anreiz zu Ineffizienzen bei der Mittelverwendung bietet.

	4
	Mitnahmen sind zwar möglich, aber sehr unwahrscheinlich

	5
	keine zusätzlichen Effekte

	6
	Externalitäten sind zu erwarten, Forschungsergebnisse sind öffentlich zugänglich


24 - MLU
	Umweltbonus

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Umweltbonus ist auf umweltspezifische Ziele ausgerichtet. Wachstums- und Beschäftigungsziele eher wenig betroffen, obwohl es sich hier um Ergänzungen zu Investitionsvorhaben in den physischen Kapitalstock Sachsen-Anhalts handelt.

	2
	Mit dem Umweltbonus wird eine Ergänzung zum Investitionsvorhaben gewährt. Die Freiwilligkeit der Umweltschutzinvestition und die über den gesetzlichen Normen liegende Investition wird vorausgesetzt. Dieses wird  im Einzelfall entschieden. Das intendierte Ziel kann über dieses Vorgehen erreicht werden.

	3
	Kosteneffizienz ist fair

	4
	Mitnahmeeffekte können sind nicht auszuschließen. Betriebliche Kosteneffizienz der Umweltschutzinvestition kann nicht überprüft werden. So kann es für Unternehmen sinnvoll sein, Investitionen in den Umweltschutz vorzunehmen, die über den gesetzlichen Nor

	5
	Es werden keine Nebeneffekte gesehen

	6
	Preiskorrektur ist nicht politikinduziert.


25 - MLU
	Beratungen zur Verbesserung der Umwelteffizienz

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Umweltschutz über Humankapitalqualifikation steht im Vordergrund.

	2
	Projektförderung kann sich auf eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen erstrecken. Und wird den Antragstellern überlassen. Förderung kann in Bezug auf die intendierten Ziele als effektiv betrachtet werden.

	3
	Es handelt sich um eine "faire" Bereitstellung der Fördermittel, wie üblich bei der Gewährung von Zuschüssen

	4
	Mitnahmeeffekte sind gering, aber nicht auszuschließen.

	5
	Es werden keine Nebeneffekte gesehen, Umwelteffekte sind der Hauptzweck und temporäre Wachstums- und Beschäftigungseffekte gehen mit jeder staatlichen Förderung einher.

	6
	Auf Grund von öffentlichen Informationsdefiziten kann eine Förderung gerechtfertigt werden


26 - MW
	GRW (gewerblich)

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,65
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Investitionen in den privaten Kapitalstock sind entsprechend der ökonomischen Theorie eine zentrale Variable zur Forcierung des langfristigen, wirtschaftlichen Wachstumprozesses

	2
	Die Förderrichtlinie baut auf einem bewährten Instrument zur Förderung der Investitionstätigkeit auf. Die Maßnahme wird als "effektiv" in Bezug auf die Erhöhung der Investitionstätigkeit gesehen.

	3
	faire Bereitstellung von öffentlichen Mitteln über Zuschüsse, keine Ineffizienzen a priori sichtbar, allerdings ist auch kein "Best-Practice" Ansatz ersichtlich

	4
	Mitnahmeeffekte sind sehr wahrscheinlich, Investitionen werden aus einer Vielzahl von Motiven vorgenommen.

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Es ist nicht möglich die Preiskorrektur auf direkterem Weg zu erzeugen, insbesondere liegt keine durch die Politik induzierte Preisverzerrung vor. Die Legitimation für staatliches Handeln ist somit gegeben


27 - MW
	KMU-Darlehensfonds Sachsen-Anhalt

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	1
	1
	1
	0
	0
	1
	0,85
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme ist angemessen, um das Wirtschaftsziel in Form von Wachstums- und Beschäftigungseffekten, zu erreichen. Der Staat zielt durch die Förderung auf das Marktversagen des Kapitalmarktes für bestimmte Unternehmenstypen ab

	2
	Effektivität ist dadurch gegeben, dass der Staat das Kapitalmarktversagen, welches für KMU besteht, korrigiert.

	3
	Die Kosteneffizienz ist gegeben (und besser als bei Zuschüssen in den obigen Fördermaßnahmen). Es handelt sich somit um eine "Best practice"-Bereitstellung im Bereich der Kosteneffizienz

	4
	Mitnahmeeffekte sind möglich

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Die negative Verzerrung des Kapitalmarktes ist nicht politikinduziert, die diskretionäre staatliche Intervention ist somit gerechtfertigt


28 - MW
	Beratungsprogramm des Landes Sachsen-Anhalt (ergänzende Mittelstandsförderung)

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	-1
	0
	1
	0,55
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme ist prinzipiell angemessen, um die Leistungsfähigkeit der Unternehmen anzuheben und somit positive Beiträge für den Wachstums- und Beschäftigungsprozess zu initiieren

	2
	Richtlinie muss den Anschub in den Vordergrund stellen und ist keine Daueraufgabe

	3
	Kosteneffizienz ist neutral

	4
	Hohe Mitnahmen sind zu erwarten, da es sich um Beratungsleistungen handelt, an denen ein Unternehmen als internalisierbare Investitionen ein unmittelbares Eigeninteresse auch ohne staatliche Förderung haben müsste

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Informationslücken rechtfertigen eine einmalige Anschubfinanzierung


29 - MW
	Risiko- und Beteiligungskapital

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	1
	1
	1
	0
	0
	1
	0,85
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme ist angemessen, um das Wirtschaftsziel in Form von Wachstums- und Beschäftigungseffekten, zu erreichen. Der Staat zielt durch die Förderung auf das Marktversagen des Kapitalmarktes für bestimmte Unternehmenstypen ab

	2
	Die Effektivität der Maßnahme ist grundsätzlich gut; eventuell sollte auf eine Vermischung von Aufgaben (einerseits Finanzierung, andererseits Transfer von Forschungsergebnissen) zugunsten eines marktnahen Finanzierungsinstrumentes für technologieintensive Unternehmen verzichtet werden

	3
	Kosteneffizienz ist durch die marktnahe Bereitstellung gegeben

	4
	Mitnahmeeffekte sind möglich

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Die negative Externalität des verhinderten Marktzutritts ist nicht politikinduziert, ein staatlicher Eingriff somit der direkteste Weg zur Korrektur der relativen Preise


30 - MLU
	Geothermieoffensive

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Heterogene Zielsetzung, Pilotvorhaben können einen Beitrag zu Wachstum und Beschäftigung leisten

	2
	Effektivität im Hinblick auf die intendierten Ziele ist dann problematisch, wenn Private als Empfänger der Förderung angesprochen werden. Wird hingegen der Schwerpunkt auf die Pilotvorhaben gelegt, kann von einer effizienten Zielerreichung gesprochen werden.

	3
	Kosteneffizienz ist neutral

	4
	Moderate Mitnahmemöglichkeiten bestehen.

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Öffentliches Gut, positive Externalitäten sind gegeben. Allerdings ist Vorsicht bei der Förderung Privater geboten!


31 - MLU
	Hochwasserschutz

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Hochwasserschutz zählt zur elementaren Basisinfrastruktur.

	2
	Förderung trägt effektiv zum Hochwasserschutz bei.

	3
	Die auszuführenden Arbeiten werden ausgeschrieben, dadurch sind faire Bereitstellungskosten zu erwarten.

	4
	Beim Hochwasserschutz sind Mitnahmeeffekte nicht zu erwarten.

	5
	Keine expliziten weiteren Nebeneffekte.

	6
	Gewässer- und Hochwasserschutz sind öffentliche Güter.


32 - MLU
	Infrastruktur - Ländlicher Wegebau
EFRE Art. 3, 4 und 9

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	1
	1
	0,58
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Zwar sind Effizienzvorteile zu erwarten, aber die gesamtwirtschaftliche Bedeutung des Agrarsektors/ländlichen Raums ist gering.

	2
	Wegebau (hier auch Verbindungswege / Straßenbau)  fördert die Sektorproduktivität. Das Ziel der Maßnahme wird somit effektiv erreicht

	3
	Die Kosteneffizienz wird als "fair" bewertet, da keine Hinweise auf eine ineffiziente Vergabe der Fördermittel vorliegen

	4
	Die Mitnahmeeffekte sind wegen Kooperationsexternalitäten als gering einzustufen, dennoch kann ein Mitnahmepotenzial nicht ganz ausgeschlossen werden

	5
	Mögliche negative Umwelteffekte sind wegen des Beachtens ökologischer Erfordernisse kaum relevant und werden nicht negativ bewertet. Positive Effekte ergeben sich aus dem Multiple-use der Verkehrswege für Tourismus.

	6
	Es werden Infrastrukturen bereitgestellt. Hier handelt es sich um ein klassisches, öffentliches Gut


33 - MLU
	Klimaschutz

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	1
	1
	0,58
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Investitionen in die öffentliche Infrastruktur unter Beachtung von Umweltaspekten. Primäres Förderziel Reduktion der Umweltbelastung

	2
	Vielfältige Förderziele, die sich ergänzen von der Förderung von Investitionen bis zur Information über Energiesparmöglichkeiten

	3
	Die Kosteneffizienz wird als fair eingestuft

	4
	Mitnahmeeffekte sind kaum möglich

	5
	Positive Nebeneffekte durch Verbesserung der Informationen über Klimaschutz usw.

	6
	Ohne öffentliche Förderung nicht zu realisieren und im öffentlichen Interesse.


34 - MLU
	Luftreinhaltung, Emissionsminderung

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,45
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Maßnahmen zum Umweltschutz steht im Vordergrund

	2
	Mit der Förderung kann ein Beitrag zur Durchführung von Demonstrationsanlagen geleistet werden. Daneben wird auch der Umstieg bei Anschaffung und Neuanschaffung von Fahrzeugen und Gastankeinrichtungen unterstützt.

	3
	Die Bereitstellung der Finanzmittel kann als angemessen bezeichnet werden.

	4
	Mitnahmeeffekte sind nicht ausgeschlossen. Es ist durchaus möglich, dass Fördermittelempfänger auch ohne die Fördermittel die Investition vorgenommen hätten.

	5
	Nebeneffekte auf die langfristige Wirtschaftsentwicklung sind plausibel.

	6
	Preisreduktion ist als effizientes Mittel anzusehen, um die Zahl der Investitionen mit dem intendierten Ziel zu erreichen.


35 - MLU
	nachhaltige, umweltintegrierte Entwicklung
Nr. 164

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Kann je nach thematischem Schwerpunkt der Konzepte und Kooperationsvereinbarungen dazu beitragen, dass sich die betreffende Teilregion wettbewerbsfähiger aufstellen und eine nachhaltigere Regionalentwicklung induzieren kann. Wirkung des Fördergegenstandes im Hinblick auf die Erreichung der Ziele ist allerdings nur mittelbar.

	2
	Kann zu konzeptionell und strategisch besser ausgerichteter (kleinräumiger) Wirtschaftsförderungs- und Infrastrukturpolitik führen. Es können bedeutsamere Projekte angestoßen werden, die die betreffende Region auch im überregionalen Standortwettbewerb besser profilieren und positionieren.

	3
	Die Kosteneffizienz wird als fair eingestuft

	4
	Im Sinne eines kooperativen, effektiven und nachhaltigen Verwaltungshandelns und im Hinblick auf eine bessere Leistungsfähigkeit der Kommunalverwaltung sollten  interkommunale Kooperation und über kommunale Entwicklungskonzepte eigentlich zu den Pflichtau

	5
	keine zusätzlichen Nebeneffekte

	6
	Die Erstellung von regionalen Entwicklungskonzepten und der Zusammenschluss zu interkommunaler Kooperation haben einen gesamtwirtschaftlichen Nutzen und sind politisch erwünscht, insofern hat die Förderung den Charakter eines öffentlichen Gutes.


36 - MLU
	Umsetzung des Verbundsystems NATURA 2000

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	1
	1
	0,58
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Maßnahme dient dem Umweltziel

	2
	Intendiertes Ziel kann durch die Berichtspflichten auch langfristig erreicht werden

	3
	Die Bereitstellung über einen Zuschuss kann als fair bezeichnet werden.

	4
	Mitnahmeeffekte sind hier als gering einzuschätzen

	5
	Positive Effekte auf die Einkommensdiversifikation im ländlichen Raum

	6
	Öffentliches Gut


38 - MLU
	Bau von öffentlichen Trinkwasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme bewirkt die Errichtung einer Basisinfrastruktur.

	2
	Die intendierten Ziele einer Sanierung im Versorgungsbereich und einer Erhöhung des Anschlussgrades an die öffentlichen Kanalisation sowie der Steigerung der Qualität der Abwasseraufbereitung werden mit der Förderung adäquat erreicht

	3
	Die Projekte werden ausgeschrieben, die auszuführenden Projekte werden von privaten Unternehmen ausgeführt werden. Insgesamt wird daher von fairen Bereitstellungskosten. Es handelt sich um ein Standardverfahren zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen. Spezielle Instrumente zur Effizienzsteigerung bzw. -kontrolle sind nicht bekannt

	4
	Es sind aufgrund der spezifischen Eigenschaften der Maßnahme (Basisinfrastruktur) keine Mitnahmeeffekte zu erwarten.

	5
	Keine Nebeneffekte

	6
	Die Bereitstellung der Maßnahme stellt ein öffentliches Gut, welches privat nicht bereitgestellt werden würde


39 - MLU
	Abfallvermeidung/-verwertung/-beseitigung
Verschiedene Fördertatbestände, öffentliche Infrastruktur aber auch die Förderung privater Haushalte und von Unternehmen, bewertet wird hier nur der Teil der öffentlichen Infrastruktur

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Teil der Basisinfrastruktur,  kein wesentlicher Beitrag zum langfristigen Wachstum und zur Beschäftigung

	2
	intendierte Ziel kann erreicht werden

	3
	Die Kosteneffizienz wird als fair eingestuft

	4
	Mitnahmeeffekte sind hier als gering einzuschätzen

	5
	Keine Nebeneffekte

	6
	Die Bereitstellung der Maßnahme stellt ein öffentliches Gut, welches privat nicht bereitgestellt werden würde


40 - MLU
	Biomassenutzung
Fördermittelempfänger: Private, Unternehmen, öffentliche Einrichtungen

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,45
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Umweltpolitische Zielsetzung steht im Vordergrund der Förderung. Nebenaspekte sind Wachstum und Beschäftigung. Dieses wird unter Kriterium 5 positiv hervorgehoben.

	2
	Die Förderung der Einrichtung kann mit diesem Programm erreicht werden

	3
	Bereitstellungskosten werden als fair angenommen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind zu erwarten. Abhängig von der Ausgestaltung der Förderung

	5
	Positive Nebeneffekte auf Wachstum und Beschäftigung

	6
	Preisreduktion ist als effizientes Mittel anzusehen, um die Zahl der Investitionen mit dem intendierten Ziel zu erreichen.


41 - MLU
	Wiederherrichtung von Brach- und Konversionsflächen

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Durch die Wiederherrichtung werden in erster Linie umweltpolitische Ziele verfolgt

	2
	Die intendierten Ziele können mit der Förderung erreicht werden

	3
	Bereitstellungskosten werden als fair angenommen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind weitgehend ausgeschlossen.

	5
	keine zusätzlichen Effekte

	6
	Es handelt sich um ein öffentliches Gut


42 - MW
	GRW (Infrastruktur)

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Wirtschaftsnahe Infrastruktur dient in erste Linie der Verstärkung des wirtschaftlichen Wachstums. Diese These stützt sich auf einen breiten Konsens in der ökonomischen Literatur

	2
	Die Förderrichtlinie hat die richtige Ausgestaltung zur Förderung der wirtschaftsnahen Infrastruktur

	3
	faire Bereitstellung von öffentlichen Mitteln über Zuschüsse, keine Ineffizienzen a priori sichtbar, allerdings ist auch kein "Best-Practice" Ansatz ersichtlich

	4
	Mitnahmeeffekte sind möglich, Gewerbegebiete wären durch Kommunen auch ohne Förderung (oder kleiner) ausgewiesen worden

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Es handelt sich um ein klassisches, öffentliches Gut


43 - MW
	MW 225

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,65
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme erscheint prinzipiell angemessen, um wirtschaftliche Impulse im Bereich Tourismus zu initiieren. Davon können dann gesamtwirtschaftliche Effekte ausgehen.

	2
	Hierbei wird ein Zuschuss an die DZT u.a. gegeben, die eine gemeinsame Vermarktung gewährleisten. Das intendierte Ziel kann hierüber erreicht werden.

	3
	Eine Finanzierung über nicht rückzahlbare Zuschüsse ist wahrscheinlich, die Kosteneffizienz wird daher als fair eingestuft

	4
	Mitnahmepotenziale sind deutlich vorhanden, da Werbungsmaßnahmen wahrscheinlich auch ohne staatliche Förderung durchgeführt werden würden

	5
	Keine Nebeneffekte erkennbar

	6
	Ohne staatliche Förderung wird dieses regionsspezifische Marketing nicht stattfinden.


43 - MW
	MW 209

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,65
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme erscheint prinzipiell angemessen, um wirtschaftliche Impulse im Bereich Tourismus zu initiieren. Davon können dann gesamtwirtschaftliche Effekte ausgehen.

	2
	Hierbei wird ein Zuschuss an die DZT u.a. gegeben, die eine gemeinsame Vermarktung gewährleisten. Das intendierte Ziel kann hierüber erreicht werden.

	3
	Eine Finanzierung über nicht rückzahlbare Zuschüsse ist wahrscheinlich, die Kosteneffizienz wird daher als fair eingestuft

	4
	Mitnahmepotenziale sind deutlich vorhanden, da Werbungsmaßnahmen wahrscheinlich auch ohne staatliche Förderung durchgeführt werden würden

	5
	Keine Nebeneffekte erkennbar

	6
	Ohne staatliche Förderung wird dieses regionsspezifische Marketing nicht stattfinden.


44 - MW
	Bergbausanierung

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,53
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme verfolgt  vorrangig ein Umweltziel. Bezogen auf das Zielsystem besteht kein Beitrag zum Wirtschaftsziel.

	2
	Förderung trägt zur Zielerreichung der Beseitigung von Gefahren aus unter- oder obertägigem Bergbau bei. Die Maßnahme ist somit effektiv

	3
	Die auszuführenden Arbeiten werden ausgeschrieben, dadurch sind faire Bereitstellungskosten zu erwarten.

	4
	Laut Förderpraxis wendet sich die Maßnahme nur an öffentliche Zuwendungsempfänger bzw. natürliche und juristische Personen, die nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind. Dann sind wegen planungsrechtlicher Vorgaben zur späteren Nutzung keine Mitnahmeeffekte zu erwarten.

	5
	Mit der Bergbausanierung werden mögliche Folgeschäden bei Dritten verhindert. Dies geht über den reinen Umwelteffekt hinaus und kann als positiv bewertet werden.

	6
	Bodenqualität ist ein öffentliches Gut.


45 - MS
	MS 36

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,42
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die soziale Zielsetzung besteht in der Stärkung von Familie als wichtige Lebensgemeinschaft unserer Gesellschaft durch den Aufbau / Ausbau der dafür notwendigen Infrastrukturen.

	2
	Die Maßnahme ist gut geeignet, um die Zielsetzung der Förderung zu erfüllen

	3
	Bereitstellungskosten werden als fair angenommen.

	4
	Moderate Mitnahmemöglichkeiten bestehen.

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Die Bereitstellung derartiger Infrastrukturen kann als öffentliches Gut angesehen werden. Ohne staatliche Unterstützung käme ein solches Angebot nicht zu Stande.


45 - MS
	MS 27

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,42
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	soziale Zielsetzung, keine wirtschaftlichen Ziele

	2
	Effektivität im Hinblick auf die verfolgten Zwecke ist gegeben.

	3
	Durch Fehlbetragsfinanzierung, Abrechnung nach tatsächlichen Kosten und ehrenamtliches Engagement wird die Kosteneffizienz als gut eingestuft

	4
	Moderate Mitnahmemöglichkeiten bestehen.

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Unterstützung von Selbsthilfegruppen kann als staatliche Aufgabe klassifiziert werden, wenn dadurch positive Externalitäten entstehen. Besserer Informationsstand etc.


46 - MS
	Investitionen im Bereich niedergelassene Ärzte/Ärztemangel im ländlichen Raum

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,42
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	soziale Zielsetzung, keine wirtschaftlichen Ziele

	2
	Mit der Förderung kann durchaus ein Beitrag zur Erreichung des intendierten Ziels erreicht werden

	3
	es wird von einer fairen Kosteneffizienz ausgegangen

	4
	Mitnahmepotenziale sind vorhanden

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Flächendeckende ärztliche Versorgung kann als ein öffentliches Gut angesehen werden.


47 - MS
	Investitionen im Bereich Kindertagesstätten
MS 34

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme verfolgt primär eine soziale Zielsetzung; die kindliche Erziehung ist jedoch auch eine erste Säule der allgemeinen (Aus-)Bildung und trägt langfristig zum Wissenskapital in der Gesellschaft bei. Letzteres ist ein wichtiger Faktor im Wachstumsprozess

	2
	Die Maßnahme trägt durch die Bereitstellung einer qualitätsorientierten und bedarfgerechten Kindertagesbetreuung effektiv dazu bei, soziale und erzieherische Zielsetzungen zu erfüllen

	3
	Die Kosten der Bereitstellung werden als fair eingestuft.

	4
	Es sind lediglich moderate Mitnahmeeffekte zu erwarten

	5
	Es sind keine Nebeneffekte zu beobachten

	6
	Die Gewährleistung einer adäquaten Betreuung und Erziehung von Kindern ist ein öffentliches Gut. Bei der Umsetzung ist allerdings auf den tatsächlichen Ausstattungsgrad zu achten.


48 - MBV
	Landesstraßenbau

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,53
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Funktionsfähige Verkehrswege dienen der öffentlichen Daseinsvorsorge und tragen somit zur Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse bei.

	2
	Alle definierten Fördertatbestände unterstützen die spezifischen Zielsetzungen.

	3
	Alle Bauleistungen werden über Ausschreibungen vergeben, in denen sich in der Regel die wirtschaftlichsten Angebote durchsetzen. Weitere Informationen zur Effizienz der verwaltungsmäßigen Umsetzung und des Verhältnisses zwischen Mitteleinsatz  und Output

	4
	Mitnahmeeffekte sind nicht auszuschließen, allerdings zwingen knapper werdende Mittel die Kommunen zunehmend dazu, nur zentrale Vorhaben durchzuführen.

	5
	Der Umbau und der Ausbau von Verkehrswegen stehen im Vordergrund. Positive Nebeneffekte auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit können erwartet werden

	6
	Straßeninfrastruktur ist ein öffentliches Gut


49 - MBV
	Förderung des kommunalen Straßenbaus
MBV 188,189

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,53
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Funktionsfähige Verkehrswege dienen der öffentlichen Daseinsvorsorge und tragen somit zur Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse bei. Der Beitrag zum wirtschaftlichen Wachstum  ist  bei kommunalen Verkehrswegen aber eher gering

	2
	Alle definierten Fördertatbestände unterstützen die spezifischen Zielsetzungen.

	3
	Alle Bauleistungen werden über Ausschreibungen vergeben, in denen sich in der Regel die wirtschaftlichsten Angebote durchsetzen. Weitere Informationen zur Effizienz der verwaltungsmäßigen Umsetzung und des Verhältnisses zwischen Mitteleinsatz  und Output

	4
	Mitnahmeeffekte sind nicht auszuschließen, allerdings zwingen knapper werdende Mittel die Kommunen zunehmend dazu, nur zentrale Vorhaben durchzuführen.

	5
	Der Umbau und der Ausbau von Verkehrswegen stehen im Vordergrund. Positive Nebeneffekte auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit können erwartet werden

	6
	Straßeninfrastruktur ist ein öffentliches Gut


50 - MBV
	Technologieförderung für Erdgas-Niederflur-Linienomnibusse (mit EU-Notifizierung)
MBV 184, 185

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,53
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Investitionen in die Infrastruktur im ÖPNV,  die öffentliche Daseinsvorsorge steht im Vordergrund

	2
	Alle definierten Fördertatbestände unterstützen die spezifischen Zielsetzungen, die Sicherung und Aufrechterhaltung eines bedarfsgerechten ÖPNV-Angebotes zu gewährleisten

	3
	Alle Bauleistungen werden über Ausschreibungen vergeben, in denen sich in der Regel die wirtschaftlichsten Angebote durchsetzen. Weitere Informationen zur Effizienz der verwaltungsmäßigen Umsetzung und des Verhältnisses zwischen Mitteleinsatz  und Output

	4
	Mitnahmeeffekte dürften nur mäßig auftreten, da der ÖPNV defizitär ist. Die notwendigen Investitionen können in aller Regel nicht ohne Förderung realisiert werden.

	5
	Der ÖPNV hat positive Umwelteffekte

	6
	Der ÖPNV übernimmt eine öffentliche Versorgungsfunktion, die ohne staatlichen Eingriff in der Regel nicht im ausreichenden Maße bereitgestellt werden kann (meritorisches Gut)


51 - MBV
	Förderung in die Straßenbahninfrastrukturen
MBV 184, 185

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,53
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Investitionen in die Infrastruktur im ÖPNV,  die öffentliche Daseinsvorsorge steht im Vordergrund

	2
	Alle definierten Fördertatbestände unterstützen die spezifischen Zielsetzungen, die Sicherung und Aufrechterhaltung eines bedarfsgerechten ÖPNV-Angebotes zu gewährleisten

	3
	Alle Bauleistungen werden über Ausschreibungen vergeben, in denen sich in der Regel die wirtschaftlichsten Angebote durchsetzen. Weitere Informationen zur Effizienz der verwaltungsmäßigen Umsetzung und des Verhältnisses zwischen Mitteleinsatz  und Output

	4
	Mitnahmeeffekte dürften nur mäßig auftreten, da der ÖPNV defizitär ist. Die notwendigen Investitionen können in aller Regel nicht ohne Förderung realisiert werden.

	5
	Der ÖPNV hat positive Umwelteffekte

	6
	Charakter als öffentliches Gut im Sinne von meritorischem Gut gegeben.


52 - MBV
	Förderung der Infrastruktur im Schienengüterverkehr
MBV 192

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Schieneninfrastruktur ist Teil der öffentlichen Verkehrsinfrastruktur und hat oftmals einen bedeutenden Einfluss auf die wirtschaftliche Entwicklungsperspektive.

	2
	Mit der Förderung wird der Aufbau der Infrastrukturen effektiv gefördert.

	3
	Alle Bauleistungen werden über Ausschreibungen vergeben, in denen sich in der Regel die wirtschaftlichsten Angebote durchsetzen. Weitere Informationen zur Effizienz der verwaltungsmäßigen Umsetzung und des Verhältnisses zwischen Mitteleinsatz  und Output

	4
	Mitnahmeeffekte sind nicht auszuschließen, insbesondere weil die Fördermittelempfänger private Unternehmen sind.

	5
	Schieneninfrastruktur führt zu einer Entlastung des Individualverkehrs und hat positive Nebeneffekte auf die Umwelt

	6
	Schieneninfrastruktur ist ein öffentliches Gut.


53 - MLU
	MLU 163

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,50
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Umweltschutz über Humankapitalqualifikation steht im Vordergrund.

	2
	Projektförderung kann sich auf eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen erstrecken. Und wird den Antragstellern überlassen. Förderung kann in Bezug auf die intendierten Ziele als effektiv betrachtet werden.

	3
	Es handelt sich um eine "faire" Bereitstellung der Fördermittel, wie üblich bei der Gewährung von Zuschüssen

	4
	Mitnahmeeffekte sind gering, aber nicht auszuschließen.

	5
	Es werden keine Nebeneffekte gesehen

	6
	Auf Grund von öffentlichen Informationsdefiziten kann eine Förderung gerechtfertigt werden


53 - MLU
	MLU 164

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Kann je nach thematischem Schwerpunkt der Konzepte und Kooperationsvereinbarungen dazu beitragen, dass sich die betreffende Teilregion wettbewerbsfähiger aufstellen und eine nachhaltigere Regionalentwicklung induzieren kann. Wirkung des Fördergegenstandes im Hinblick auf die Erreichung der Ziele ist allerdings nur mittelbar.

	2
	Kann zu konzeptionell und strategisch besser ausgerichteter (kleinräumiger) Wirtschaftsförderungs- und Infrastrukturpolitik führen. Es können bedeutsamere Projekte angestoßen werden, die die betreffende Region auch im überregionalen Standortwettbewerb besser profilieren und positionieren.

	3
	Die Kosteneffizienz wird als fair eingestuft

	4
	Im Sinne eines kooperativen, effektiven und nachhaltigen Verwaltungshandelns und im Hinblick auf eine bessere Leistungsfähigkeit der Kommunalverwaltung sollten  interkommunale Kooperation und über kommunale Entwicklungskonzepte eigentlich zu den Pflichtau

	5
	keine zusätzlichen Nebeneffekte

	6
	Die Erstellung von regionalen Entwicklungskonzepten und der Zusammenschluss zu interkommunaler Kooperation haben einen gesamtwirtschaftlichen Nutzen und sind politisch erwünscht, insofern hat die Förderung den Charakter eines öffentlichen Gutes.


55 - MW
	Existenzgründungen von Frauen

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,65
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme zielt auf die Erhöhung der Existenzgründungstätigkeit von Frauen, die Zielsetzung ist gesellschaftspolitisch und wachstumspolitisch relevant

	2
	Förderung kann als effektiv eingeschätzt werden.

	3
	Kosten sind als fair einzuschätzen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind als gemäßigt einzuschätzen.

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Positive Externalität ist gegeben.


55 - MW
	Förderung des Unternehmergeistes an Schulen etc. durch geeignete Projekte

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Mit der Maßnahme werden Aktivitäten unterstützt um Gründungsaktivitäten zu initiieren, die für eine dynamische Entwicklung in der Marktordnung sorgen und somit positive Effekte für das Wachstum- und Beschäftigungsziel generieren können

	2
	die Maßnahme ist durch die Programmausgestaltung effektiv

	3
	Kosteneffizienz ist gegeben

	4
	das Potenzial für Mitnahmen ist als gering zu betrachten

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Informationsdefizite der Existenzgründer begründen eine Anschubberatung


56 - MW
	Zuschüsse für Gründer/-innen aus Hochschulen und wissenschaftl. Einrichtungen

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,65
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme zielt auf die Erhöhung der Existenzgründungstätigkeit von Frauen aus wissenschaftlichen Einrichtungen und Hochschulen. Die Zielsetzung ist gesellschaftspolitisch und wachstumspolitisch relevant.

	2
	Förderung kann als effektiv eingeschätzt werden.

	3
	Kosten sind als fair einzuschätzen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind als gemäßigt einzuschätzen.

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Positive Externalität ist gegeben.


57 - MW
	Qualifizierung von Existenzgründern (Einzelprojekte)
MW 242, 262

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,65
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Mit der Maßnahme werden technologieorientierte Existenzgründungen unterstützt und technologische Externalitäten erfasst und somit ein bedeutender Teil zur Forcierung des langfristigen Wachstums unterstützt

	2
	die Maßnahme ist durch die Programmausgestaltung effektiv

	3
	Kosteneffizienz ist gegeben

	4
	gewisse Mitnahmeeffekte sind möglich (in einer langfristigen Betrachtung durch die nutzenden Unternehmen, kurzfristig auch durch öffentl. Träger)

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Informationsdefizite der Existenzgründer begründen eine Anschubberatung


58 - MW
	Qualifizierung von Beschäftigten (Richtlinie)
MW 253

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	0
	0
	0
	0,50
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Durch die Maßnahme wird die Leistungsfähigkeit der geförderten Unternehmen und Personen erhöht

	2
	Die Ziele der Förderung können effektiv erfüllt werden

	3
	Kosten können aus Sicht des Landeshaushalts als fair eingeschätzt werden.

	4
	Deutliche Mitnahmepotenziale sind vorhanden

	5
	Nebeneffekte sind nicht zu erkennen

	6
	Externalitäten sind zweifelhaft


60 - MW
	Projekte zur Beförderung des Transfers zwischen Wissenschaft und Wirtschaft

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Förderung der Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Schule, Einbindung von Hochschule usw. haben grundsätzlich eine positive Wirkung für Wachstum und Beschäftigung

	2
	Mit den verschiedenen Ansätzen können die intendierten Ziele erreicht werden. Allerdings ist auf eine zielgenaue Formulierung der FR zu achten

	3
	Kostenbereiststellung kann als fair bezeichnet werden

	4
	Mitnahmen seitens der Fördermittelempfänger können nicht ausgeschlossen werden.

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Es handelt sich um ein öffentliches Gut


61 - MW
	Qualifizierung von Beschäftigten (Einzelprojekte zur Unterstützung der POE)
MW 253

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	0
	0
	0
	0,50
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Durch die Maßnahme wird die Leistungsfähigkeit der geförderten Unternehmen und Personen erhöht

	2
	Die Ziele der Förderung können effektiv erfüllt werden

	3
	Kosten können aus Sicht des Landeshaushalts als fair eingeschätzt werden.

	4
	Deutliche Mitnahmepotenziale sind vorhanden

	5
	Nebeneffekte sind nicht zu erkennen

	6
	Externalitäten sind zweifelhaft


62 - MLU
	Freiwilliges ökologisches Jahr (FÖJ)

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,45
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Das FÖJ dient primär dazu, Umweltbewusstsein und Umweltengagement zu stärken sowie zur Persönlichkeitsentwicklung beizutragen, es hat darüber hinaus berufsorientierenden Charakter.Für den Potenzialfaktor "Humanressourcen" und die wirtschaftliche Entwicklung hat das FÖJ kaum Bedeutung.

	2
	FÖJ-Projekte haben positive Effekte für die persönliche Entwicklung der Teilnehmer und das bürgerschaftliche Engagement. Sie  unterstützen nach vorliegenden Erkenntnissen die Berufswahl der Teilnehmer(innen). Die angestrebten Verhaltensänderungen werden erreicht, die Förderung ist als effektiv in Bezug auf ihre Ziele einzustufen.

	3
	Kosten der Durchführung sind als fair einzuschätzen.

	4
	Als gemäßigt einzuschätzen, gewisse Mitnahmeeffekte aufgrund von faktischer Ausrichtung auf Zielgruppen mit eher überdurchschnittlichen Voraussetzungen.

	5
	Es sind positive Nebeneffekte im Hinblick auf  die in den Projekten für die Umwelt erbrachten Leistungen festzustellen.

	6
	Externalitäten sind   gegeben.


63 - MW
	Zuwendungen zu Maßnahmen des Täter-Opfer-Ausgleiches und der Straffälligenentschuldung
MJ 174

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahmen dienen sozialen Zwecken, langfristiges wirtschaftliches Wachstum ist davon nicht berührt.

	2
	Durch die Unterstützung der Träger kann ein Ausgleich zwischen Tätern und Opfern effektiv unterstützt werden

	3
	Zuschussförderung kann als fair angesehen werden

	4
	Mitnahmeeffekte sind kaum zu erwarten

	5
	Nebeneffekte mit Bezug auf Umwelt und Wirtschaft sind nur marginal.

	6
	Bereitstellung eines "Raumes" für Täter-Opfer Ausgleich kann nur durch den Staat geschehen.


64 - MW
	Freiwilliges soziales Jahr

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,45
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Das FSJ dient primär dazu, die Persönlichkeitsentwicklung junger Menschen auf dem Wege von Engagement in gesellschaftlich nützlichen Tätigkeitsfeldern zu unterstützen. Daneben hat es einen gewissen berufsorientierenden Charakter. Im Vordergrund stehen also gesellschaftspolitische Ziele. Für den Potenzialfaktor "Humanressourcen" und die wirtschaftliche Entwicklung  hat das FSJ kaum Bedeutung.

	2
	Projekte haben positive Effekte für die persönliche Entwicklung der Teilnehmer und dürften die Berufswahl der Teilnehmer/innen unterstützen. Zudem wird das bürgerschaftliche Engagement gestärkt. Die angestrebten Verhaltensänderungen werden erreicht, Förderung ist als effektiv in Bezug auf ihre Ziele einzustufen.

	3
	Kosten der Durchführung sind als fair einzuschätzen.

	4
	Als gemäßigt einzuschätzen, gewisse Mitnahmeeffekte aufgrund von faktischer Ausrichtung auf Zielgruppen mit eher überdurchschnittlichen Voraussetzungen.

	5
	Positive Nebeneffekte im Hinblick auf die von den Projekten erbrachten Leistungen (z. B. für Umwelt, Denkmalschutz, soziale Leistungen).

	6
	Externalitäten sind gegeben.


65 - MW
	Projekte zur Vermeidung von Schulverweigerung und zur Senkung des vorzeitigen Schulabbruchs
MS

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	GRÜN

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Im Vordergrund stehen Projekte zur Vermeidung von Schulverweigerung und vorzeitigem Schulabbruch. Hierdurch soll insbesondere verhindet werden, dass die Zahl der Geringqualifizierten weiter zunimmt. Damit wird ein Beitrag zum Aufbau von Humankapital geleistet und gleichzeitig sozial präentiv gehandelt. 

	2
	Die Ausführungen lassen erwarten, dass die intendierten Ziele mit der Förderung effizient erreicht werden können

	3
	Kosten der Durchführung sind als fair einzuschätzen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind kaum zu erwarten

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	öffentliches Gut


66 - MW
	Projekte zur Verbesserung der vorschulischen Bildung durch Qualifizierung des Betreuungspersonals
MS

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Im Vordergrund steht die frühkindliche Bildung, mit langfristigem Potenzial für lebenslanges Lernen und Wettbewerbsfähigkeit

	2
	Die Ausführungen lassen erwarten, dass die intendierten Ziele mit der Förderung effizient erreicht werden können

	3
	Kosten der Durchführung sind als fair einzuschätzen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind kaum zu erwarten

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	öffentliches Gut


67 - MW
	Ausbildungsförderung

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	0
	1
	1
	0,70
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Förderung ist Teil des gesamten Förderinstrumentariums zur Sicherung der Berufsausbildung der jungen Generation, damit Beitrag zum Potenzialfaktor "Humanressourcen" und zum wirtschaftlichen Oberziel.

	2
	Die Förderung kann auf dem Erkenntnis- und Forschungsstand insgesamt als effektiv eingeschätzt werden

	3
	Kosten sind als fair einzuschätzen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind als gemäßigt einzuschätzen.

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Positive Externalität ist gegeben.


68 - MW
	Berufsorientierung in zukunftsträchtigen Berufen...
MW 241

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	1
	0
	0
	1
	0,58
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Es werden kulturelle Ziele verfolgt

	2
	Die Maßnahme kann durch die Finanzierung effektiv realisiert werden

	3
	Die institutionelle Förderung stellt i.d.R. keine best-practise Maßnahme dar, durch die partielle Integration von marktnahen Finanzierungsinstrumenten (Einwerben von Drittmitteln) können die Bereitstellungskosten als effizient bewertet werden

	4
	Mitnahmepotenziale (z.B. Überdimensionierung) sind denkbar

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Es handelt sich um ein meritorisches, öffentliches Gut


69 - MW
	Förderung außerbetrieblicher Ausbildungsplätze
MW 246

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	0
	1
	1
	0,70
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Sicherung der Berufsausbildung der jungen Generation ist für die Entwicklung des Potenzialfaktors "Humanressourcen" und damit mittelfristig für das wirtschaftliche Ziel von großer Bedeutung. Angesichts der - auch demographisch bedingten - großen Lücke zwischen Bewerberzahlen und betrieblichen Ausbildungsplätzen ein wichtiger Beitrag im Hinblick auf Wirtschaft und Beschäftigung.

	2
	Förderung kann auf dem Erkenntnis- und Forschungsstand insgesamt als effektiv eingeschätzt werden, auch wenn eine stärkere Ausrichtung auf zukunftsorientierte Berufe wünschenswert ist. Zwar stehen umfassende Evaluationsergebnisse noch aus, auf Basis von Untersuchungen zu vergleichbaren Instrumenten (siehe Felfe, Liepmann 2003) kann aber davon ausgegangen werden, dass den Ausbildungsabsolventen überwiegend die Eingliederung in Erwerbstätigkeit gelingt (wenn auch schwerer als Absolventen einer betrieblichen Ausbildung).

	3
	Kosten pro Ausbildungsverhältnis sind hoch; jedoch letztlich angesichts der zu geringen Zahl an betrieblichen Ausbildungsverhältnissen weitgehend alternativlos. Es existieren keine Hinweise darauf, dass die entsprechende Förderung in anderen Ländern koste

	4
	Es kann von gewissen negativen Verzerrungen bei den Unternehmen ausgegangen werden, bei denen die praktische Phase der Ausbildung durchgeführt wird (Verzicht auf eigene weitere Auszubildende); durch die konkrete Ausgestaltung der Förderung sind diese Effekte jedoch begrenzt. Daher Einstufung als gemäßigt.

	5
	Positive Nebeneffekte im Hinblick auf die soziale Integration der Jugendlichen bzw. die Vermeidung der negativen sozialen Folgen von Jugendarbeitslosigkeit.

	6
	Positive Externalität ist gegeben.


70 - MW
	MW 247

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,65
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Förderung ist Teil des gesamten Förderinstrumentariums zur Sicherung der Berufsausbildung der jungen Generation, damit Beitrag zum Potenzialfaktor "Humanressourcen" und zum wirtschaftlichen Oberziel.

	2
	Verbundausbildung erhöht die Zahl der betrieblichen Ausbildungsverhältnisse und die Ausbildungsqualität; die Förderung wird daher als effektiv beurteilt

	3
	Kosten sind im Vergleich zu denkbaren Alternativen (schulische Ausbildung, betriebsnahe Ausbildung) als günstig einzuschätzen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind gegeben. Da für die Effektivität der Verbünde die Einbindung auch leistungsstarker Betriebe wichtig ist, können die Mitnahmeeffekte als noch gemäßigt eingeschätzt werden.

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Positive Externalität ist gegeben.


70 - MW
	MW 236

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	-1
	0
	1
	0,55
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme ist prinzipiell angemessen, um die Leistungsfähigkeit der Unternehmen anzuheben und somit positive Beiträge für den Wachstums- und Beschäftigungsprozess zu initiieren

	2
	Richtlinie muss den Anschub in den Vordergrund stellen und ist keine Daueraufgabe

	3
	Kosteneffizienz ist neutral

	4
	Hohe Mitnahmen sind zu erwarten, da es sich um Beratungsleistungen handelt, an denen ein Unternehmen als internalisierbare Investitionen ein unmittelbares Eigeninteresse auch ohne staatliche Förderung haben müsste

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Informationslücken rechtfertigen eine einmalige Anschubfinanzierung


71 - MW
	Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung
MW 244

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	-1
	0
	1
	0,55
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Förderung ist Teil des gesamten Förderinstrumentariums zur Sicherung der Berufsausbildung der jungen Generation, damit Beitrag zum Potenzialfaktor "Humanressourcen" und zum wirtschaftlichen Oberziel.

	2
	Überbetriebliche Leistungsunterweisungen tragen zur hohen Ausbildungsqualität im Handwerk bei, daher Beurteilung als effektiv.

	3
	Kosten sind als fair einzuschätzen (Berechnung der Zuwendung auf Basis von bundesweit geltenden Durchschnittskostenplänen).

	4
	Von der Förderung profitieren alle ausbildenden Handwerksbetriebe, insofern kann von nicht unerheblichen Mitnahmeeffekten ausgegangen werden

	5
	Keine

	6
	Positive Externalität ist gegeben.


72 - MW
	Förderung der Verbundausbildung
MW 243

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,65
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Förderung ist Teil des gesamten Förderinstrumentariums zur Sicherung der Berufsausbildung der jungen Generation, damit Beitrag zum Potenzialfaktor "Humanressourcen" und zum wirtschaftlichen Oberziel.

	2
	Verbundausbildung erhöht die Zahl der betrieblichen Ausbildungsverhältnisse und die Ausbildungsqualität; die Förderung wird daher als effektiv beurteilt

	3
	Kosten sind im Vergleich zu denkbaren Alternativen (schulische Ausbildung, betriebsnahe Ausbildung) als günstig einzuschätzen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind gegeben. Da für die Effektivität der Verbünde die Einbindung auch leistungsstarker Betriebe wichtig ist, können die Mitnahmeeffekte als noch gemäßigt eingeschätzt werden.

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Positive Externalität ist gegeben.


73 - MW
	MW 240

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	0
	1
	1
	0,70
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Förderung ist Teil des gesamten Förderinstrumentariums zur Sicherung der Berufsausbildung der jungen Generation, damit Beitrag zum Potenzialfaktor "Humanressourcen" und zum wirtschaftlichen Oberziel.

	2
	Die Förderung kann auf dem Erkenntnis- und Forschungsstand insgesamt als effektiv eingeschätzt werden

	3
	Kosten sind als fair einzuschätzen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind als gemäßigt einzuschätzen.

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Positive Externalität ist gegeben.


73 - MW
	MW 249

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	0
	1
	1
	0,70
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme richtet sich an arbeitslose Berufsanfänger an der 2. Schwelle. Die Förderung ist damit im Zielsystem zum einen auf den Bereich "Soziales" und zum anderen (wenn auch nicht in gleichem Maße")  auf das Ziel "Wachstum und Beschäftigung" ausgerichtet. Daher hier - mit gewissen Einschränkungen - Einstufung mit "1".

	2
	Förderung ist vor dem Hintergrund der Evaluierung und des allgemeinen Forschungsstands als effektiv einzuschätzen

	3
	Kosten der Förderung sind als fair einzustufen.

	4
	Gewisse Mitnahmeeffekte bei Projekttypen, in die Unternehmen involviert sind, insgesamt Einschätzung als "gemäßigt".

	5
	keine (positive soziale Effekte bereits bei der Einstufung in Bezug auf das Hauptziel berücksichtigt)

	6
	Positive Externalität in Bezug auf die Zielgruppe gegeben.


73 - MW
	MW 251

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Förderung ist arbeitsmarktpolitisch einzuordnen, sie soll speziellen Zielgruppen die Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt ermöglichen; ein wesentlicher Beitrag zur Verbesserung des Potenzialfaktors "Humanressourcen" bzw. zur wirtschaftlichen Entwicklung ist nicht zu erwarten

	2
	Förderung erfüllt das Ziel, Arbeitslose direkt in den allgemeinen Arbeitsmarkt einzugliedern. Nach dem Forschungsstand ist davon auszugehen, dass bei einem Teil der geförderten Personen (insbesondere solchen aus Zielgruppen mit besonderen Vermittlungsproblemen) die Förderung über den Förderzeitraum hinaus zu dauerhafter Integration führt (siehe Jaenichen 2002), Informationen zu den Nettowirkungen des konkreten Instruments in Sachsen-Anhalt fehlen, dennoch insgesamt als effektiv zu bewerten.

	3
	Kosten sind als fair einzuschätzen

	4
	Moderate Mitnahmeeffekte sind möglich. Hinzu kommt dass angesichts der Struktur der geförderten Unternehmen von Verdrängungseffekten der Förderung auszugehen ist.

	5
	Keine

	6
	Positive Externalität in Bezug auf die begünstigte arbeitsmarktpolitische Zielgruppe mit besonderen Vermittlungshemmnissen gegeben.


74 - MW
	Berufliche Integration von Jugendlichen an der "zweiten Schwelle"
MW 249

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	1
	1
	0
	0
	1
	1
	0,70
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme richtet sich an arbeitslose Berufsanfänger an der 2. Schwelle. Die Förderung ist damit im Zielsystem zum einen auf den Bereich "Soziales" und zum anderen (wenn auch nicht in gleichem Maße")  auf das Ziel "Wachstum und Beschäftigung" ausgerichtet. Daher hier - mit gewissen Einschränkungen - Einstufung mit "1".

	2
	Förderung ist vor dem Hintergrund der Evaluierung und des allgemeinen Forschungsstands als effektiv einzuschätzen

	3
	Kosten der Förderung sind als fair einzustufen.

	4
	Gewisse Mitnahmeeffekte bei Projekttypen, in die Unternehmen involviert sind, insgesamt Einschätzung als "gemäßigt".

	5
	keine (positive soziale Effekte bereits bei der Einstufung in Bezug auf das Hauptziel berücksichtigt)

	6
	Positive Externalität in Bezug auf die Zielgruppe gegeben.


75 - MK
	Produktives Lernen an Schulen in Sachsen-Anhalt
MK 96

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Verbesserung der Bildungschancen für gefährdete Schüler. Langfristiger Beitrag zum Aufbau der Humanressourcen

	2
	Durch die gezielte Förderung in Rahmen der Pilotprojekte kann die Vorgehensweise als effektive angesehen werden.

	3
	Kosteneffizienz kann als angemessen/fair betrachtet werden

	4
	Kaum Potenziale für Mitnahmeeffekte

	5
	Nebeneffekte sind nicht zu erwarten.

	6
	es handelt sich um ein öffentliches Gut


76 - MK
	Frühzeitige Berufsorientierung an Förderschulen für Lernbehinderte in Sachsen-Anhalt 

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Soziale Aspekte stehen im Vordergrund

	2
	Intendiertes Ziel die Zahl der Ausbildungsabbruchquote zur reduzieren kann erreicht werden

	3
	Kosteneffizienz angemessen

	4
	Kaum Potenziale für Mitnahmeeffekte

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	öffentliches Gut


77 - MK
	Verbesserung der Arbeits-marktrele-vanz der allgemeinen Bildung

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	1
	1
	0
	1
	0,89
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Berufliche Ausbildung ist ein zentraler Wettbewerbsfaktor. Verbesserung der Effizienz der Ausbildungssysteme trägt im weitesten Sinne dazu bei.

	2
	Das intendierte Ziel, die Berufswahl zu erreichen, kann mit diesem Ziel erreicht werden.

	3
	Bereitstellungseffizienz kann als hoch angesehen werden. Vergabe der Mittel nach einem Wettbewerbsverfahren

	4
	Mitnahmeeffekte sind kaum möglich

	5
	keine weiteren Nebeneffekte

	6
	öffentliches Gut


78 - MK
	Verbesserung der Studien- und Berufsvorbereitung in studienqualifizierenden Bildungsgängen

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	0
	0
	0
	0
	0
	0
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Deutliche Informationsdefizite: Aus der Beschreibung wird nicht ersichtlich, warum der Staat hier eigentlich tätig werden sollte.

	2
	

	3
	

	4
	

	5
	

	6
	


79 - MW
	Verbesserung der sozialen Beratungs- und Betreuungsangebote von Familien und Senioren im ländlichen Raum

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	0
	0
	0
	0
	0
	0
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Deutliche Informationsdefizite: Aus der Beschreibung wird nicht ersichtlich, warum der Staat hier eigentlich tätig werden sollte.

	2
	

	3
	

	4
	

	5
	

	6
	


80 - MW
	Aktiv zur Rente

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	4
	0
	1
	0
	0
	
	
	0,30
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Sozialpolitische Ziele stehen im Vordergrund.

	2
	Es handelt sich um die gezielte Förderung der Gruppe. Durch die adäquate Ausgestaltung der Maßnahme ist eine effektive Bereitstellung der Fördermittel möglich

	3
	Mitnahmeeffekte durch den Begünstigten sind aufgrund der Ausgestaltung kaum zu erwarten. Allerdings muss auf Seiten der Arbeitgeber mit einer unerwünschten Verhaltensänderung gerechnet werden (höhere Entlassungsbereitschaft).

	4
	Weitere Nebeneffekte sind nicht bekannt.

	5
	

	6
	


81 - MW
	Zukunft mit Arbeit

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Förderung ist arbeitsmarktpolitisch einzuordnen, sie soll speziellen Zielgruppen die Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt ermöglichen; ein wesentlicher Beitrag zur Verbesserung des Potenzialfaktors "Humanressourcen" bzw. zur wirtschaftlichen Entwicklung ist nicht zu erwarten.

	2
	Der kombinierte Einsatz unterschiedlicher Instrumente lässt nach Ansicht der Verantwortlichen erwarten, dass die Effizienz gegenüber dem singulären Einsatz der Instrumente deutliche verbessert wird.

	3
	Kosten der Bereitstellung der Leistungen sind als fair einzuschätzen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind nicht auszuschließen

	5
	Keine (soziale Effekte sind Hauptziel der Förderung, daher hier eine neutrale Wertung).

	6
	Interventionen können auf Grund sozialer Aspekte gerechtfertigt werden


82 - MW
	Praktikumsmaßnahmen für besondere Zielgruppen

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Förderung ist arbeitsmarktpolitisch einzuordnen, sie soll speziellen Zielgruppen die Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt ermöglichen; ein wesentlicher Beitrag zur Verbesserung des Potenzialfaktors "Humanressourcen" bzw. zur wirtschaftlichen Entwicklung ist nicht zu erwarten.

	2
	Der kombinierte Einsatz unterschiedlicher Instrumente lässt nach Ansicht der Verantwortlichen erwarten, dass die Effizienz gegenüber dem singulären Einsatz der Instrumente deutliche verbessert wird.

	3
	Kosten der Bereitstellung der Leistungen sind als fair einzuschätzen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind nicht auszuschließen

	5
	Keine (soziale Effekte sind Hauptziel der Förderung, daher hier eine neutrale Wertung).

	6
	Interventionen können auf Grund sozialer Aspekte gerechtfertigt werden


83 - MW
	Qualifizierung, Information und Beratung von Strafgefangenen
MJ 179

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,50
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme zielt auf die berufliche und soziale Eingliederung einer besonderen Personengruppe. Im Zielsystem ist sie damit dem Bereich "Soziales/Gesellschaft" zuzuordnen. Für den Zeitbereich "Wirtschaft und Beschäftigung" hat sie keine wesentliche Bedeutung.

	2
	Das Förderinstrument ist als effektiv einzuschätzen

	3
	Die Bereitstellungskosten werden "fair" eingeschätzt.

	4
	Keine Mitnahmeeffekte oder andere verzerrende negative Effekte

	5
	Keine (soziale Effekte sind Hauptziel der Förderung, daher hier eine neutrale Wertung).

	6
	Mit den Maßnahmen sind positive Externalitäten verbunden, diese manifestieren sich in gesellschaftlichen Erträgen der Resozialisierung und Integration. Staatliches Handeln in diesem Bereich kann durch fehlende marktinduzierte Internalisierungsmöglichkeiten somit als gerechtfertigt gesehen werden.


84 - MW
	Externe Kriminologische Evaluation der Sozialtherapeutischen Anstalt
Sollte eigentlich auslaufen? Wo sind die Ergebnisse? Warum eine Verlängerung?

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	1
	1
	0
	1
	0,63
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahmen dienen sozialen Zwecken, langfristiges wirtschaftliches Wachstum ist davon nicht berührt.

	2
	Unterstützung eines Forschungsprojektes zur Generierung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse

	3
	befristete Förderung kann als effektiv angesehen werden

	4
	Mitnahmeeffekte sind kaum zu erwarten

	5
	Nebeneffekte mit Bezug auf Umwelt und Wirtschaft sind nur marginal.

	6
	Grundlagenforschung als öffentliche Aufgabe


85 - MW
	Gefangenen- und Entlassenenfürsorge
MJ 176

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahmen dienen sozialen Zwecken, langfristiges wirtschaftliches Wachstum ist davon nicht berührt.

	2
	Zuwendungen an Projekte und Einrichtungen, die sich mit der Wiedereingliederung von Strafgefangenen befasst, kann effektiv unterstützt werden.

	3
	Zuschussförderung kann als fair angesehen werden

	4
	Mitnahmeeffekte sind kaum zu erwarten

	5
	Nebeneffekte mit Bezug auf Umwelt und Wirtschaft sind nur marginal.

	6
	Soziale Integration ist Aufgabe der öffentlichen Hand.


86 - MW
	Sonstige Beihilfen und Unterstützungen
MJ 175

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahmen dienen sozialen Zwecken, langfristiges wirtschaftliches Wachstum ist davon nicht berührt.

	2
	Durch die Unterstützung von Trägern kann die Versorgung der Jugendhilfe, einschließlich der Betreuung von jugendlichen Straftätern effektiv unterstützt werden

	3
	Zuschussförderung kann als fair angesehen werden

	4
	Mitnahmeeffekte sind kaum zu erwarten

	5
	Nebeneffekte mit Bezug auf Umwelt und Wirtschaft sind nur marginal.

	6
	Soziale Integration ist Aufgabe der öffentlichen Hand.


87 - MLU
	AFP (Art. 26) / Maßnahmen zur Umstrukturierung und Weiterentwicklung des Sachkapitals und zur Innovationsförderung (Art. 20b)
MLU 143

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,45
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die geförderten Maßnahmen sind zwar Effizienz steigernd, aber die Bedeutung des Agrarsektors für das gesamtwirtschaftliche Wachstum ist gering.

	2
	Die Förderrichtlinie baut auf einem bewährten Instrument zur Förderung der Investitionstätigkeit auf. Die Maßnahme wird als "effektiv" in Bezug auf die Erhöhung der Investitionstätigkeit gesehen.

	3
	Die Kosteneffizienz wird als "fair" im Sinne von nachfrageabhängigen Zuschussfinanzierungen gesehen; es liegen keine Hinweise auf ineffiziente Vergabe der Fördermittel vor.

	4
	Zum Teil werden Maßnahmen gefördert, die im einzelwirtschaftlichen Interesse liegen und daher hohe Mitnahmeeffekte auslösen. In nicht unerheblichem Maße werden aber auch umweltrelevante Investitionen gefördert.

	5
	Wegen der zum Teil stark umweltorientierten Förderung stellen sich starke positive Effekte für den Umweltschutz ein.

	6
	Es gibt keinen direkteren Weg die Preiskorrektur zu erreichen, denn die Marktpreise für landwirtschaftliche Investitionsgüter sind nicht durch politischen Interventionstatbestände bzw. politische Rahmenbedingungen verzerrt.


88 - MLU
	Beratung von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben (Art. 24) / Maßnahmen zur Förderung der Kenntnisse und zur Stärkung des Humanpotenzials (Art. 20a)
MLU 121

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme ist prinzipiell angemessen, um die Leistungsfähigkeit der Unternehmen anzuheben und somit positive Beiträge für den Wachstums- und Beschäftigungsprozess zu initiieren, allerdings ist die gesamtwirtschaftliche Bedeutung des Sektors gering. Insgesamt stehen umweltpolitische Gesichtspunkte aber im Vordergrund.

	2
	Richtlinie muss den Anschub in den Vordergrund stellen und ist keine Daueraufgabe

	3
	Kosteneffizienz ist neutral (z.T. hohe Förderbeträge)

	4
	Mitnahmen sind nicht auszuschließen, da es sich zumindest teilweise um Beratungsleistungen handelt, an denen ein Unternehmen als internalisierbare Investitionen Interesse haben müsste. Allerdings stehen Umweltaspekte im Vordergrund, so dass die Mitnahmen

	5
	keine weiteren Nebeneffekte

	6
	Informationslücken rechtfertigen eine einmalige Anschubfinanzierung


89 - MLU
	Bildungs- und Informationsmaßnahmen (Art. 21) / Maßnahmen zur Förderung der Kenntnisse und zur Stärkung des Humanpotenzials (Art. 20a)

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Im Zentrum der Maßnahme stehen Qualifizierungsmaßnahmen im weitesten Sinne. Es erfolgt eine Qualifizierung für einen Sektor, der nur über ein geringes gesamtwirtschaftliches Potenzial verfügt.

	2
	Über die geplante RL kann das Qualifizierungsziel effizient erreicht werden

	3
	Es handelt sich um eine faire Bereitstellung der Fördermittel.

	4
	Mitnahmeeffekte sind möglich.

	5
	Sehr begrenzte Umweltschutzeffekte.

	6
	Die Preiskorrektur ist geeignet einen Beitrag zur Erhöhung der Nachfrage nach Qualifizierungsleistungen auszulösen.


90 - MLU
	Direktvermarktung (Art. 26) / Maßnahmen zur Umstrukturierung und Weiterentwicklung des Sachkapitals und zur Innovationsförderung (Art. 20b)
MLU 130

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Maßnahmen dienen der Effizienz, aber der Sektor ist wachstumspolitisch von geringer Bedeutung.

	2
	Die Maßnahem erreicht eine Verbesserung der Direktvermarktung landwirtschaftlicher Produkte. Die Maßnahme wird somit als effektiv bewertet

	3
	Es handelt sich um eine faire Bereitstellung der Fördermittel, es gibt keinen Hinweis auf eine besondere Effizienz.

	4
	Mitnahmeeffekte sind wahrscheinlich

	5
	Sehr begrenzte Umweltschutzeffekte.

	6
	Die Preiskorrektur ist geeignet einen Beitrag zur Verbesserung der Direktvermarktung zu leisten.


91 - MLU
	Flurbereinigung

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	1
	1
	1
	1
	0,74
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die geförderten Maßnahmen sind zwar Effizienz steigernd, aber die wachstumspolitische Bedeutung des Agrarsektors ist gering.

	2
	Die Förderziele werden realisiert.

	3
	Der Ressourcenaufwand ist relativ gering. Die Kosteneffizienz wird somit als positiv gewertet

	4
	Mitnahmeeffekte sind kaum zu erwarten, weil erst die Förderung Anreize zur Flurbereinigung setzt.

	5
	Bestimmte Maßnahmen sind nur zuwendungsfähig, wenn die gesamtökologische Bilanz verbessert wird.

	6
	Mit der Regelung der Eigentumsverhältnisse sind positive Externalitäten verbunden, die staatliches Handeln rechtfertigen


91 - MLU
	Ländliche Entwicklungsplanung

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,53
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Maßnahmen dienen dem ländlichen Raum, sind aber gesamtwirtschaftlich von geringer Bedeutung.

	2
	Die ländliche Entwicklungsförderung erfolgt durch ein regionalisiertes Entwicklungsmanagement, das alle relevanten Akteure mit einbezieht. Dieses Vorgehen wird bezogen auf die Zielsetzungen als effektiv gesehen

	3
	Einbeziehung vieler Akteure erhöht die Kosten, und die Fördersätze sind zum Teil sehr hoch. Insgesamt wird jedoch von einer "fairen" Bewertung ausgegangen

	4
	Durch die Vergabe von Zuschüssen sind Mitnahmeeffekte nicht auszuschließen und durch die Beteiligung der Akteure bei der Ausgestaltung eher zu erwarten.

	5
	Es können positive Nebeneffekte für die Umwelt und das Ortsbild auftreten

	6
	Elementare Infrastruktur wird bereitgestellt. Zudem können Kooperationsexternalitäten auftreten. Entsprechend der Theorie des Marktversagens ist staatliches Handeln sinnvoll.


92 - MLU
	Einhaltung von Normen (Art. 31) / Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität der landwirtschaftlichen Produktion und der landwirtschaftlichen Erzeugnisse (Art. 20c)
neu

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Umweltpolitische Zielsetzung steht im Vordergrund. Landwirtschaft hat nur eine geringe Bedeutung für das gesamtwirtschaftliche Wachstum

	2
	Die Einhaltung von Normen, die jüngst erlassen worden sind, kann damit effektiv unterstützt werden

	3
	Die Unterstützung über Zuschüsse kann als fair betrachtet werden.

	4
	Mitnahmeeffekte sind zu erwarten.

	5
	Nebeneffekte sind nicht zu erwarten.

	6
	Eine einmalige Anschubfinanzierung, degressiv ausgestaltet kann zu einer schnelleren Durchsetzung der Normen beitragen. Allerdings bestehen auch andere Möglichkeiten (Strafen, Verbote), um dieses durchzusetzen.


93 - MLU
	Hochwasserschutz Art. 20 b (vi) / Maßnahmen zur Umstrukturierung und Weiterentwicklung des Sachkapitals und zur Innovationsförderung (Art 20 b)

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Hochwasserschutz zählt zur elementaren Basisinfrastruktur.

	2
	Förderung trägt effektiv zum Hochwasserschutz bei.

	3
	Die auszuführenden Arbeiten werden ausgeschrieben, dadurch sind faire Bereitstellungskosten zu erwarten.

	4
	Beim Hochwasserschutz sind Mitnahmeeffekte nicht zu erwarten.

	5
	Keine expliziten weiteren Nebeneffekte.

	6
	Gewässer- und Hochwasserschutz sind öffentliche Güter.


94 - MLU
	Junglandwirte (Art. 22) / Maßnahmen zur Förderung der Kenntnisse und zur Stärkung des Humanpotenzials (Art. 20a)
wie MLU 87, jedoch erhöhte Fördersätze

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,45
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die geförderten Maßnahmen sind zwar Effizienz steigernd, aber die Bedeutung des Agrarsektors für das gesamtwirtschaftliche Wachstum ist gering.

	2
	Die Förderrichtlinie baut auf einem bewährten Instrument zur Förderung der Investitionstätigkeit auf. Die Maßnahme wird als "effektiv" in Bezug auf die Erhöhung der Investitionstätigkeit gesehen.

	3
	Die Kosteneffizienz wird als "fair" im Sinne von nachfrageabhängigen Zuschussfinanzierungen gesehen; es liegen keine Hinweise auf ineffiziente Vergabe der Fördermittel vor.

	4
	Zum Teil werden Maßnahmen gefördert, die im einzelwirtschaftlichen Interesse liegen und daher hohe Mitnahmeeffekte auslösen. In nicht unerheblichem Maße werden aber auch umweltrelevante Investitionen gefördert.

	5
	Wegen der zum Teil stark umweltorientierten Förderung stellen sich starke positive Effekte für den Umweltschutz ein.

	6
	Es gibt keinen direkteren Weg die Preiskorrektur zu erreichen, denn die Marktpreise für landwirtschaftliche Investitionsgüter sind nicht durch politischen Interventionstatbestände bzw. politische Rahmenbedingungen verzerrt.


95 - MLU
	Art. 32: Teilnahme an Lebensmittelqualitätsregelungen

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Im Zentrum steht die Förderung der Einhaltung von Lebensmittelqualitätsregelungen im landwirtschaftlichen Sektor. Die Landwirtschaft ist für die gesamtwirtschaftlichen Entwicklung Sachsen-Anhalts von geringer Bedeutung

	2
	Durch die Fördermaßnahme kann das intendierte Ziel im Prinzip erreicht werden

	3
	Es handelt sich um eine faire Bereitstellung der Fördermittel, es gibt keinen Hinweis auf eine besondere Effizienz.

	4
	Mitnahmeeffekte sind wie bei allen Förderprogrammen mit Zuschusselementen nicht auszuschließen. Dies gilt hier insbesondere deshalb, weil die Bereitstellung qualitativ hochwertiger Produkte im Interesse eines jeden Produzenten liegen muss.

	5
	Keine expliziten weiteren Nebeneffekte.

	6
	Die Qualität der Produkte wird in einem wettbewerblichen Markt über Marktprozesse erfasst. Eine Unterstützung ist nur dann angezeigt, wenn positive Externalitäten erwartet werden können. Diese können hier in der Sicherheit der Verbraucher gegeben sein.


95 - MLU
	Art. 33: Messen etc.

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Landwirtschaft gehört nicht zu den Sektoren mit hohem gesamtwirtschaftlichen Wachstumspotenzial

	2
	Die Maßnahme trägt in effektiver Form dazu bei, dass der Förderzweck erreicht werden kann.

	3
	Es handelt sich um eine faire Bereitstellung der Fördermittel, es gibt keinen Hinweis auf eine besondere Effizienz.

	4
	Mitnahmeeffekte sind wie bei allen Förderprogrammen mit Zuschusselementen nicht auszuschließen.

	5
	Keine expliziten weiteren Nebeneffekte.

	6
	Werbe- und Marketingmaßnahmen gehören zum normalen Instrumentarium zu Bewerbung der Produktion (unabhängig davon, ob es sich um einen Sektor oder ein Unternehmen handelt. Eine Unterstützung ist nur dann angezeigt, wenn positive Externalitäten erwartet werden können, welche die Unternehmen nicht internalisieren können.


95 - MLU
	Art. 33: Verbraucherinformationen mittels Ausstellungen und Öffentlichkeitsarbeit

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Verbraucherinformationen stehen im Vordergrund. Wachstum und Beschäftigung werden hierüber nur sehr unmittelbar beeinflusst, der Landwirtschaftssektor gehört nicht zu den Wachstumsstarken Segmenten der Wirtschaft Sachsen-Anhalts.

	2
	Die Maßnahme trägt in effektiver Form dazu bei, dass der Förderzweck erreicht werden kann.

	3
	Es handelt sich um eine faire Bereitstellung der Fördermittel, es gibt keinen Hinweis auf eine besondere Effizienz.

	4
	Mitnahmeeffekte sind wie bei allen Förderprogrammen mit Zuschusselementen nicht auszuschließen.

	5
	Keine expliziten weiteren Nebeneffekte.

	6
	Verbraucherinformationen und Öffentlichkeitsarbeit sind eigentlich Teil des normalen Instrumentariums zur Kundenbindung und -gewinnung. Eine Unterstützung ist nur dann angezeigt, wenn positive Externalitäten erwartet werden können, welche die Unternehmen nicht internalisieren können


96 - MLU
	Verarbeitung und Vermarktung (Art. 28) / Maßnahmen zur Umstrukturierung und Weiterentwicklung des Sachkapitals und zur Innovationsförderung (Art. 20b)
MLU 142

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,65
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Branche ist zwar  gesamtwirtschaftlich von  Bedeutung, allerdings ist eine Branchenförderung ist problematisch. Deshalb sollte die Förderung im Rahmen der GRW erfolgen.

	2
	Positiv ist zu bewerten ist, dass eine enge Zielgruppendefinition vorliegt und Zuschüsse als adäquates Mittel zur Erhöhung der Investitionen gesehen werden. Die Maßnahme wird somit als effektiv gesehen.

	3
	Die Kosteneffizienz ist "fair", es liegen keine Hinweise auf ineffiziente Vergabe der Fördermittel vor.

	4
	Trotz diverser Ausschluss- und Prüfkriterien muss mit Mitnahmeeffekten gerechnet werden.

	5
	Marginale Umweltschutzeffekte.

	6
	Politikinduzierte Preisverzerrungen als Ursache für zu geringe Investitionen sind nicht bekannt. Staatliche Förderung ist somit der direkteste Weg, um die Preiskorrektur zu erreichen


97 - MLU
	Land- und forstwirtschaftlicher Wegebau / Maßnahmen zur Umstrukturierung und Weiterentwicklung des Sachkapitals und zur Innovationsförderung (Art. 20b)
Art, 30 Verbesserung forstwirtschaftlicher Infrastruktur

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	1
	1
	0,58
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Zwar sind Effizienzvorteile zu erwarten, aber die gesamtwirtschaftliche Bedeutung des Agrarsektors/ländlichen Raums ist gering.

	2
	Wegebau (hier auch Verbindungswege / Straßenbau)  fördert die Sektorproduktivität. Das Ziel der Maßnahme wird somit effektiv erreicht

	3
	Die Kosteneffizienz wird als "fair" bewertet, da keine Hinweise auf eine ineffiziente Vergabe der Fördermittel vorliegen

	4
	Die Mitnahmeeffekte sind wegen Kooperationsexternalitäten als gering einzustufen, dennoch kann ein Mitnahmepotenzial nicht ganz ausgeschlossen werden

	5
	Mögliche negative Umwelteffekte sind wegen des Beachtens ökologischer Erfordernisse kaum relevant und werden nicht negativ bewertet. Positive Effekte ergeben sich aus dem Multiple-use der Verkehrswege für Tourismus.

	6
	Es werden Infrastrukturen bereitgestellt. Hier handelt es sich um ein klassisches, öffentliches Gut


98 - MLU
	Zusammenarbeit/ neue Technologien (Art. 29) / Maßnahmen zur Umstrukturierung und Weiterentwicklung des Sachkapitals und zur Innovationsförderung (Art. 20b)

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Förderung der Zusammenarbeit zwischen land- und forstwirtschaftlichen Unternehmen, dem Ernährungsgewerbe und wissenschaftlichen Einrichtungen können einen signifikanten Beitrag zum Wachstum leisten (Externalitäten vorausgesetzt

	2
	Auf Grund der Ausführungen darf erwartet werden, dass das Förderziel effizient erreicht werden kann.

	3
	Es liegt eine "faire" Bereitstellung der Fördermittel bereit, kein Hinweis auf besondere Effizienz.

	4
	Mitnahmen sind möglich, werden aber nicht im Vordergrund stehen

	5
	keine weiteren Nebenziele

	6
	Falls Externalitäten erwartet werden können, kann eine Intervention gerechtfertigt werden.


99 - MLU
	Ausgleichszulage benachteiligte Gebiete (Art. 37) / Maßnahmen zur Förderung der nachhaltigen Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen (Art. 36a)
MLU 132

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	0
	0
	0,25
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Soziale Aspekte stehen im Vordergrund. Bewirtschaftung eigentlich unrentabler Flächen wird gefördert.

	2
	Es soll ein monetäre Kompensation für natürliche oder wirtschaftliche Nachteile gewährt. Dieses Ziel wird durch die Maßnahme adäquat erreicht

	3
	Die Bereitstellungskosten sind "fair". Das Förderkriterium ist einfach ausgestaltet (gebietsbezogen).

	4
	Mitnahmeeffekte sind intendiert. Es ist gerade das Ziel nicht wettebewerbsfähige Flächen in der Bewirtschaftung zu halten.

	5
	Es sind keine Nebeneffekte zu erwarten.

	6
	Die Erlöse, die auf den benachteiligten Flächen erzielt werden können sind nicht politikinduziert. Unter normalen Umständen müsste die Bewirtschaftung eingestellt werden.


100 - MLU
	Erstaufforstung (Art. 43/ 45) / Maßnahmen zur Förderung der nachhaltigen Bewirtschaftung bewaldeter Flächen (Art. 36 b) 
MLU 98

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	1
	1
	1
	0,55
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Forstwirtschaft ist gesamtwirtschaftlich von geringer Bedeutung und der potenzielle langfristige Wachstumsbeitrag klein und abnehmend.

	2
	Das spezifische Ziel der Maßnahme, eine gezielte Förderung der Erstaufforstung zu leisten, wird durch die Maßnahme adäquat erreicht.

	3
	Es liegt eine "faire" Bereitstellung der Fördermittel bereit, kein Hinweis auf besondere Effizienz.

	4
	Die Bereitstellung öffentlicher Güter wird honoriert, die ohne Förderung kaum bereitgestellt würden. Die Externalitäten können durch die Eigentümer nicht internalisiert werden.

	5
	Positive Umwelteffekte der Aufforstung werden als Nebeneffekte bewertet

	6
	Die Verzerrung der Preise ist nicht politikinduziert und es ist auch nicht sichtbar, wie das Förderziel anders erreicht werden kann


102 - MLU
	Markt-und standortangepasste Landbewirtschaftung MSL (Art. 39/ 41) / Maßnahmen zur Förderung der nachhaltigen Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen (Art. 36a)

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	1
	1
	1
	0,55
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Bei der Maßnahme steht der Umweltschutz steht im Vordergrund. Langfristige wirtschaftliche Aspekte stehen nicht im Vordergrund.

	2
	potenziell ein hoher Beitrag zum Umweltschutz, da die Erbringung unterschiedlicher öffentlicher Leistungen der Umwelt durch differenzierte Prämien sichergestellt wird. Damit die Förderung Wirkung zeigen kann, müssen die Prämienzahlungen dauerhaft aufrechterhalten und die Ergebnisse kontrolliert werden.

	3
	Es liegt eine "faire" Bereitstellung der Kosten vor, kein Hinweis auf besondere Effizienz.

	4
	Die Bereitstellung öffentlicher Güter wird honoriert, die ohne Förderung kaum bereitgestellt würden.

	5
	Mit der Maßnahme verbinden sich positive Einkommens- und Verteilungseffekte im ländlichen Raum. Entkoppelung der Nutzung landwirtschaftlicher Tätigkeit von der Produktion.

	6
	Es werden Leistungen zum Schutz der Umwelt erbracht, die sonst von der Landwirtschaft nicht erbracht würden. Es handelt sich um ein öffentliches Gut, wodurch eine Intervention gerechtfertigt ist.


103 - MLU
	Natura 2000, Umweltmaßnahmen (Art. 46/47/49) / Maßnahmen zur Förderung der nachhaltigen Bewirtschaftung bewaldeter Flächen (Art. 36 b)

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Umweltschutz und Sicherung der natürlichen Lebensgrundlage stehen im Vordergrund

	2
	Durch die Fördermaßnahme kann das intendierte Ziel im Prinzip erreicht werden

	3
	Ein Hinweis auf eine ineffiziente Bereitstellung von Fördermitteln liegt nicht vor.

	4
	Mitnahmeeffekte sind nicht zu erkennen.

	5
	keine Nebeneffekte

	6
	Kompensation für Nutzungseinschränkungen und Übernahme !öffentlicher Funktionen"


104 - MLU
	Umweltschonender Anbau (UA) und Nutztiere (Art. 39/ 41) / Maßnahmen zur Förderung der nachhaltigen Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen (Art. 36a)
MLU 104

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	1
	1
	1
	0,55
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Bei der Maßnahme steht der Umweltschutz steht im Vordergrund. Langfristige wirtschaftliche Aspekte stehen nicht im Vordergrund.

	2
	potenziell ein hoher Beitrag zum Umweltschutz, da die Erbringung unterschiedlicher öffentlicher Leistungen der Umwelt durch differenzierte Prämien sichergestellt wird. Damit die Förderung Wirkung zeigen kann, müssen die Prämienzahlungen dauerhaft aufrechterhalten und die Ergebnisse kontrolliert werden.

	3
	Es liegt eine "faire" Bereitstellung der Kosten vor, kein Hinweis auf besondere Effizienz.

	4
	Die Bereitstellung öffentlicher Güter wird honoriert, die ohne Förderung kaum bereitgestellt würden.

	5
	Mit der Maßnahme verbinden sich positive Einkommens- und Verteilungseffekte im ländlichen Raum. Entkoppelung der Nutzung landwirtschaftlicher Tätigkeit von der Produktion.

	6
	Es werden Leistungen zum Schutz der Umwelt erbracht, die sonst von der Landwirtschaft nicht erbracht würden. Es handelt sich um ein öffentliches Gut, wodurch eine Intervention gerechtfertigt ist.


104 - MLU
	Erhalt genetischer Ressourcen

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Erhalt genetischer Ressourcen und die Wahrung des genetischen Erbe steht im Vordergrund. Wachstumspolitische Wirkungen sind hiermit kaum verbunden.

	2
	Das Ziel die Renaturierung kann über diese Maßnahmen erreicht werden

	3
	Es handelt sich um eine faire Bereitstellung der Fördermittel, es gibt keinen Hinweis auf eine besondere Effizienz.

	4
	Mitnahmeeffekte sind gering, aber nicht auszuschließen.

	5
	Es werden keine Nebeneffekte gesehen

	6
	Wahrung des genetischen Erbe ist ein öffentliches Gut


105 - MLU
	Agrarumweltmaßnahme (VNS)/Natura 2000-Ausgleich für Landwirte (Art. 38/39/41) / Maßnahmen zur Förderung der nachhaltigen Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen (Art. 36a)
MLU 107

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	1
	1
	1
	0,55
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Nachteilsausgleich aufgrund von Umweltbeschränkungen stehen im Vordergrund. Langfristig gesamtwirtschaftliche Wirkungen sind nicht intendiert.

	2
	Es soll eine monetäre Kompensation für vorgegebene Einschränkungen gewährt werden. Dieses Ziel wird durch die Maßnahme adäquat erreicht

	3
	Die Bereitstellungskosten sind "fair". Das Förderkriterium ist einfach ausgestaltet (gebietsbezogen).

	4
	Mitnahmeeffekte sind aufgrund von Externalitäten und wegen der vorgegebenen Einschränkungen nicht zu erwarten. Die Zahlung dient der Absicherung der Bereitstellung eines öffentlichen Gutes.

	5
	Mit der Maßnahme verbinden sich positive Einkommens- und Verteilungseffekte im ländlichen Raum. Entkoppelung der Nutzung landwirtschaftlicher Tätigkeit von der Produktion.

	6
	Die Verzerrung der Preise ist nicht politikinduziert. Es ist auch nicht sichtbar, wie das Ziel anders gewährleistet werden kann.


106 - MLU
	Waldschäden / Maßnahmen zur Förderung der nachhaltigen Bewirtschaftung bewaldeter Flächen (Art. 36 b)
MLU 136

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	1
	1
	1
	0,55
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Forstwirtschaft ist gesamtwirtschaftlich von geringer Bedeutung und der potenzielle langfristige Wachstumsbeitrag klein und abnehmend.

	2
	Das spezifische Ziel der Maßnahme, eine gezielte Förderung der Erstaufforstung zu leisten, wird durch die Maßnahme adäquat erreicht.

	3
	Es liegt eine "faire" Bereitstellung der Fördermittel bereit, kein Hinweis auf besondere Effizienz.

	4
	Die Bereitstellung öffentlicher Güter wird honoriert, die ohne Förderung kaum bereitgestellt würden. Die Externalitäten können durch die Eigentümer nicht internalisiert werden.

	5
	Positive Umwelteffekte der Aufforstung werden als Nebeneffekte bewertet

	6
	Die Verzerrung der Preise ist nicht politikinduziert und es ist auch nicht sichtbar, wie das Förderziel anders erreicht werden kann


107 - MLU
	Waldumbau (Art 48) / Maßnahmen zur Förderung der nachhaltigen Bewirtschaftung bewaldeter Flächen (Art. 36 b) 
MLU 98

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	1
	1
	1
	0,55
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Forstwirtschaft ist gesamtwirtschaftlich von geringer Bedeutung und der potenzielle langfristige Wachstumsbeitrag klein und abnehmend.

	2
	Das spezifische Ziel der Maßnahme, eine gezielte Förderung der Erstaufforstung zu leisten, wird durch die Maßnahme adäquat erreicht.

	3
	Es liegt eine "faire" Bereitstellung der Fördermittel bereit, kein Hinweis auf besondere Effizienz.

	4
	Die Bereitstellung öffentlicher Güter wird honoriert, die ohne Förderung kaum bereitgestellt würden. Die Externalitäten können durch die Eigentümer nicht internalisiert werden.

	5
	Positive Umwelteffekte der Aufforstung werden als Nebeneffekte bewertet

	6
	Die Verzerrung der Preise ist nicht politikinduziert und es ist auch nicht sichtbar, wie das Förderziel anders erreicht werden kann


108 - MLU
	Umsetzung WRRL (Art. 38) / Maßnahmen zur Förderung der nachhaltigen Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen (Art. 36 a)
Ausgleichszahlungen

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,50
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Soziale Aspekte stehen im Vordergrund. Einkommensverluste sollen aufgefangen werden, die durch eine geringere Bedüngung entstehen.

	2
	Es soll ein monetäre Kompensation für wirtschaftliche Nachteile gewährt. Dieses Ziel wird durch die Maßnahme adäquat erreicht

	3
	Die Bereitstellungskosten sind "fair". Das Förderkriterium ist einfach ausgestaltet (gebietsbezogen).

	4
	Mitnahmeeffekte sind unwahrscheinlich.

	5
	Es sind keine Nebeneffekte zu erwarten.

	6
	Ausgleichzahlungen werden gewährt, um die Auflagen der WRRL zu erfüllen. Hier liegt ein öffentliches Interesse vor.


109 - MLU
	Nachhaltige integrierte Entwicklung, Sensibilisierung für die Umwelt/ Umweltbildung (Art. 59) / Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum (Art. 52d)
MLU 163

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Kann je nach thematischem Schwerpunkt der Konzepte und Kooperationsvereinbarungen dazu beitragen, dass sich die betreffende Teilregion wettbewerbsfähiger aufstellen und eine nachhaltigere Regionalentwicklung induzieren kann. Wirkung des Fördergegenstandes im Hinblick auf die Erreichung der Ziele ist allerdings nur mittelbar.

	2
	Kann zu konzeptionell und strategisch besser ausgerichteter (kleinräumiger) Wirtschaftsförderungs- und Infrastrukturpolitik führen. Es können bedeutsamere Projekte angestoßen werden, die die betreffende Region auch im überregionalen Standortwettbewerb besser profilieren und positionieren.

	3
	Die Kosteneffizienz wird als fair eingestuft

	4
	Im Sinne eines kooperativen, effektiven und nachhaltigen Verwaltungshandelns und im Hinblick auf eine bessere Leistungsfähigkeit der Kommunalverwaltung sollten  interkommunale Kooperation und über kommunale Entwicklungskonzepte eigentlich zu den Pflichtau

	5
	keine zusätzlichen Nebeneffekte

	6
	Die Erstellung von regionalen Entwicklungskonzepten und der Zusammenschluss zu interkommunaler Kooperation haben einen gesamtwirtschaftlichen Nutzen und sind politisch erwünscht, insofern hat die Förderung den Charakter eines öffentlichen Gutes.


110 - MLU
	Zuschüsse an Gemeinden

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,53
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Zwar werden weitgehend "harte" Infrastrukturinvestitionen unterstützt, aber der ländliche Raum ist für gesamtwirtschaftliches Wachstum von relativ geringer Bedeutung.

	2
	Durch die Infrastrukturförderung werden zum Teil Voraussetzungen für wirtschaftliches Handeln verbessert, zum Teil dienen die Maßnahmen der Erhaltung/Gestaltung des dörflichen Charakters. Insgesamt ist die Maßnahme geeignet, die spezifische Zielsetzung zu erfüllen, die Effektivität ist somit gut.

	3
	Die Kosteneffizienz wird als "fair" bewertet, da keine Hinweise auf eine ineffiziente Vergabe der Fördermittel vorliegen

	4
	Wegen des Eigenanteils der Kommunen ist mit moderaten Mitnahmeeffekten zu rechnen.

	5
	Positive Nebeneffekte auf Umwelt und Wachstum möglich.

	6
	Es werden Infrastrukturen bereitgestellt. Hier handelt es sich um ein klassisches, öffentliches Gut


110 - MLU
	Zuschüsse an Unternehmen / andere Empfänger (Private)

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,45
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Investitionsförderung könnte zwar einen zusätzlichen Anreiz zur Unternehmensgründung und zum Ausbau geben, der Beitrag zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum ist aber gering.

	2
	Durch die Investitionsförderung werden zum Teil Voraussetzungen für wirtschaftliches Handeln verbessert. Insgesamt ist die Maßnahme geeignet, die spezifische Zielsetzung zu erfüllen.

	3
	Die Kosteneffizienz wird als "fair" bewertet, da keine Hinweise auf eine ineffiziente Vergabe der Fördermittel vorliegen

	4
	Mitnahmeeffekte sind zu erwarten.

	5
	Positive Nebenaspekte können durch die Diversifikation der Einkommen im ländlichen Raum entstehen.

	6
	Politikinduzierte Preisverzerrungen als Ursache für zu geringe Investitionen sind nicht bekannt. Eine Förderung der Maßnahmen ist somit der direkteste Weg, um die Preiskorrektur zu erreichen.


111 - MLU
	Diversifizierung LW hin zu nichtlandw. Tätigkeiten (Art. 52a) / Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum (Art. 52a)

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Unterstützung von landwirtschaftlichen Betrieben hin zu alternativen Erwerbsmöglichkeiten. Gesamtwirtschaftlicher Wachstumsbeitrag gering.

	2
	Mit der Förderung der Umstrukturieren kann ein Umstrukturierung erreich werden

	3
	Die Bereitstellungskosten sind "fair".

	4
	Mitnahmeeffekt seitens der Fördermittelempfänger sind möglich

	5
	weitere Nebeneffekte auf Umwelt und soziale Belange sind nicht zu erwarten

	6
	Die Verzerrung der Preise ist nicht politikinduziert. Es ist auch nicht sichtbar, wie das Ziel anders gewährleistet werden kann.


113 - MLU
	Fremdenverkehr (Art. 55) / Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum (Art. 52a)
MLU 163

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,5
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Umweltschutz über Humankapitalqualifikation steht im Vordergrund.

	2
	Projektförderung kann sich auf eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen erstrecken. Und wird den Antragstellern überlassen. Förderung kann in Bezug auf die intendierten Ziele als effektiv betrachtet werden.

	3
	Es handelt sich um eine "faire" Bereitstellung der Fördermittel, wie üblich bei der Gewährung von Zuschüssen

	4
	Mitnahmeeffekte sind gering, aber nicht auszuschließen.

	5
	Es werden keine Nebeneffekte gesehen

	6
	Auf Grund von öffentlichen Informationsdefiziten kann eine Förderung gerechtfertigt werden


114 - MLU
	DL-Einrichtungen zur Grundversorgung (Art. 56) / Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum (Art. 52b)
Dienstleistungseinrichtungen im ländlichen Raum. Bewertet wie Zuschüsse an Gemeinden.

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,53
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Bewertet wie Zuschüsse an Gemeinden

	2
	

	3
	

	4
	

	5
	

	6
	


119 - MLU
	Unternehmensgründungen und -entwicklung (Art. 54) / Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum (Art. 52a)
Investitionsförderung

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,45
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Investitionsförderung könnte zwar einen zusätzlichen Anreiz zur Unternehmensgründung geben, der Beitrag zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum ist aber gering. Unternehmen dieser Größe haben in der Regel keine Standortwahlmöglichkeit (lokal tätige Unternehmen)

	2
	Mit einer Investitionsförderung kann das intendierte Ziel erreicht werden.

	3
	Die Kosteneffizienz wird als "fair" im Sinne von nachfrageabhängigen Zuschussfinanzierungen gesehen; es liegen keine Hinweise auf ineffiziente Vergabe der Fördermittel vor.

	4
	Zum Teil werden Maßnahmen gefördert, die im einzelwirtschaftlichen Interesse liegen und daher hohe Mitnahmeeffekte auslösen.

	5
	Maßnahme trägt zu einer Diversifikation der Einmmens- und Beschäftigungsmöglichkeit im Raum bei

	6
	Es gibt keinen direkteren Weg die Preiskorrektur zu erreichen, denn die Marktpreise für landwirtschaftliche Investitionsgüter sind nicht durch politischen Interventionstatbestände bzw. politische Rahmenbedingungen verzerrt.


112 - MLU
	Schwein, Rind, Gartenbau (Art. 26) / Maßnahmen zur Umstrukturierung und Weiterentwicklung des Sachkapitals und zur Innovationsförderung (Art. 20b)
MLU 131

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,45
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Maßnahmen dienen der Effizienz, aber der Sektor ist wachstumspolitisch von geringer Bedeutung.

	2
	Die Förderrichtlinie baut auf einem bewährten Instrument zur Förderung der Investitionstätigkeit auf. Die Maßnahme wird als "effektiv" in Bezug auf die Erhöhung der Investitionstätigkeit gesehen.

	3
	Die Kosteneffizienz wird als "fair" im Sinne von nachfrageabhängigen Zuschussfinanzierungen gesehen; es liegen keine Hinweise auf ineffiziente Vergabe der Fördermittel vor.

	4
	Zum Teil werden Maßnahmen gefördert, die im einzelwirtschaftlichen Interesse liegen und daher hohe Mitnahmeeffekte auslösen. In nicht unerheblichem Maße werden aber auch umweltrelevante Investitionen gefördert.

	5
	Wegen der zum Teil stark umweltorientierten Förderung stellen sich starke positive Effekte für den Umweltschutz ein.

	6
	Es gibt keinen direkteren Weg die Preiskorrektur zu erreichen, denn die Marktpreise für landwirtschaftliche Investitionsgüter sind nicht durch politischen Interventionstatbestände bzw. politische Rahmenbedingungen verzerrt.


112 - MLU
	Investitionsförderung

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Gesamtwirtschaftlich geringe Bedeutung des Agrartourismus.

	2
	Es handelt sich um eine gezielte Förderung von touristisch relevanten Gütern und Leistungen im ländlichen Raum.

	3
	Es handelt sich um eine "faire" Bereitstellung der Fördermittel, wie üblich bei der Gewährung von Zuschüssen

	4
	Mitnahmeeffekte sind wie bei allen Förderprogrammen mit Zuschusselementen nicht auszuschließen.

	5
	Diversifizierung und Einkommensstabilisierung sind der Hauptzweck der Förderung. Nebeneffekte sind nicht erkennbar

	6
	Politikinduzierte Verzerrungen sind nicht vorhanden. Die Förderung ist somit ein geeigneter Weg, um die Preiskorrektur möglichst direkt und einem Minimum an Marktverzerrungen zu erreichen


115 - MLU
	Integrierte Ländliche Entwicklungskonzepte (Art. 59) / Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum (Art. 52d)

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Kann je nach thematischem Schwerpunkt der Konzepte und Kooperationsvereinbarungen dazu beitragen, dass sich die betreffende Teilregion wettbewerbsfähiger aufstellt und eine nachhaltigere Regionalentwicklung induzieren kann. Wirkung des Fördergegenstandes im Hinblick auf die Erreichung der Ziele ist allerdings nur mittelbar.

	2
	Kann zu konzeptionell und strategisch besser ausgerichteter (kleinräumiger) Wirtschaftsförderungs- und Infrastrukturpolitik führen. Es können bedeutsamere Projekte angestoßen werden, die die betreffende Region auch im überregionalen Standortwettbewerb besser profilieren und positionieren.

	3
	Die Kosteneffizienz wird als fair eingestuft

	4
	Mitnahmeeffekte sind kaum möglich und nicht zu erwarten.

	5
	keine zusätzlichen Nebeneffekte

	6
	Es handelt sich um ein öffentliches Gut.


116 - MLU
	Netzwerk NATURA 2000 (Art. 57) / Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum (Art. 52 b)

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	1
	1
	0,58
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Umwelltpolitische Ziele und kulturpolitische Ziele stehen im Vordergrund. Kein Beitrag zu den langfristigen Wachstumsperspektiven

	2
	Das Ziel die Renaturierung kann über diese Maßnahmen erreicht werden

	3
	Es handelt sich um eine faire Bereitstellung der Fördermittel, es gibt keinen Hinweis auf eine besondere Effizienz.

	4
	Mitnahmeeffekte sind gering, aber nicht auszuschließen.

	5
	Positive Effekte auf die Einkommensdiversifikation im ländlichen Raum

	6
	Wahrung des natürlichen Erbe ist ein öffentliches Gut


117 - MLU
	DL-Einrichtungen zur Grundversorgung (Art. 56) Trink- und Abwasser / Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum (Art. 52b)
MLU 156

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme bewirkt die Errichtung einer Basisinfrastruktur.

	2
	Die intendierten Ziele einer Sanierung im Versorgungsbereich und einer Erhöhung des Anschlussgrades an die öffentlichen Kanalisation sowie der Steigerung der Qualität der Abwasseraufbereitung werden mit der Förderung adäquat erreicht

	3
	Die Projekte werden ausgeschrieben, die auszuführenden Projekte werden von privaten Unternehmen ausgeführt werden. Insgesamt wird daher von fairen Bereitstellungskosten. Es handelt sich um ein Standardverfahren zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen. Spezielle Instrumente zur Effizienzsteigerung bzw. -kontrolle sind nicht bekannt.

	4
	Es sind aufgrund der spezifischen Eigenschaften der Maßnahme (Basisinfrastruktur) keine Mitnahmeeffekte zu erwarten.

	5
	Keine Nebeneffekte

	6
	Die Bereitstellung der Maßnahme stellt ein öffentliches Gut, welches privat nicht bereitgestellt werden würde


118 - MLU
	Umweltbildung (Art. 57) / Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum (Art. 52b)
MLU 163

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,50
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Umweltschutz über Humankapitalqualifikation steht im Vordergrund.

	2
	Projektförderung kann sich auf eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen erstrecken. Und wird den Antragstellern überlassen. Förderung kann in Bezug auf die intendierten Ziele als effektiv betrachtet werden.

	3
	Es handelt sich um eine "faire" Bereitstellung der Fördermittel, wie üblich bei der Gewährung von Zuschüssen

	4
	Mitnahmeeffekte sind gering, aber nicht wahrscheinlich

	5
	Es werden keine Nebeneffekte gesehen

	6
	Auf Grund von öffentlichen Informationsdefiziten kann eine Förderung gerechtfertigt werden


120 - MLU
	Weinbau (Art. 57) / Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum (Art. 52b)
MLU 129

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,53
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Im Zentrum steht die Pflege der Kulturlandschaft an Saale und Unstrut. Wachstumspolitisch ist die Maßnahme von untergeordneter Bedeutung.

	2
	Mit der Förderrichtlinie kann das Ziel den Steillagen-Weinbau zu schützen erreicht werden.

	3
	Es handelt sich um eine faire Bereitstellung der Fördermittel, es gibt keinen Hinweis auf eine besondere Effizienz.

	4
	Mitnahmeeffekte sind möglich, aber nicht sehr wahrscheinlich.

	5
	Positive Nebenaspekte ergeben sich für die touristische Attraktivität der Region durch Wahrung des kulturellen Erbes.

	6
	Es handelt sich um ein meritorisches Gut.


121 - MLU
	Umsetzung WRRL - Kulturerbe (Art. 57) / Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Umwelltpolitische Ziele und kulturpolitische Ziele stehen im Vordergrund. Kein Beitrag zu den langfristigen Wachstumsperspektiven

	2
	Das Ziel die Renaturierung kann über diese Maßnahmen erreicht werden

	3
	Es handelt sich um eine faire Bereitstellung der Fördermittel, es gibt keinen Hinweis auf eine besondere Effizienz.

	4
	Mitnahmeeffekte sind gering, aber nicht auszuschließen.

	5
	Es werden keine Nebeneffekte gesehen

	6
	Wahrung des natürlichen Erbe ist ein öffentliches Gut


122 - MLU
	Umsetzung von LEADER- Konzepten (Art. 63)
MLU 150: Koordinationsfunktion

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,42
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Gesamtwirtschaftlich geringe Bedeutung des ländlichen Raums.

	2
	Durch die Maßnahmen wird die Kooperation und Vernetzung begünstigt. In Hinblick auf diese spezifische Zielsetzung ist die Maßnahme effektiv

	3
	Es liegt eine "faire" Bereitstellung der Fördermittel bereit, kein Hinweis auf besondere Effizienz.

	4
	Mitnahmeeffekte sind wie bei allen Förderprogrammen mit Zuschusselementen nicht auszuschließen.

	5
	Förderung von Netzwerkexternalitäten ist der Hauptzweck. Darüber hinaus werden keine weiteren Nebeneffekte gesehen

	6
	Netzwerkexternalitäten sollen gefördert und Informationsdefizite abgebaut werden. Der Einsatz öffentlicher Mittel ist vor dem Hintergrund von Marktversagenstatbeständen sinnvoll


123 - MLU
	Binnenfischerei
MLU 149

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Gesamtwirtschaftlich geringe Bedeutung der Fischereiwirtschaft.

	2
	Es werden gezielt Maßnahmen gefördert, die die Fischereiwirtschaft betreffen. Die Ausgestaltung der Fördermaßnahmen wird als effektiv gesehen

	3
	Es handelt sich um eine "faire" Bereitstellung, wie üblich bei der Gewährung von Zuschüssen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind wie bei allen Förderprogrammen mit Zuschusselementen nicht auszuschließen.

	5
	Es sind keine Nebeneffekte zu erwarten.

	6
	Politikinduzierte Verzerrungen sind nicht vorhanden. Die gewählte Ausgestaltung der Intervention ist somit gerechtfertigt


124 - MLU
	WRRL (Art. 33), Schutz und Verbesserung der Wasserflora und -fauna, Anteil BL ST OP (D) EFF

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,50
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Umweltschutz steht im Vordergrund der Maßnahme

	2
	Ziel der Wiederherstellung der ökologischen Durchgängigkeit von Fließgewässern kann effektiv erreicht werden

	3
	Es handelt sich um eine "faire" Bereitstellung der Fördermittel, wie üblich bei der Gewährung von Zuschüssen

	4
	Mitnahmeeffekte sind kaum zu erwarten.

	5
	Es sind keine Nebeneffekte zu erwarten.

	6
	Staatliche Interventionen sind hier notwendig, um die intendierten Ziele zu erreichen.


125 - MBV
	MBV 182

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	1
	0
	0
	0
	0,42
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Abriss nicht mehr benötigter Wohngebäude und städtebauliche Maßnahmen  in Umstrukturierungsgebieten des Stadtumbaus sind nicht erheblich für die wirtschaftliche Entwicklung. Sie setzt nicht an den Potenzialfaktoren der Volkswirtschaft an.

	2
	Durch die Förderung des Abrisses kann das Ziel, den Bestand an nicht benötigtem Wohnraum zu reduzieren, erreicht werden.

	3
	Akzeptiert man die Zielsetzung kann die Abrechnung nach tatsächlich anfallenden Kosten als effizient angesehen werden im Vergleich zu einer pauschalen Förderung des Abrisses.

	4
	Mitnahmeeffekte seitens der Eigentümer dürfen erwartet werden. Leerstehender Wohnraum verursacht Kosten. Die Eigentümer sollten an einem Abriss aus eigenem Interesse interessiert sein.

	5
	Umweltziele sind nicht intendiert, können aber marginal eintreten.

	6
	Die Aufwertung bestimmter Gebiete liegt zum Teil im öffentlichen Interesse. Durch den Abriss wird das Angebot verkürzt (dies liegt im Interesse der Eigentümer, die für ihren restlichen Bestand am Markt dann höhere Mieten erzielen können bzw. Kosten für die Sicherung der nicht mehr benötigten Anlagen vermeiden.) Der Rückbau vermengt öffentliche und private Interessen.


125 - MBV
	MBV 180

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	0
	0
	0,26
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Unterstützung des Architektenwettbewerbs in Sachsen-Anhalt. Langfristige wirtschaftliche Ziele sind nicht tangiert.

	2
	Mit der Förderung kann ein Beitrag zur Ausrichtung der Veranstaltung geleistet werden

	3
	Die Bereitstellung der Finanzmittel kann als fair oder angemessen bezeichnet werden.

	4
	Mitnahmeeffekte sind nicht ausgeschlossen. Die Veranstaltung liegt im Interesse des Berufsstandes.

	5
	Nebeneffekte auf Umwelt und soziale Belange sind nicht zu erwarten.

	6
	Die Unterstützung dieser Wettbewerbe kann nicht als staatliche Aufgabe angesehen werden.


126 - MBV
	Förderung des Radwegesystems

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,53
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Grundlegende (in erster Linie haushaltsnahe) Infrastrukturen für die Tourismuswirtschaft, bedeutend für Wirtschaftsziel im Teilbereich Tourismus

	2
	Mit dem Förderprogramm kann der Aufbau der Infrastrukturen effektiv umgesetzt werden.

	3
	Bereitstellung über Zuschüsse kann als fair betrachtet werden.

	4
	Mitnahmeeffekte sind nicht auszuschließen (Radwege sind ohnehin in Planung, Überdimensionierung der Infrastrukturen)

	5
	Oft multiple-use, verbessert Versorgungssituation der Bevölkerung (Freizeitwert, Straßenanbindung)

	6
	Infrastruktur zählt zu den klassischen öffentlichen Gütern.


127 - MK
	Kulturtourismus
Wird zur Finanzierung der Programme 71,72,73,74,77,78,79,80,81,82,85 genutzt, ist kein eigenes Programm

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Bewertet wie die Programme in der ursprünglichen EXCEL-Datei (Programmnummern Spalte D)

	2
	

	3
	

	4
	

	5
	

	6
	


128 - MK
	Vernetzte Kulturangebote
Wird zur Finanzierung der Programme 62 bis 71, 77 genutzt, ist kein eigenes Programm

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,47
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Bewertet wie die Programme in der ursprünglichen EXCEL-Datei (Programmnummern Spalte D)

	2
	

	3
	

	4
	

	5
	

	6
	


129 - MW
	Integration von Strafgefangenen und Maßregelvollzugspatienten in den Arbeitsmarkt
MJ 179

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	1
	0
	1
	0,50
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Die Maßnahme zielt auf die berufliche und soziale Eingliederung einer besonderen Personengruppe. Im Zielsystem ist sie damit dem Bereich "Soziales/Gesellschaft" zuzuordnen. Für den Zeitbereich "Wirtschaft und Beschäftigung" hat sie keine wesentliche Bedeutung.

	2
	Das Förderinstrument ist als effektiv einzuschätzen

	3
	Die Bereitstellungskosten werden "fair" eingeschätzt.

	4
	Keine Mitnahmeeffekte oder andere verzerrende negative Effekte

	5
	Keine (soziale Effekte sind Hauptziel der Förderung, daher hier eine neutrale Wertung).

	6
	Mit den Maßnahmen sind positive Externalitäten verbunden, diese manifestieren sich in gesellschaftlichen Erträgen der Resozialisierung und Integration. Staatliches Handeln in diesem Bereich kann durch fehlende marktinduzierte Internalisierungsmöglichkeiten somit als gerechtfertigt gesehen werden.


130 - MS
	Chancengleichheit/Förderung von Frauen in Beruf und Bildung
Integration der Nr. 54 dieser Datei

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	1
	1
	1
	0
	0
	0
	1
	0,68
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Überwindung geschlechtsspezifischer Benachteiligungen steht im Vordergrund der Maßnahme.  Wecken von Interesse für naturwissenschaftliche Berufe mit langfristig positiven Wirkungen für die regionale Wettbewerbsfähigkeit

	2
	Auf Grund der übermittelten Informationen kann davon ausgegangen werden, dass die Ziele effizient erreicht werden können.

	3
	Zuschussförderung kann als fair angesehen werden.

	4
	Es sind lediglich moderate Mitnahmepotenziale zu erwarten

	5
	Es werden keine Nebeneffekte gesehen

	6
	Es handelt sich um ein öffentliches, meritorisches Gut. Ohne die Bereitstellung staatlicher Mittel könnte die Maßnahme nicht realisiert werden


131 - MW
	Förderung von arbeitsmarktorientierten Mikroprojekten

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	1
	1
	0,45
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Soziale Ziele stehen im Vordergrund. Wachstumsimpulse sind hiervon nur in begrenztem Umfang zu erwarten

	2
	Über die Förderung kann eine effiziente Anschubfinanzierung geleistet werden, um Benachteiligten eine Möglichkeit zur Teilhabe am Arbeitsmarkt zu ermöglichen.

	3
	Die Bereitstellung an Fördermitteln kann als fair bezeichnet werden.

	4
	Mitnahmeeffekte sind wahrscheinlich

	5
	Soziale Nebeneffekte können erwartet werden.

	6
	Preiskorrekturen sind ein geeignetes Mittel, um die Wiedereingliederung dieser Personen zu erreichen.


132 - MW
	Projekte zur beruflichen Wiedereingliederung von Behinderten
MW 251

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	3
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Förderung ist arbeitsmarktpolitisch einzuordnen, sie soll speziellen Zielgruppen die Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt ermöglichen; ein wesentlicher Beitrag zur Verbesserung des Potenzialfaktors "Humanressourcen" bzw. zur wirtschaftlichen Entwicklung ist nicht zu erwarten

	2
	Förderung erfüllt das Ziel, Arbeitslose direkt in den allgemeinen Arbeitsmarkt einzugliedern. Nach dem Forschungsstand ist davon auszugehen, dass bei einem Teil der geförderten Personen (insbesondere solchen aus Zielgruppen mit besonderen Vermittlungsproblemen) die Förderung über den Förderzeitraum hinaus zu dauerhafter Integration führt (siehe Jaenichen 2002), Informationen zu den Nettowirkungen des konkreten Instruments in Sachsen-Anhalt fehlen, dennoch insgesamt als effektiv zu bewerten.

	3
	Kosten sind als fair einzuschätzen

	4
	Moderate Mitnahmeeffekte sind möglich. Hinzu kommt dass angesichts der Struktur der geförderten Unternehmen von Verdrängungseffekten der Förderung auszugehen ist.

	5
	Keine

	6
	Positive Externalität in Bezug auf die begünstigte arbeitsmarktpolitische Zielgruppe mit besonderen Vermittlungshemmnissen gegeben.


133 - MBV
	Zuwendungen zur Bildung selbst genutzten Wohneigentums Sachsen-Anhalt
neu in die Bewertung aufgenommen

	Kategorie
	Punktwerte in den Kategorien 1-6
	Score
	Signal

	2
	0
	1
	0
	0
	0
	1
	0,40
	(

	Kommentare zu den Kategorien 1-6:

	1
	Mit der Fördermaßnahme wird die Bildung von Wohneigentum unterstützt. Damit sind kurzfristige Wirkungen auf Wachstum und Beschäftigung verbunden, die aber nicht bewertungsrelevant sind. Die langfristigen Produktionsmöglichkeiten Sachsen-Anhalts werden durch diese Fördermaßnahme nicht verändert.

	2
	Durch die Ausgestaltung der Fördermaßnahme über eine Zuwendung als Anteils- oder Festbetragsfinanzierung kann das intendierte Ziel,  die Erhöhung des Eigentümeranteils, erreicht werden.

	3
	Das Verfahren zur Bereitstellung der Fördermittel ist ein anerkanntes und daher als fair zu bewertendes Vorgehen einzustufen.

	4
	Mitnahmeeffekte sind möglich. Potenzielle Fördermittelempfänger könnten auch ohne die Förderung investieren und insofern die Förderung "mitnehmen".

	5
	Zusätzliche Nebeneffekte auf Umwelt und soziale Belange sind nicht zu erkennen.

	6
	Preiskorrekturen sind ein geeignetes Mittel, um einen Anreiz zur Bildung selbst genutzten Eigentums zu geben. Es ist allerdings fraglich, ob in einem Markt, der durch ein tendenzielles Überangebot gekennzeichnet ist, diese Preiskorrekturen sinnvoll und notwendig sind.
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Wissenschaftliche Begleitung und Beratung bei der Programmierung des Einsatzes der EU-Fonds in den Jahren �2007 bis 2013 �und �bei der Bewertung der Wirkungen der einzelnen Fördermaßnahmen �des Landes Sachsen-Anhalt








DIESES PROJEKT WIRD DURCH DIE �EUROPÄISCHE UNION KOFINANZIERT








� 	Dieser Abschnitt basiert auf einer Ausarbeitung der Staatskanzlei des Landes Sachsen-Anhalt und enthält auch Ergebnisse und Materialien, die aus den einzelnen Ministerien zugeliefert worden sind. Seitens der GEFRA wurden Ergänzungen vorgenommen. 





� 	Vgl. Institut für Wirtschaftsforschung Halle (2005), Originäre Wirtschaftskraft der neuen Länder noch schwächer als bislang angenommen, Wirtschaft im Wandel 5/2005, S. 134ff.


�   Von 2003 zu 2004 gab es in Sachsen-Anhalt eine Änderung der statistischen Erfassung: Rund 62 Tsd. ha, die bisher in der Kategorie „Flächen anderer Nutzung“ zusammen gefasst waren, wurden anderen Kategorien zugeordnet, wodurch sich u.a. ein überproportionaler Zuwachs an Siedlungs- und Verkehrsfläche ergab.


� 	Nur noch wenige spezifische Einrichtungen außerhalb des ausgewiesenen Kernbereiches werden brutto in den Haushalten geführt. Gerade in den Bereichen der Ver- und Entsorgung sind zunehmend Auslagerungsprozesse zu beobachten. Dies hat zur Folge, dass in diesen Bereichen die Vergleiche zwischen Ländern oder zwischen Ländergruppen (wie den neuen und alten Flächenländern) erheblich verzerrt sein können. Hiervon ist neben den kommunalen Gemeinschaftsdiensten insbesondere auch der Krankenhausbereich betroffen, da die Krankenhäuser und Hochschulkliniken seit 1998 dem Unternehmenssektor und dort den öffentlichen Unternehmen zugeordnet werden.





� 	Es ist zu beachten, dass kreisfreie Städte in ihrer Funktion als Kernstädte erst ab einer absoluten Größe von 100.000 Einwohnern ausgewiesen werden. Die Stadt Dessau zählt aufgrund der geringeren Einwohnerzahl daher nicht zu den Kernstädten, sondern wird als „ländlicher Kreis mit hoher Dichte“ ausgewiesen.


� 	Eine weitere Anforderung besteht in der Operationalisierung des Zielsystems bzw. der Ziele, die wiederum an die Bedingungen der Quantifizierbarkeit und Meßbarkeit geknüpft ist.


� 	Sind Ziele komplementär, geht mit der Verfolgung eines Ziels immer auch eine Annäherung an ein anderes Ziel einher. Eine Zielkomplementarität im engeren Sinne kann allerdings nur zwischen Zielen einer Ebene bzw. gleichrangigen Zielen bestehen, anderenfalls stellt die Ziel-Ziel-Beziehung tatsächlich eine Ziel-Mittel-Beziehung dar. Die vermeintliche Zielkomplementarität besagt dann nichts anderes, als das ein als (Unter-)Ziel deklariertes Mittel geeignet ist, ein ihm übergeordnetes (Ober-)Ziel zu verwirklichen. Bei gleichrangigen Zielen ist für den Mitteleinsatz die Frage nach der Gewichtung der Ziele zu klären, weil ein optimaler Erreichungsgrad des einen Ziels nicht den optimalen Erreichungsgrad des anderen Ziels impliziert (ansonsten würde es sich um dasselbe Ziel handeln). Hier muss festgelegt werden, welches Ziel Hauptziel ist und mit welchem Mitteleinsatz es erreicht werden soll. Der Erreichungsgrad des anderen Ziels ergibt sich als residuale Größe. Häufiger als Zielkomplementaritäten sind Zielkonflikte, bei denen die Verfolgung eines Ziels mit einer Entfernung von einem anderen bzw. den Verstoß gegen ein anderes Ziel einhergeht. In diesem Fall muss eine Zielfunktion aufgestellt werden, die unter Nebenbedingungen zu maximieren ist.


� 	Synonym zum Begriff „Scoringmodell“ kann der Bewertungsansatz auch als „Nutzwertanalyse“ bezeichnet werden.


� 	Der Begriff „Multikriterien-Bewertungsmodell“ (engl. für Multi Criteria Decision Analysis, MCDA) wird im Folgenden als allgemeine Klassifikation für „bottom-up“ basierte, formale Entscheidungsunterstützungs-Modelle verwendet. Der Begriff „Bottom up“ bezieht sich dabei darauf, dass der Analyseansatz von der Mikroebene, d.h. der einzelnen Handlungsalternative ausgeht. Davon zu unterscheiden sind „top down“ Ansätze wie makroökonometrische Modelle, die bei einer Wirkungsanalyse von einer höhreren Aggregatsebene ausgehen und die Ergebnisse ggf. nachträglich disaggregieren.


� 	Scoringmodelle finden neben der Untersuchung und Bewertung betriebswirtschaftlicher Fragestellungen als „Balanced Scorecard“, z.B. Auswahl von FuE-Vorhaben, Arbeitsplatzbewertung, Standortwahl etc. (siehe u.a. Friedag und Schmidt, 2004) allmählich auch im volkswirtschaftlichen Bereich Anwendung. Neben wirtschaftspolitischen Fragen wie der Strukturfondsbewertung stehen dabei insbesondere Aspekte der Konjunktur-, Kredit- oder Länderrisiken-Bewertung im Vordergrund. Beispielhaft sei auf die von der Dekabank entwickelte „Branchenampel“ zur Bestimmung von Länderrisiken (siehe Dekabank, 2003) oder den in der in der Börsen-Zeitung veröffentlichten „Deka-EZB-Kompass“ zur Analyse der europäischen Geldpolitik (siehe Dekabank, 2005) verwiesen. Auch verschiedene Projekte der Weltbank stützen sich bei Länderanalysen auf die Hilfe von Scoringmodellen, siehe dazu z.B. Caprio (1998). In verkehrspolitischer Perspektive diskutiert Ambrecht (2004) die Verwendung von Scoringmodellen in Bezug auf die Bundesverkehrswegeplanung. Und auch die von der Bertelmann Stiftung veröffentlichen Rankings „Die Bundesländer im Standortwettbewerb 2003“ sowie das „Internationale Standort Ranking 2004“ basieren auf einem Scoring-Ansatz. Für eine allgemeine Übersicht über Scoringmodelle in der (volkswirtschaftlichen) Anwendung siehe Figueira et al. (2005).


� 	Siehe u.a. Schäfer (2001).


� 	Siehe Berghoff et al. (2005).


� 	Siehe NOK (2002).


� 	Eine kompakte Darstellung liefern Adam (1996), Strebel (1978) und Andritzky (1976). Für eine detaillierte Analyse der Scoringverfahren siehe Strebel (1975).


� 	Siehe ESRI (1997).


� 	Siehe u.a. GEFRA & ESRI (2004, 2006) für deutsche Regionen, Fitz Gerald et al. (2003) für Irland.


� 	Siehe u.a. Little (1977).


� 	An dieser Stelle werden Scoringmodelle ausschließlich deskriptiv skizziert. Ein ausführlicher Anhang stellt die technische Seite der Konstruktion von Scoringmodellen umfassend dar.


� 	Siehe Eser et al. (2000), Seite 14. Den Einflusskanälen subjektiver Werturteile wird in der weiteren Analyse besondere Beachtung geschenkt. Für eine ausführliche Behandlung der inhärenten Subjektivität in Scoringmodellen sei auf den technischen Anhang verwiesen.


� 	Siehe Strebel (1975), Seite 146.


� 	Siehe Strebel (1978), Seite 2186.


� 	Für eine umfassende Bewertung der Stärken und Schwächen von Scoringmodellen siehe Adam (1996), Seite 421.


� 	Siehe Krämer-Els (1998), Seite 29.


� 	In diesem Zusammenhang sei auf folgende, für das Scoring-Modell wichtige Differenzierung hinge-wiesen: Im Modell wird explizit unterschieden zwischen der Ebene der „(Volks-)Wirtschaft“ oder „Ökonomie“ als gesellschaftliches Subsystem einerseits und andererseits der „Volkswirtschafts�lehre“ oder auch „Ökonomik“ als ein weit verbreitetes generalisiertes Analysekonzept (vergleichbar mit politik- und sozialwissenschaftlichen Modellen), welches auf eine Vielzahl gesellschaftlicher Fragestellungen angewandt werden kann.


� 	Zentrale Annahme dabei ist, dass sich das menschliche Handeln durch Ursache-Wirkungs�zusammenhänge abbilden lässt. Der ökonomische Ansatz formuliert menschliches Verhalten und gesellschaftliche Interaktion wie folgt: Jedes Individuum maximiert seinen individuellen Nutzen unter gegebenen Restriktionen (bzw. Kosten). Dabei ist der Begriff „Nutzen“ in der modernen Ökonomik völlig offen und keineswegs nur „monetär“ zu sehen. Der Ansatz verkürzt den Menschen nicht auf ein „egoistisches und selbstsüchtiges“ Individuum, so wie man die Formulierung des Nutzenmaximierens missverstehen könnte: Was Individuen als Nutzen ansehen ist im Konzept völlig offen und im Einzelfall von der sozialen Umwelt abhängig. So ist es in dem Modell auch möglich, dass Menschen ihren eigenen Nutzen oder ihr Wohlbefinden erhöhen, indem sie sich um das Wohlergehen anderer kümmern und damit altruistisch handeln. Schließlich spielen in dem Ansatz neben dem Nutzenkonzept auch die Restriktionen (oder Kosten) eine entscheidende Rolle, sie setzen den Wünschen des Individuums Grenzen. Das auf den ersten Blick kontraintuitive Bild des Nutzenmaximierers unter Nebenbedingungen wird somit insgesamt dazu verwendet, um eine Systematik einzuführen, damit verschiedene Tatbestände und Lebensbereiche in Nutzen-Kosten Einheiten vergleichbar gemacht werden können. Es geht somit nicht um die Verkürzung der Gesellschaft auf das wirtschaftliche Subsystem und die Maximierung der dort relevanten Erfolgsindikatoren, sondern um ein Vorgehen mit dessen Hilfe systematische Handlungsempfehlungen für die verschiedensten gesellschaftlichen Teilbereiche generiert werden können.


� 	Dies gilt für die Kategorien I bis III. In der Kategorie Redistribution wird der Mindestwert gebildet durch einen Punktwert von 1 bei Bewertungskriterium 2, sowie Punktwerten von 0 bei den übrigen Kriterien.


�	Ein Beispiel für fixierte Modellstrukturen soll am Beispiel der Produktionsfunktion verdeutlicht werden: Dabei können „exogene“ Entwicklungen in der Form dargestellt werden, dass Änderungen in Variablen (z.B. die relativen Faktorpreise) zu Änderungen in anderen Variablen (z.B. das Faktoreinsatzverhältnis) führen, ohne die Form der Produktionsfunktion zu verändern.


� 	Von einer privaten Kofinanzierung der EU-Fonds wird bei der folgenden Wirkungsanalyse zu den EU-Fonds 2007-13 zunächst abstrahiert.


� 	Für Details siehe GEFRA/ESRI (2004).


� 	Es sei darauf hingewiesen, dass es sich hier um eine hypothetische Vorgehensweise handelt. In de Realität dürfte es aber Nachfolgeprogramme der ein oder anderen Art geben. Um die Wirkungen zu veanschaulichen, wird hier aber von einem abrupten Ende der Förderprogramme ausgegangen.


� 	Details der Modellierung sind beschrieben in GEFRA/ESRI (2004).


� 	Unter Förderprogramme werden im Folgenden all jene ausgabewirksamen Maßnahmen verstanden, bei denen die Landesregierung Sachsen-Anhalts über Entscheidungsrechte verfügt. Pflichtaufgaben sind nicht expliziter Gegenstand der Untersuchung. Ausnahmen von dieser Regel sind dort gegeben, wo über den gesetzlich vorgeschriebenen Rahmen seitens der Landesregierung Initiativen erfasst und umgesetzt worden sind. 
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